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I. Vorwort 
In der vorliegenden Masterthesis beschäftige ich mich mit den organisatorischen Vo-
raussetzungen von Stadtentwicklung. Als Fallbeispiel dient die HafenCity Hamburg 
GmbH, die als städtische Stadtentwicklungsgesellschaften die Entwicklung der Hafen-
City steuert. Die HafenCity ist nicht nur mein langjähriger Studienstandort und daher 
Gegenstand vieler meiner wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit Stadtplanung 
gewesen, sondern für mich als Hanseatin auch ein besonderer Entwicklungsprozess, 
den ich von Beginn an gespannt mitverfolgt habe.

Im Laufe meiner Recherchen und insbesondere durch die interessanten Gespräche 
im Kontext dieser Arbeit ist mir die Vielschichtigkeit und Komplexität der Steuerung 
von Stadtentwicklung noch bewusster geworden. Ich denke, dass auch für weitere 
Forschungen die integrierte Aufgabe, öffentliche Interessen und privatwirtschaftliche 
Dynamiken in Einklang zu bringen und dabei nachhaltige und qualitätsvolle Stadträu-
me zu schaffen, ein spannendes Untersuchungsfeld darstellt. 

Mein Dank gilt in besonderem Maße meinen Betreuern, Herrn Dr. habil. Joachim Thiel 
und Herrn Prof. h. c. Jürgen Bruns-Berentelg. Ihre konstruktiven Anregungen, wert-
vollen fachlichen Inputs und die interessanten Gespräche, die ich mit Ihnen führen 
durfte, haben diese Masterthesis bereichert. Die kontinuierliche Unterstützung, die Sie 
mir entgegengebracht haben, weiß ich sehr zu schätzen.
Ebenso möchte ich mich bei meinen Interviewpartnern und -partnerinnen bedanken, 
die mit ihrer Expertise einen wertvollen Beitrag zu meiner Forschung geleistet haben. 
Ihre Einblicke und Erfahrungen waren von großem Wert für die Erkenntnisgewinnung. 
Ich schätze es daher sehr, wie viel Zeit Sie sich genommen haben und danke Ihnen 
für Ihre Offenheit. 

Und schließlich Danke an Noah und alle die mich so unterstützt haben.

Gendererklärung
Diese Masterthesis verwendet im Interesse einfacher Lesbarkeit durchgehend das 
generische Maskulinum. Alle Geschlechter sollen sich darin eingeschlossen sehen.



Die vorliegende Arbeit basiert auf einer qualitativen Fallstudie. Am Beispiel der HafenCity Hamburg GmbH 
wird die Steuerung komplexer räumlicher Transformationsprozesse im Kontext integrierter Stadtentwicklung 
untersucht. Ausgehend von der theoretischen Auseinandersetzung mit integrierter Stadtentwicklung, urbaner 
Governance, Großprojekten und der Rolle von Stadtentwicklungsgesellschaften als Akteur der Steuerung 
wurde ein Analysemodell aufgestellt. Es wurden drei Dimensionen der Integration – nach außen, nach vorne 
und nach innen – entwickelt, die von den Trägern der integrierten Stadtentwicklung zu bewältigen sind. 
Die HafenCity GmbH erbringt alle drei wesentlichen Integrationsleistungen und fungiert als zentraler Gover-
nance-Akteur, der fragmentierte Zuständigkeiten bündelt und eine vielfältige Akteursstruktur koordiniert. Ihre 
hybride Struktur kombiniert staatliche Steuerungskompetenz mit marktwirtschaftlichem Verständnis, wodurch 
öffentliche Planungsziele und marktwirtschaftliche Mechanismen effektiv miteinander verknüpft werden. Sie 
setzt hohe Qualitätsstandards und treibt Innovationen im Bereich der HafenCity voran. Ihre dynamische Or-
ganisationsstruktur ermöglicht es, flexibel auf veränderte Rahmenbedingungen zu reagieren und neue An-
forderungen zu integrieren, wobei sie interdisziplinäre Kompetenzen und kontextspezifisches Wissen bindet.
Zentrale Erkenntnis ist, dass Stadtentwicklungsgesellschaften durch ihre spezifische Form der Organisation 
fähig sind, die Steuerung komplexe räumlicher Transformationsprozesse im Kontext integrierter Stadtent-
wicklung effektiv zu leisten. Die Fallstudie der HafenCity verdeutlicht, dass öffentliche Stadtentwicklungsge-
sellschaften zudem einen überzeugenden Ansatz für die erfolgreiche und gemeinwohlorientierte Umsetzung 
urbaner Großprojekte darstellen, die sowohl Innovationen fördern als auch hohe Qualitätsstandards gewähr-
leisten. Die Arbeit leistet einen Beitrag zum Verständnis der Steuerungsprozesse integrierter Stadtentwick-
lung durch Stadtentwicklungsgesellschaften und bietet Impulse, diese Form der Organisation stärker in den 
Fokus planerischer Betrachtungen zu rücken. 

II. Abstract
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This thesis is based on a qualitative case study. The example of HafenCity Hamburg GmbH is used to 
analyse the management of complex spatial transformation processes in the context of integrated urban 
development. Based on the theoretical analysis of integrated urban development, urban governance, large-
scale projects and the role of urban development corporations, an analysis model was established. Three 
dimensions of integration - outward, forward and inward - were developed, which are to be managed by the 
organisations responsible for integrated urban development. 
The urban development corporation ‘HafenCity GmbH’ provides all three central integration dimensions and 
acts as a central governance actor that bundles the fragmented responsibilities and coordinates a diverse 
structure of actors. Its hybrid structure combines state control competences with a market-based unders-
tanding and effectively links public planning objectives and market-based mechanisms. It sets high quality 
standards and drives innovation in the HafenCity area. Its dynamic organisational structure enables it to react 
flexibly to changing framework conditions and integrates new requirements as well as interdisciplinary skills 
and context-specific knowledge.
The central finding is that urban development corporations are capable of effectively managing complex 
spatial transformation processes in the context of integrated urban development due to their specific form of 
organisation. The case study of HafenCity illustrates that public urban development corporations also repre-
sent a convincing approach for the successful and public welfare-oriented realisation of large-scale urban 
projects that both promote innovation and guarantee high quality standards. The work makes a contribution 
to understanding the management processes of integrated urban development through urban development 
corporations and provides impulses to bring this form of organisation more into the focus of planning consi-
derations. 
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SoV   Sondervermögen
UDCs   Urban Development Corporations
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EINLEITUNG1
1.1 Ausgangs- und Problemlage

„Großprojekte sind Katalysatoren der Stadtent-
wicklung” (Simons 2003). Sie sollen einen ent-
scheidenden Impuls geben und durch Multipli-
katoreffekte die Attraktivität der Städte über die 
lokale Umgebung hinaus steigern (vgl. Adam 
2012: I; Simons 2003). Insbesondere im Zeit-
alter der Globalisierung fungieren Großprojekte 
mit städtebaulichen und architektonischen Qua-
litäten als strategische Instrumente, um interna-
tionale Aufmerksamkeit zu generieren und die 
Wettbewerbsfähigkeit von Städten im globa-
len Standortwettbewerb nachhaltig zu stärken 
(vgl. Dziomba et al. 2007: 5). Die Zahl urbaner 
Großprojekte hat im europäischen Kontext in 
den letzten Jahrzehnten deutlich zugenommen 
(vgl. Fainstein 2008: 768, Flyvbjerg 2014: 11). 
Der Übergang von der Industrie- zur Dienstleis-
tungsgesellschaft und ein weitreichender Struk-
turwandel haben Industriebrachen und militäri-
sche Konversionsflächen freigesetzt, zu deren 
Revitalisierung Großprojekte genutzt werden 
(vgl. Adam 2012: I; Fainstein 2008: 768). Ty-
pische Beispiele für solche Vorhaben sind der 
Bau von Einkaufszentren, die Verlagerung von 
Flughäfen, groß angelegte Infrastrukturprojekte 
oder temporäre Großveranstaltungen wie inter-
nationale Bauausstellungen oder die Ausrich-
tung der Olympischen Spiele (vgl. Dziomba et 
al. 2007: 6 f.). Die Anlässe für die Initiierung von 
Großprojekten sind daher vielfältig, und die an 
sie gerichteten Erwartungen hoch. In der Praxis 
führen Kostenüberschreitungen, Verzögerun-
gen bei der Umsetzung und Überschätzungen 
der Renditen allerdings häufig zu problema-
tischen Ergebnissen (vgl. Flyvbjerg 2014: 11; 
Dziomba et al. 2007: 5).

1.1.1 Großprojekte in der Kritik
Großprojekte und ihre Auswirkungen auf Stadt-
entwicklung stehen daher vermehrt in der pla-
nungstheoretischen Kritik (vgl. Leick et al. 2020: 

252). Swyngedouw, Moulaert und Rodriguez 
(2002: 547 ff.) sehen großangelegte Stadtent-
wicklungsprojekte als Ausdruck einer neolibe-
ralen Stadtpolitik, die marktorientiertes Wachs-
tum und Wettbewerbsfähigkeit priorisiert. Durch 
die Ausrichtung der Großprojekte auf einkom-
mensstarke Bevölkerungsgruppen oder poten-
tiell hochwertige Wirtschaftstätigkeiten, entste-
he Swyngedouw et al. zufolge eine einseitige 
Profilierung von Eliten, während die Belange 
der Allgemeinheit weitgehend unberücksichtigt 
blieben (vgl. Swyngedouw et al. 2002: 572). Die 
resultierende sozialräumliche Fragmentierung 
würde zudem durch eine fehlende Integration 
in übergeordnete Planungen verstärkt werden, 
wodurch die Auswirkungen auf die Gesamtstadt 
weitestgehend unklar blieben (vgl. ebd.: 547, 
576). 

Privatisierung und der unbegabte Akteur
Groß angelegte urbane Entwicklungsprojekte 
stehen zudem in der Kritik, ein Demokratiedefizit 
aufzuweisen, da die Beteiligung der Öffentlich-
keit häufig auf formale Verfahren beschränkt sei 
und eine intransparente Entscheidungsfindung 
in geschlossenen Gruppen stattfinden würde, 
bei der die zentralen Zielvorgaben in frühen Pro-
jektphasen getroffen werden (vgl. Swyngedouw 
et al. 2002: 547, 579; Dziomba et al. 2007: 8; 
Leick et al. 2020: 252). Damit einher gehe die 
zunehmende Nutzung von planerischen und 
politischen Ausnahmeregelungen, die ebenfalls 
auf eine neoliberale Stadtpolitik zurückzuführen 
seien und sich in einer veränderten Geometrie 
der Macht bei der Steuerung der Urbanisierung 
widerspiegeln würden (vgl. Swyngedouw et al. 
2002: 547). Im internationalen Vergleich zeigt 
sich, dass Großprojekte häufig durch eine „Ent-
kommunalisierung” oder „Entstaatlichung“ cha-
rakterisiert sind, wobei traditionell öffentliche 
Aufgaben der Flächenentwicklung an private 
Akteure übertragen werden. Diese zunehmende 
Privatisierung städtischer Entwicklungsprozes-
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1 Einleitung

se geht mit der Annahme einher, es bestehe ein 
Verlust der öffentlichen Kontrolle durch eine Ent-
hoheitlichung der Planung zugunsten privatwirt-
schaftlicher Entscheidungslogiken (vgl. Bruns-
Berentelg 2012: 73).

Dieser Kritik an Privatisierung steht – parado-
xerweise – eine konträr wahrgenommene Unfä-
higkeit staatlich organisierter Bürokratie gegen-
über, zeitgemäße urbane Räume zu schaffen 
und Innovation zu generieren (vgl. Siebel et al. 
2001: 529). Da die bürokratische Verwaltung 
in einer stark hierarchischen Struktur angelegt 
und auf Routineaufgaben sowie Konsensbil-
dung ausgelegt ist, ist die Anpassung an neue 
Herausforderungen oder die Entwicklung kreati-
ver Lösungswege lediglich sehr eingeschränkt 
möglich (vgl. Ibert 2009: 20). Es lässt sich daher 
argumentieren, dass politische Logiken inner-
halb staatlicher Strukturen oft innovative Stadt-
entwicklung hemmen (vgl. Siebel et al. 2001: 
529).

Zurückführen lässt sich diese Annahme auf 
den Wandel der Steuerung der städtischen 
Politik infolge veränderter ökonomischer Rah-
menbedingungen und einen gesellschaftlichen 
Strukturwandel, der sich in einer kulturellen und 
ethnischen Diversifizierung zeigt. Der daraus 
entstandene Diskurs zeichnet sich in einer „New 
Urban Governance” ab, bei der das öffentliche 
städtische Steuerungssystem durch ein Spekt-
rum von privaten Akteuren ergänzt wird, die an 
der Entscheidungsfindung und Realisierung von 
Stadtentwicklung beteiligt sind (vgl. Häußer-
mann 2006: 124 ff.). Dieser Übergang von „Go-
vernment zu Governance” wird zudem dadurch 
forciert, dass Städte aufgrund fehlender finan-
zieller Ressourcen und neuer Aufgabenanfor-
derungen durch eine projektförmige Steuerung 
oftmals überfordert sind, Großprojekte in eige-
ner Regie durchzuführen. Sie sind somit auf die 
Kooperation mit privaten Akteuren angewiesen, 
die sie bei der Organisation und Umsetzung un-
terstützen (vgl. ebd.: 124 ff.).

1.1.2 „Gegenmodell” HafenCity? 
Die vorherrschende Kritik an städtischen Groß-
projekten, die oft als Ausdruck einer neolibe-
ralen Politik wahrgenommen wird, zeigt sich in 
einer Verschiebung der Steuerungsmacht vom 
Staat in Richtung Markt und einer gleichzeitigen 
„Unbegabtheit“ des politisch-administrativen 
Systems, innovative Stadtentwicklung zu schaf-
fen. Allerdings tendiert diese Perspektive dazu, 
urbane Vorhaben ungeachtet ihrer spezifischen 
Rahmenbedingungen, ihrer geografischen Ver-
ortung und Steuerungsmechanismen zu ge-
neralisieren. Dadurch wird eine differenzierte 
Analyse der steuernden Akteure und ihrer Hand-
lungen im Raum vernachlässigt (vgl. Bruns-Be-
rentelg 2012: 69 f.).

In Anbetracht der vielfältigen Herausforderun-
gen, mit denen Städte konfrontiert sind, wie dem 
anhaltenden Klimawandel, Globalisierungs- und 
Urbanisierungsprozessen und einer Verschär-
fung der sozialen Ungleichheiten, stoßen sek-
torale Lösungsansätze an ihre Grenzen, da sie 
die komplexen Wechselwirkungen des urbanen 
Raums vernachlässigen. Daher werden ver-
mehrt Ansätze einer integrierten Stadtentwick-
lung angestrebt, um zukunftsfähige städtische 
Räume zu entwickeln (vgl. Heinig 2022: 7). Bei 
der Suche nach einer Form der Trägerschaft 
treten Stadtentwicklungsgesellschaften als eine 
Sonderorganisation von Stadtentwicklung in den 
Fokus, die insbesondere bei anspruchsvollen 
und groß angelegten Projekten eingesetzt wer-
den (vgl. Fontaine-Kretschmer et al. 2022: 47).

Die HafenCity Hamburg stellt nicht nur die 
Transformation eines ehemaligen Hafenareals, 
eine Erweiterung der Hamburger Innenstadt 
und ein urbanes Waterfront-Projekt dar, sondern 
ist seit der Initiierung 1997 und dem offiziellen 
Projektstart im Jahr 2000 eines von Europas be-
deutendsten Stadtentwicklungsprojekten der 
Gegenwart. Aufgrund des hohen Investitions-
volumens von insgesamt 13 Mrd. Euro aus pri-
vaten und öffentlichen Investitionen und einer 
Gesamtfläche von 157 Hektar lässt sich die Ha-
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fenCity als städtebauliches Großprojekt einord-
nen (vgl. HafenCity Hamburg GmbH 2021: 1f.). 
Die Steuerung des Vorhabens erfolgt durch die 
HafenCity GmbH, eine eigens für dieses Pro-
jekt gegründete städtische Entwicklungsgesell-
schaft (vgl. Bruns-Berentelg et al. 2020: 169 f.).
In diesem Kontext stellt sich die Frage, ob die 
HafenCity, gesteuert durch eine öffentliche 
Stadtentwicklungsgesellschaft, ein alternatives 
Steuerungs- und Organisationsmodell darstel-
len kann, das die bemängelte Verschiebung 
vom Staat in Richtung Markt ausbalanciert, in-
dem beide Sphären in ein produktives Wech-
selspiel gebracht werden. Es wird die Hypothe-
se aufgestellt, dass die Organisationsform der 
Stadtentwicklungsgesellschaften, die an der 
Schnittstelle zwischen Staat und Markt agiert, 
zudem fähig ist, innovative und integrierte Stadt-
entwicklung zu leisten. 

1.2 Forschungsinteresse 

Während Stadtentwicklung vielfach Gegenstand 
wissenschaftlicher Untersuchungen ist, wurde 
der spezifi sche Beitrag von Stadtentwicklungs-
gesellschaften bei der Entwicklung und Umset-
zung großer urbaner Stadtentwicklungsprojekte 
bislang weniger intensiv erforscht. Insbesonde-
re die organisatorischen und prozessualen As-
pekte von Stadtentwicklungsgesellschaften als 
Sonderorganisation der Stadtentwicklung bilden 
somit einen relevanten Forschungsgegenstand. 
Das Erkenntnisinteresse richtet sich auf die 
Steuerung komplexer räumlicher Transforma-
tionsprozesse durch Stadtentwicklungsgesell-
schaften und deren Unterschiede zu staatlichen 
oder rein marktlichen Steuerungsmodellen. Im 
Mittelpunkt steht die Analyse ihrer organisatio-
nalen und steuerungsbezogenen Bedingungen 
bei der Planung sowie der Entwicklung und Um-
setzung integrierter Stadtentwicklungsprojekte. 
Dabei sollen sowohl die Organisations- und Pro-
zessstrukturen als auch die Potentiale und He-
rausforderungen von Stadtentwicklungsgesell-
schaften identifi ziert werden.

Ausgehend von diesem wissenschaftlichen In-
teresse wurde folgende Forschungsfrage for-
muliert:

Inwiefern lassen sich komplexe räumliche 
Transformationsprozesse im Kontext inte-
grierter Stadtentwicklung durch Stadtent-
wicklungsgesellschaften tragen und welche 
Implikationen ergeben sich daraus für die 
Governance urbaner Großprojekte?

Um zur Struktur der Arbeit beizutragen, wurden 
zudem Unterfragen entwickelt, die eine schritt-
weise Beantwortung der übergeordneten Frage 
ermöglichen.

• Welche Rahmenbedingungen führen zur 
Gründung von Stadtentwicklungsgesell-
schaften?

• Wie sind Stadtentwicklungsgesellschaften 
organisiert und strukturiert und welche Un-
terschiede bestehen zu anderen Formen der 
Trägerschaft?

• Welche Herausforderungen und Potentiale 
bestehen für Stadtentwicklungsgesellschaf-
ten bei der integrierten Entwicklung des ur-
banen Raums?

• Welche Schlüsse lassen sich aus bestehen-
den Projekten und Erfahrungen für künftige 
integrierte Stadtentwicklung durch staatliche 
Stadtentwicklungsgesellschaften ziehen?

Ziel dieser Masterthesis ist es, die Rolle von 
Stadtentwicklungsgesellschaften als Träger in-
tegrierter Stadtentwicklung zu untersuchen und 
zu analysieren, wie sie innerhalb von Governan-
ce-Strukturen agieren. Dabei soll erforscht wer-
den, inwieweit Stadtentwicklungsgesellschaften 
dazu beitragen können, die Herausforderungen 
moderner Stadtentwicklung zu bewältigen und 
welche Faktoren ihren Erfolg beeinfl ussen.
Die angestrebten Erkenntnisse zielen darauf ab, 
die Steuerungsprozesse von Stadtentwicklungs-
gesellschaften bei der integrierten Entwicklung 
von städtebaulichen Großprojekten im Detail zu 
verstehen. Sie sollen dazu beitragen, ein tiefe-

Inwiefern lassen sich komplexe räumliche 
Transformationsprozesse im Kontext inte-
grierter Stadtentwicklung durch Stadtent-
wicklungsgesellschaften tragen und welche 
Implikationen ergeben sich daraus für die 
Governance urbaner Großprojekte?

Um zur Struktur der Arbeit beizutragen, wurden 
zudem Unterfragen entwickelt, die eine schritt-
weise Beantwortung der übergeordneten Frage 
ermöglichen.

• Welche Rahmenbedingungen führen zur 
Gründung von Stadtentwicklungsgesell-
schaften?

• Wie sind Stadtentwicklungsgesellschaften 
organisiert und strukturiert und welche Un-
terschiede bestehen zu anderen Formen der 
Trägerschaft?

• Welche Herausforderungen und Potentiale 
bestehen für Stadtentwicklungsgesellschaf-
ten bei der integrierten Entwicklung des ur-
banen Raums?

• Welche Schlüsse lassen sich aus bestehen-
den Projekten und Erfahrungen für künftige 
integrierte Stadtentwicklung durch staatliche 
Stadtentwicklungsgesellschaften ziehen?
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res Verständnis für die Mechanismen und Pro-
zesse zu entwickeln, die für den Erfolg urbaner 
Transformationsprojekte entscheidend sind. In 
Hamburg können sowohl staatliche als auch pri-
vatisierte Stadtentwicklungsgesellschaften von 
den angestrebten Erkenntnissen profitieren.

1.3 Forschungsdesign und me-
thodisches Vorgehen 

Die vorliegende Masterthesis ist in sechs Ka-
pitel unterteilt. Im ersten Kapitel wird die For-
schung einleitend durch die Ausgangs- und 
Problemlage sowie das Forschungsinteresse 
eingeführt. Das zweite Kapitel bildet die theore-
tische Grundlage und beleuchtet die Spezifika 
von Stadtentwicklungsgesellschaften als Träger 
integrierter Stadtentwicklung aus der Governan-
ce-Perspektive. Der theoretische Zugang zur 
Arbeit erfolgte über die Auswertung von Litera-
tur- und Internetrecherchen aus Sekundärquel-
len und diente der Abbildung des Forschungs-
standes. Im dritten Kapitel wird die angewandte 
Methodik erläutert, die zur Erhebung und Aus-
wertung qualitativer Daten verwendet wurde. 
Das vierte Kapitel befasst sich mit der Fallstudie 
zur HafenCity, die als zentraler Untersuchungs-
gegenstand dient. Darauf aufbauend folgt im 
fünften Kapitel die Analyse, in der die Fallstudie 
detailliert ausgewertet wird und die gesammel-
ten Erkenntnisse diskutiert werden. Abschlie-
ßend werden im sechsten Kapitel die zentralen 
Ergebnisse im Fazit zusammengeführt und die 
eingangs aufgestellte zentrale Forschungsfrage 
beantwortet.

Den Kern der empirischen Arbeit bildet eine 
Fallstudie (auch Case Study genannt). Der For-
schungsgegenstand der Steuerung integrierter 
Stadtentwicklungsprozesse durch kommunale 
Stadtentwicklungsgesellschaften wird am Fall 
der HafenCity Hamburg untersucht. 
 Bei einer Fallstudie handelt es sich „um 
die komplexe, ganzheitliche Analyse einer be-
stimmten Untersuchungseinheit” (Häder 2019: 
371). Fallstudien betrachten die untersuchte 

Einheit als Ganzes und sind darauf ausgelegt, 
alle relevanten Determinanten des Untersu-
chungsgegenstandes mit einzubeziehen (vgl. 
ebd.: 372) und konzentrieren sich daher auch 
auf die Entwicklungen sowie die jeweiligen Be-
ziehungen zur Umwelt, das heißt auf den Kon-
text des Falls (vgl. Flyvbjerg 2011a: 301). Da-
durch können kontextspezifisches Wissen und 
Erfahrungen vermittelt werden. Dies ermöglicht 
es, die Distanz zum Untersuchungsgegenstand 
zu verkleinern, um die Wirkung und den Nutzen 
der Forschung klarer und überprüfbarer zu ma-
chen. Aufgrund dieses umfassenden und detail-
lierten Ansatzes weisen Fallstudien eine hohe 
Intensität, Vollständigkeit und Tiefe hinsichtlich 
der untersuchten Einheit auf (vgl. ebd.: 301, 
303).

Die Methodik der Fallstudie ist qualitativ ausge-
richtet und nicht an eine bestimmte Erhebungs-
technik gebunden, sondern bedient sich in 
Abhängigkeit des Falls unterschiedlicher Tech-
niken und Strategien der Informationsgewinnung 
(vgl. Häder 2019: 372 f.). Die erkenntnistheore-
tischen Vorteile der Anwendung einer Fallstudie 
liegen daher insbesondere im Verständnis des 
Kontextes und des Prozesses. So können die 
Kausalitäten eines Falles offengelegt und die 
Ursachen mit den Ergebnissen verknüpft wer-
den. Dies hilft, die Bedeutung der Ergebnisse 
im Detail zu verstehen und schafft die Grundla-
ge, um fundierte Schlussfolgerungen ziehen zu 
können (vgl. Flyvbjerg 2011a: 314).

Auswahl des Falls
Bei dem ausgewählten Fall handelt es sich um 
den Stadtteil HafenCity in der Freien und Hanse-
stadt Hamburg (FHH). Der Fokus liegt auf der 
HafenCity Hamburg GmbH (HCH). Als städti-
sche Stadtentwicklungsgesellschaft wurde die 
HCH bei der Transformation des ehemaligen 
Hafenareals zur heutigen HafenCity als zentra-
ler Akteur für die Steuerung eingesetzt. Damit ist 
sie für die Aufgabe der Entwicklung von „Euro-
pas größte[m] innerstädtische[n] Stadtentwick-
lungsvorhaben” (HafenCity Hamburg GmbH o. 

1 Einleitung
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J. h) verantwortlich. Die HCH (vormals Gesell-
schaft für Hafen- und Standortentwicklung) wur-
de spezifisch für die Entwicklung der HafenCity 
gegründet (vgl. Bruns-Berentelg et al. 2020: 169 
f.). Im deutschen Kontext kann die HafenCity als 
Pionier der integrierten städtebaulichen Ent-
wicklung durch eine Stadtentwicklungsgesell-
schaft im städtischen Eigentum angesehen wer-
den. Sie besitzt eine spezifische und vorbildlose 
Governance-Struktur, die „charakterisiert [wird] 
durch eine starke staatliche Investitionsrolle im 
Bereich der Infrastruktur und der öffentlichen 
Räume, durch ein starkes regulatives Regime 
[sowie durch] eine induzierte kleinteilige Markt-
mobilisierung“ (Bruns-Berentelg 2012: 73 ff.). 
 In Anlehnung an Flyvbjergs (2011a: 307) 
Strategien der Fallauswahl wurde der Fall Ha-
fenCity informationsorientiert ausgewählt, das 
heißt auf Grundlage der Erwartung, dass der 
spezifische Fall einen hohen Informationsgehalt 
aufweist. Der wissenschaftliche Diskurs setzt 
sich bereits seit vielen Jahren mit der Erweite-
rung der Hamburger Innenstadt in das ehemali-
ge Hafengebiet an der Elbe auseinander. Daher 
besteht eine große Bandbreite an Literatur und 
Dokumenten, auf die zurückgegriffen werden 
kann. 

Ein Fall entwickelt sich typischerweise im Verlauf 
der Zeit. Das bedeutet, dass die Fallentwicklung 
als eine zeitliche Abfolge konkreter und zusam-
menhängender Ereignisse verstanden werden 
kann, die in einem spezifischen Kontext stattfin-
den und in ihrer Gesamtheit den Fall konstitu-
ieren (vgl. Flyvbjerg 2011a: 301). Der Untersu-

chungszeitpunkt erweist sich bei der HafenCity 
gegenwärtig als sehr geeignet, da sich das Vor-
haben bereits in einem fortgeschrittenen Stadi-
um der Projektlaufzeit befindet. Dies ermöglicht 
eine umfassende Analyse sowohl abgeschlos-
sener als auch laufender Prozesse. 

Bei der HafenCity handelt es sich weiterhin um 
einen paradigmatischen Fall. Paradigmatische 
Fälle, wie von Flyvbjerg (2011a) konzeptualisiert, 
fungieren als „Metapher oder Schule für den 
Bereich, den der Fall betrifft” [Übers. d. Verf.]. 
Sie können daher als besonders aussagekräf-
tige Fälle verstanden werden, die als Modellfall 
die wesentlichen Charakteristika des Untersu-
chungsgegenstandes hervorheben. Dadurch 
wird ein tiefes Verständnis des zugrunde liegen-
den Phänomens ermöglicht (vgl. ebd.: 307). Der 
Modellcharakter der HafenCity hat sich bereits 
in der Vergangenheit gezeigt, da das Vorhaben 
sowohl national als auch international oft als Re-
ferenz herangezogen wird. Als Fallstudie kann 
die HafenCity als ein paradigmatischer Fall für 
die Integration von marktwirtschaftlichen As-
pekten in die städtische Steuerung von Stadt-
entwicklung herangezogen werden. Die ana-
lytische Betrachtung der HafenCity verspricht 
somit, über den spezifischen Kontext hinaus, 
Erkenntnisse zu generieren, die zur Weiterent-
wicklung des Ansatzes der integrierten Stadt-
entwicklung beitragen können. Dies erfordert al-
lerdings zunächst eine kritische Einordnung des 
Falls unter Berücksichtigung der theoretischen 
Grundlagen sowie der lokalen und institutionel-
len Rahmenbedingungen. 

Abb. 1: Baustelle HafenCity. 
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2
Im Folgenden wird ein Überblick über die theo-
retischen Grundlagen gegeben, auf denen die 
vorliegende Arbeit aufbaut. Im Zuge dessen 
werden die Zusammenhänge zwischen den 
Themenbereichen integrierte Stadtentwicklung 
und Governance aufgezeigt und Großprojekte 
als Instrument der Raumproduktion erläutert. 
Ausgehend von der Frage nach einer geeigne-
ten Trägerschaft wird der Fokus auf Stadtent-
wicklungsgesellschaften und ihre spezifi sche 
Form der Organisation gerichtet.

2.1 Integrierte Stadtentwicklung 

Stadtentwicklung zielt darauf ab, die vielfältigen 
internen und externen Veränderungsprozesse, 
denen Städte und Gemeinden ausgesetzt sind, 
zu analysieren und zielgerichtet zu lenken (vgl. 
Beckmann 2018: 1064). Integrierte Stadtent-
wicklung stellt dabei einen ganzheitlichen und 
fachübergreifenden Ansatz dar, bei dem „die 
räumlichen, sektoralen und zeitlichen Aspekte 
der Schlüsselbereiche der Stadtpolitik aufeinan-
der abgestimmt werden“ (BBSR 2017: 9).

Bereits Ende der 1960er Jahre fand das Kon-
zept der integrierten Stadtentwicklung in Reak-
tion auf sich verändernde Rahmenbedingungen 
in Politik und Verwaltung und einem steigenden 
Wettbewerbsdruck Einzug in die kommunale 
Planung. Dabei wurde eine stark analytische 
und verwissenschaftlichte Ausrichtung verfolgt, 
basierend auf der technokratischen Annahme, 
statistische Daten hätten verstärkte Planungsre-
levanz (vgl. Beckmann 2018: 1064; Franke et al. 

2009: 253 f.). Dementsprechend erfolgte die Pla-
nung des Raumes auf der Grundlage relevanter 
Einfl ussgrößen wie beispielsweise der Bevöl-
kerungs- und Wohnfl ächenentwicklung sowie 
des Verkehrsaufkommens (vgl. Adam 2009: I). 
Mit dem Instrument der Stadtentwicklungspla-
nung erhoffte man sich eine erhöhte Rationalität 
der öffentlichen Planung, insbesondere bei der 
kommunalen Entscheidungsfi ndung. Ende der 
1980er Jahre kam es zu einem Strukturwandel, 
bei dem eine stärkere Ausrichtung auf Projekte 
und Marktdynamiken die ganzheitliche Betrach-
tungsweise der integrierten Stadtentwicklung 
ablöste. Diese Abkehr ist vornehmlich darauf 
zurückzuführen, dass die tatsächliche Umset-
zung der Ziele häufi g nicht erfolgte (vgl. Beck-
mann 2018: 1064; Franke et al. 2009: 253 f.). 

Seit Ende der 1990er Jahre erfuhren integrierte 
Ansätze der Stadtentwicklung eine Renaissance 
(vgl. Franke et al. 2009: 254). Während fachlich 
orientierte Verwaltungsstrukturen weiterhin spe-
zialisierte Fachplanungen auf Basis fachspezifi -
scher Methoden entwickelten, zeigte sich ange-
sichts der komplexen Herausforderungen des 
21. Jahrhunderts zunehmend die Notwendig-
keit für fachübergreifende Ansätze (vgl. Heinig 
2022: 17 f.). Die 2007 beschlossene „Leipzig 
Charta” kann als Schlüsseldokument der integ-
rierten Stadtentwicklung angesehen werden. In 
der Charta verpfl ichteten sich alle Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Union (EU) dazu, „einen 
integrierten Ansatz in der Stadtentwicklung zu 
verfolgen und voranzubringen“ (BBSR 2017: 9). 
Im Jahr 2020 wurde das Konzept zudem durch 
die Neue Leipzig Charta weiterentwickelt (vgl. 

STEUERUNG INTEGRATIVER 
PROZESSE DER URBANEN 

GOVERNANCE
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2 Steuerung integrativer Prozesse der urbanen Governance

Heinig 2022: 32). Ein Blick auf die nationale Pra-
xis zeigt, dass eine integrierte Stadtentwicklung 
in Deutschland sowohl von Bund, Ländern und 
Kommunen als auch von zahlreichen Städten 
und Gemeinden aktiv verfolgt wird (vgl. BBSR 
2017: 9, 28).

Wesentlicher Unterschied zu vorherigen An-
sätzen der integrierten Stadtentwicklung liegt 
in der Problem- und Umsetzungsorientierung 
(vgl. Adam 2009: I). Städtische Probleme wer-
den durch eine gebietsbezogene Annäherung 
und eine räumliche Perspektive in Gänze ana-
lysiert und bearbeitet, wodurch auch soziale, 
wirtschaftliche und ökologische Interdependen-
zen erfasst werden können (vgl. BBSR 2017: 
11). Durch den Ortsbezug soll sichergestellt 
werden, dass Maßnahmen auf der jeweils ge-
eigneten räumlichen Ebene – ob Quartier, Stadt 
oder Region – umgesetzt werden. Gleichzeitig 
wird angestrebt, die verschiedenen Ebenen mit-
einander zu verknüpfen (vgl. Heinig 2022: 32). 
Die Umsetzung des Konzeptes bezieht sich zu-
dem auf eine inhaltliche, fachliche Integration. 
Diese umfasst den Anspruch, die im Raum ku-
mulierenden Interessen untereinander abzuwä-
gen und fachübergreifend zu lenken. Dement-
sprechend soll die integrierte Stadtentwicklung 
die an der öffentlichen Planung beteiligten Ak-
teure aus verschiedenen sektoralen Handlungs-
feldern integrieren (vgl. Heinig 2022: 19; Franke 
et al. 2009: 256). Im Sinne eines holistischen 
Ansatzes sind nicht nur Politik, Verwaltung und 
Wirtschaft einzubeziehen, sondern insbeson-
dere auch die Bürgerinnen und Bürger, um auf 
lokale Bedürfnisse reagieren zu können (vgl. 
BBSR 2017: 9). 

2.1.1 Zur Begrifflichkeit
Der Begriff der integrierten Stadtentwicklung ist 
im kommunalen Alltag mittlerweile omnipräsent. 
Hinsichtlich Auffassung und Herangehensweise 
zeigen sich jedoch kommunale Unterschiede, 
da er weitreichend auslegbar ist (vgl. Heinig 
2022: 7; Beckmann 2018: 1064). Auch geht die 
Wiederauflebung der „integrierten Stadtentwick-

lung” mit einer Vielzahl neuer integrierter Ansät-
ze auf der kommunalen Planungsebene einher. 
Die Konzept- und Programmvielfalt reicht von in-
tegrierten regionalen Leitbildern über integrierte 
Stadtteilkonzepte bis hin zu integrierten sekto-
ralen Konzepten, wie integrierten Verkehrs-, 
Wohn- und Einzelhandelskonzepten (vgl. Fran-
ke et al. 2009: 254). 

Aufgrund dieser Begriffsunschärfe wird im Kon-
text dieser Arbeit eine eigene Definition festge-
legt: Integrierte Stadtentwicklung bezeichnet 
einen ganzheitlichen Planungsansatz, der ver-
schiedene Fachsektoren wie Stadt-, Verkehrs- 
und Freiraumplanung miteinander verknüpft 
und diese auf unterschiedlichen räumlichen 
Ebenen koordiniert. Wesentliche Merkmale sind 
die Bündelung von Ressourcen, die aktive Ein-
bindung vielfältiger Akteurskonstellationen, ein-
schließlich Akteuren außerhalb von Politik und 
Verwaltung, sowie der Aufbau von kommunalen 
Partnerschaften. Dabei werden diverse prozes-
suale Elemente vor dem Hintergrund sowohl 
kurzfristiger Handlungsbedarfe als auch lang-
fristiger Steuerungserfordernisse berücksich-
tigt. Integrierte Stadtentwicklung erfordert daher 
querschnittsorientierte Organisationsstrukturen, 
die in der Lage sind, alle verfahrenstechnischen 
Aspekte, Entscheidungen, Wirkungsabschät-
zungen sowie die anschließende Umsetzung zu 
bewältigen (vgl. Beckmann 2018: 1064; Franke 
et al. 2009: 254).

2.1.2 Planungsinstrumentarium und Steue-
rungsansatz
Ein zentraler Bestandteil des Planungsinstru-
mentariums der integrierten Stadtentwicklung 
ist die Ausarbeitung integrierter Konzepte. In 
Deutschland existieren verschiedene strategi-
sche Konzepte wie etwa das integrierte städ-
tebauliche Entwicklungskonzept (ISEK), das 
integrierte Handlungskonzept (IHK) sowie das 
integrierte Entwicklungskonzept (IEK). Diese im 
Zuge der Städtebauförderung des Bundes und 
der Länder eingeführten Konzepte beruhen im 
Wesentlichen auf demselben Grundprinzip und 
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werden häufi g synonym verwendet (vgl. BMWSB 
2023: 9). Es handelt sich um „[...] ein teilräum-
liches strategisches und umsetzungsorientier-
tes Steuerungsinstrument der Stadtentwicklung 
unter Berücksichtigung eines ganzheitlichen, in-
tegrierten Planungsansatzes, das in einem dia-
log- und prozessorientierten Verfahren erarbei-
tet und fortentwickelt wird” (BMWSB 2023: 9).
Bei der Erstellung von integrierten Konzepten 
und Planungen lassen sich im Wesentlichen zwei 
Anlässe unterscheiden: endogene und exogene 
Faktoren. Endogene Anlässe ergeben sich aus 
räumlich lokalen Problemstellungen, wie der 
Forderung nach altersgerechtem Wohnraum in-
folge des demographischen Wandels. Exogene 
Anlässe wiederum entstehen durch externe Im-
pulse. Hierbei kann es sich beispielsweise um 
Förderprogramme oder -richtlinien handeln (vgl. 
Franke et al. 2009: 258). Ein stark ausgeprägtes 
integriertes Handeln wird durch Entwicklungs-
konzepte gefördert, die den Anlass der Planung 
analysieren, klare Zielsetzungen formulieren 
und die Parameter der Kooperation zwischen 
den verschiedenen Akteuren defi nieren (vgl. 
Franke et al. 2009: 257).

Mit diesem mehrdimensionalen Ansatz gehen ein 
hoher Steuerungsanspruch sowie die Notwen-
digkeit eines engen intersektoralen Austauschs 
einher, um eine sachgerechte Abwägung der 
divergierenden Belange zu gewährleisten. Da-
her ist es von Relevanz, Bewusstsein für die 
Potentiale und Herausforderungen des Ansat-
zes zu schaffen und Entscheidungsträgern aus 
Politik und Verwaltung den damit einhergehen-
den Aufwand zu verdeutlichen (vgl. Beckmann 
2018: 1064, 1067). Förderlich für die Konzep-
tion und den Prozess integrierter Planung ist 
insbesondere die Bereitstellung personeller, fi -
nanzieller und zeitlicher Ressourcen (vgl. Beck-
mann 2018: 1067). Durch die Möglichkeit, auf 
ein breites Spektrum spezialisiertes Fachwissen 
zurückzugreifen und einen strukturierten Erfah-
rungsaustausch zu fördern, kann das benötig-
te Know-how entwickelt werden, um komplexe 
räumliche Prozesse zu steuern (vgl. BBSR 2017: 

9). Die Steuerung sollte im Sinne eines starken 
integrierten Handelns nicht nur auf informeller 
Ebene erfolgen, sondern institutionalisiert wer-
den, beispielsweise durch feste Zuständigkei-
ten oder regelmäßige Meetings (vgl. Franke et 
al. 2009: 267). Eine zentrale Herausforderung 
besteht darin, den stadtregionalen Kontext und 
das bestehende bereits integrierte Umfeld zu 
beachten und in die Planung einzubeziehen 
(vgl. Beckmann 2018: 1067; Adam 2009: II). In-
folgedessen ergeben sich hohe Abstimmungs- 
und Aushandlungsbedarfe. Damit einher geht 
die anspruchsvolle Koordination der verschie-
denen Akteure der integrierten Stadtentwick-
lung, die sektorenübergreifende Strukturen und 
partizipative Beteiligungsprozesse zur Einbe-
ziehung der Zivilgesellschaft notwendig macht 
(vgl. BBSR 2017: 86).

2.2 Governance 

Die Frage, wer Städte integriert entwickelt, rich-
tet den Fokus auf die im Gefüge der Stadt han-
delnden Akteure und ihre Beiträge zur Raum-
produktion. Wie Klaus Selle (2008: 28) in diesem 
Kontext hervorhebt, ist Stadtentwicklung das 
Resultat diverser Aktivitäten „an den Märkten, 
im öffentlichen Sektor und in der lokalen Gesell-
schaft”. Die Stadt wird von einem demgemäß 
breiten Akteursspektrum entwickelt, das sich 
überlagert und wechselseitig beeinfl usst (vgl. 
ebd.: 39). Die Debatte im Rahmen der integrier-
ten Stadtentwicklung verdeutlicht, dass die ak-
tuellen und vielschichtigen Herausforderungen 
vor denen Städte im Zeitalter der Globalisierung, 
Digitalisierung und des Klimawandels stehen, 
nur durch eine fach- und akteursübergreifen-
de sowie räumlich orientierte Zusammenarbeit 
zu bewältigen sind (vgl. Heinig 2022: 7). Diese 
Orientierung hin zu einer verstärkten Zusam-
menarbeit der Akteure im urbanen Raum wird 
auch im planerischen Diskurs zur kommunalen 
Governance ersichtlich, bei dem nicht die Pla-
nung und ihre Verfahren im Mittelpunkt stehen, 
sondern die Akteure selbst (vgl. Selle 2008: 38).
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2.2.1 Von Government zu Governance: Ein 
Paradigmenwechsel
Bis zum Ende der fordistischen Gesellschafts-
formation dominierte in Deutschland ein relativ 
stabiles System der Stadtentwicklungssteue-
rung. Die Planung lag in den Händen der (Ober-)
Bürgermeister und der Planungsämter der öf-
fentlichen Verwaltung, „die im Steuerungssys-
tem der deutschen Städte einen beherrschen-
den Einfluss ausübten” (Häußermann 2006: 
125). Dieses Modell der Steuerung basierte auf 
einem technokratischen Planungsverständnis, 
ausreichenden finanziellen Ressourcen und ei-
nem breiten politischen Konsens über die Ziele 
der Stadtentwicklung (vgl. Häußermann 2006: 
121 f., 124 f.).

Der Übergang zur postfordistischen Ära brach-
te jedoch fundamentale Herausforderungen mit 
sich. Die Deregulierung des Weltmarktes, öko-
nomische Krisen und der daraus resultierende 
Strukturwandel führten zu einer Finanzkrise vie-
ler Städte. Gleichzeitig nahm die kulturelle und 
ethnische Diversität der Stadtbevölkerung zu, 
wodurch die Anforderungen an die Stadtpoli-
tik komplexer und vielschichtiger wurden. Die 
Städte sahen sich nun nicht mehr als Verwalter 
des Wachstums, sondern als Akteure in einem 
globalen Standortwettbewerb (vgl. Häußermann 
2006: 123). 

Gleichzeitig besteht eine tiefgreifende Legitima-
tionskrise gegenüber staatlichen Institutionen. 
Der Staat wird zunehmend als „unbegabter Ak-
teur” wahrgenommen, dem die Fähigkeit abge-
sprochen wird, Innovation hervorzubringen oder 
mit der Dynamik der sich rapide verändernden 
sozialen, ökologischen und wirtschaftlichen He-
rausforderungen Schritt zu halten (vgl. Siebel et 
al. 2001: 529 f.). Insbesondere gegenüber den 
bürokratischen Strukturen besteht Skepsis. Kriti-
siert werden die internen Abläufe von Behörden, 
die durch langsame Entscheidungsprozesse, 
unzureichendes Kostenbewusstsein, starre Hie-
rarchien sowie undurchsichtige und praxisferne 
Verwaltungsverfahren gekennzeichnet sind (vgl. 

Hemkendreis 2018: 76).

In Reaktion auf die veränderten sozioökonomi-
schen Rahmenbedingungen entwickelte sich 
eine „New Urban Governance” heraus, die 
einen grundlegenden Wandel der Macht- und 
Steuerungsstrukturen auf der lokalen Ebene mit 
sich zog (vgl. Häußermann 2006: 124). Dieser 
Übergang von Government zu Governance be-
schreibt den Paradigmenwechsel vom traditio-
nellen, hierarchischen Regieren (Government) 
hin zu kooperativen Steuerungsformen (Gover-
nance). Infolge der verstärkt netzwerkartigen 
Strukturen von Governance verschwimmen die 
Grenzen zwischen Staat, Markt und Zivilge-
sellschaft, da sowohl staatliche als auch nicht-
staatliche Akteure miteinander kooperieren (vgl. 
Schmidt 2014: 14; Häußermann 2006: 124 f.). 

Für die städtische Regierung ergaben sich dar-
aus neue Anforderungen: Ein wesentliches Merk-
mal des Governance-Modells ist die Tendenz zu 
einer projektförmigen Stadtpolitik. An die Stelle 
langfristiger Planungen treten inhaltlich, zeitlich 
und räumlich begrenzte Projekte und der Fokus 
auf die Durchführung von singulären Großereig-
nissen. Projekte haben im Gegensatz zu den 
trägen Verwaltungsstrukturen den Vorteil, dy-
namisch, überschaubar und, durch die Benen-
nung klarer Ziele, zudem mediengerecht zu sein 
(vgl. Häußermann 2006: 127). Mit dem Aufkom-
men des städtischen Unternehmertums waren 
viele Städte zudem dazu angehalten, öffentliche 
wie private Partnerschaften aufzubauen, die es 
ihnen ermöglichten, ihre Wettbewerbsfähigkeit 
auszubauen (vgl. Salet 2008: 2346). In Ergän-
zung zur klassischen Steuerung treten zuneh-
mend neue Organisationsformen auf. Insbeson-
dere den Öffentlich-Privaten-Partnerschaften 
wird eine hohe Flexibilität, effizientes Manage-
ment, ein verbesserter Informationsfluss sowie 
die Beschleunigung von Kooperationsprozes-
sen zugeschrieben (vgl. Häußermann 2006: 129 
f.). 

Auch inhaltlich dominiert eine unternehmerische 
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Stadtpolitik, die zudem auf den interkommuna-
len Wettbewerb ausgelegt ist. Infolgedessen er-
folgt in vielen Städten eine (Teil-)Privatisierung 
ehemals kommunaler Organisationen durch 
eine „GmbHisierung”, also die formelle Überfüh-
rung ins Privatrecht, oder durch den Verkauf von 
Gesellschaftsanteilen kommunaler Organisati-
onseinheiten. Besonders häufig handelt es sich 
dabei um zentrale öffentliche Dienstleistungen, 
beispielsweise in den Bereichen Energieversor-
gung, Wohnungswirtschaft und Gesundheitswe-
sen (vgl. Sack 2012: 325, 321). 

Das bedeutet nicht, dass Unternehmen zuvor 
grundsätzlich keinen Einfluss genommen hät-
ten. Eine solche „Koproduktion“ des städtischen 
Raumes, bei der private Unternehmen durch 
Verwertungsinteressen oder den Besitz von Lie-
genschaften die Stadtentwicklung wesentlich 
beeinflusst haben, gab es bereits in der Vergan-
genheit. Ein prägnantes Beispiel hierfür ist das 
Ruhrgebiet, das durch den unternehmerischen 
Einfluss der Stahl- und Kohleindustrie stark ge-
prägt wurde. Der Industriezweig war intensiv am 
städtebaulichen Planen und Handeln in der Re-
gion beteiligt, was sich in einer engen Abstim-
mung mit den kommunalen Planungsinstanzen 
widerspiegelte (vgl. Selle 2008: 31 ff.). Im Ge-
gensatz zu früheren privat-öffentlichen Formen 
der Zusammenarbeit ist dieser Prozess jedoch 
mit weitreichenden Umstrukturierungen ver-
bunden. Es vollzieht sich eine „Ökonomisierung 
der Verwaltung”, die durch die zunehmende 
Orientierung an wirtschaftlichen Rationalitäten 
in staatlichen und verwaltungsbezogenen Struk-
turen gekennzeichnet ist. Mit der Privatisierung 
erhofft man sich vor allem eine Steigerung von 
Effizienz und Effektivität. So tritt neben dem Ver-
ständnis von Steuerung als integrativem Gover-
nance-Prozess auch eine verstärkte Marktorien-
tierung der Verwaltung in den Vordergrund (vgl. 
Häußermann et al. 2007: 295 f.). 

Trotz der potentiellen Vorteile einer Projekt- und 
Marktorientierung bringt diese Tendenz auch 
Risiken mit sich. Die Projektorientierung kann 

langfristige Entwicklungsperspektiven ver-
nachlässigen und die räumliche und zeitliche 
Konzentration von Projekten kann zu einer un-
systematischen Raumentwicklung führen. Die 
Ausgliederung städtischer Aktivitäten aus dem 
öffentlichen Sektor und die zunehmende Orien-
tierung dieser an den Logiken des Marktes kann 
dazu führen, dass die demokratische Kontrolle 
einschränkt und die Verfolgung gemeinwohlori-
entierter Ziele erschwert wird (vgl. Häußermann 
2006: 130). Insbesondere die Verwaltung und 
Parlamente verlieren angesichts der Privatisie-
rung weitreichende Kontrollmöglichkeiten (vgl. 
Häußermann et al. 2007: 284).

2.2.2 Das Governance-Konzept
Vor dem Hintergrund der Zielsetzung einer in-
tegrierten Stadtentwicklung und der beschrie-
benen veränderten Rahmenbedingungen, mit 
denen der Paradigmenwechsel von Govern-
ment zu Governance einhergeht, stellt sich die 
zentrale Frage, wie Stadtentwicklung künftig 
gestaltet, getragen und gesteuert werden kann. 
Um dieser Fragestellung nachzugehen, wird zu-
nächst der Begriff der Governance eingeführt 
und kontextualisiert.

Aus einem politikwissenschaftlichen Blickpunkt 
meint Governance eine „Betrachtungsweise ge-
sellschaftlicher Prozesse und Ordnungsmuster” 
(Selle 2008: 40), die der Auseinandersetzung 
mit der Vielfalt an handelnden Akteuren dient. 
Corporate Governance wiederum bezieht sich 
auf die Regelungen und Strukturen innerhalb 
von Unternehmen und damit auf die Unterneh-
mensführung (vgl. Selle 2008: 41). Mehrebe-
nen-Governance bezeichnet die Zusammen-
arbeit verschiedener staatlicher Ebenen (lokal, 
regional, national, EU) bei der Gestaltung und 
Umsetzung einer nachhaltigen Entwicklung (vgl. 
BBSR 2017: 11). Aber auch in den raumbezo-
genen Wissenschaften wird der Begriff indes-
sen vermehrt genutzt, beispielsweise im Kontext 
lokaler, kommunaler, urbaner Governance (vgl. 
Selle 2008: 40).
Es zeigt sich, dass der Begriff der Governance 
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auf unterschiedlichen Handlungsebenen und 
in verschiedenen interdisziplinären Kontexten 
Anwendung findet, weshalb eine einheitliche 
Definition nur schwer möglich ist (vgl. Hemken-
dreis 2018: 29; Selle 2008: 42). Angesichts der 
Vielzahl an Governance-Verständnissen besteht 
daher einerseits eine gewisse Begriffsschwä-
chung (vgl. Selle 2008: 40 f.), andererseits ist 
anzunehmen, dass aufgrund der breiten An-
wendung in verschiedenen Zusammenhängen 
auch eine gewisse Anschlussfähigkeit an unter-
schiedliche Forschungsgebiete und Theorien 
gegeben ist (vgl. Schmidt 2014: 77).
 Governance im Sinne dieser Forschungs-
arbeit meint die „Erweiterung des Steuerungs-
vermögens durch Kooperation” (Hemkendreis 
2018: 30). Das bedeutet, dass Kommunen, Zi-
vilgesellschaft und Privatwirtschaft gemeinsam 
agieren, wobei der Staat eine stärker koordinie-
rend-moderierende Funktion einnimmt und der 
Steuerungseinfluss an öffentliche und private 
Akteure verteilt wird (vgl. ebd.: 30). Verantwort-
lich für die Steuerung ist dementsprechend nicht 
eine zentrale Instanz, sondern die den Raum 
betreffenden Entscheidungen werden von Vie-
len getroffen (vgl. Selle 2008: 41). 

Governance in der integrierten 
Stadtentwicklung
Urbane Governance ist auf jene Steuerungs-
prozesse fokussiert, die auf kommunaler Ebene 
stattfinden und bietet daher insbesondere für 
die integrierte Stadtentwicklung einen Ansatz, 
um das Zusammenwirken staatlicher, privatwirt-
schaftlicher und zivilgesellschaftlicher Akteure 
in der Stadtentwicklung im Detail zu verstehen 
und gezielt zu steuern. Aus stadtpolitischer 
Sicht geht mit urbaner Governance daher eine 
Öffnung des Akteurkreises einher (vgl. Schmidt 
2014: 14). Durch die gleichberechtigte Betei-
ligung stadtgesellschaftlicher Akteure, ist die 
Kommunalpolitik gefordert, Entscheidungskom-
petenz abzugeben, während andere Akteure 
stärker in die Verantwortung gezogen werden. 
Dies setzt eine transparente Kommunikation vo-
raus, um eine effektive Zusammenarbeit zu er-

möglichen. Verwaltungsinstanzen können durch 
netzwerkartige Strukturen zudem entlastet wer-
den, indem Aufgaben, die traditionell in den Ver-
antwortungsbereich der öffentlichen Verwaltung 
fallen, durch Externe, beispielsweise private Or-
ganisationen, übernommen werden (vgl. Heinig 
2022: 108).

Viele Köche verderben den Brei? Herausfor-
derungen der urbanen Governance
Der Governance-Ansatz steht insbesondere hin-
sichtlich seiner Effektivität und Legitimität in der 
Kritik. Da der Ansatz auf eine breitenwirksame 
Beteiligung ausgelegt ist, besteht die Gefahr, 
dass Governance-Strukturen zu sogenannten 
„Talking Shops“ verkommen, in denen zwar um-
fangreiche Diskussionen geführt, aber nur sel-
ten konkrete Maßnahmen umgesetzt werden. Es 
ist also möglich, dass die Inklusion möglichst 
vieler Akteure zu komplexen und zeitaufwendi-
gen Entscheidungsprozessen führt, wodurch 
die Handlungsfähigkeit der Governance-Struk-
turen eingeschränkt und somit die Effektivität 
beeinträchtigt wird. Andererseits stärkt eine 
transparente Beteiligung die demokratische 
Legitimation und verhindert, dass lokale poli-
tische Entscheidungen hinter geschlossenen 
Türen getroffen werden (vgl. Schmidt 2014: 17, 
78). Erik Swyngedouw (2005: 1991) spricht in 
diesem Zusammenhang von der „Janusköpfig-
keit“ der Governance, da sie sowohl Potentiale 
für partizipative Entscheidungsfindung bietet, 
gleichzeitig jedoch aufgrund ihrer Komplexi-
tät und Vielstimmigkeit die Entscheidungs- und 
Handlungseffizienz beeinträchtigen kann.

Dennoch erweist sich das Konzept der urba-
nen Governance als geeignet, um die im Raum 
stattfindenden Aushandlungsprozesse zu ver-
deutlichen. Städte sind nicht ausschließlich das 
Ergebnis einer rein hoheitlichen staatlichen Pla-
nung, sondern werden maßgeblich durch vie-
le verschiedene städtische Akteure produziert 
(vgl. Heinig 2022: 108). Das Einnehmen einer 
„Governance-Perspektive” dient dazu, den 
Fokus auf alle handelnden Akteure sowie ihre 
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Interdependenzen zu legen. Der Ansatz bietet 
daher die Möglichkeit, dass Akteursspektrum 
differenziert zu betrachten, um so ihre Einfl uss-
nahme und ihr Handeln analysieren zu können 
(vgl. Selle 2008: 46). 

2.3 Raumproduktion durch 
städtebauliche Großprojekte

Geprägt von den tiefgreifenden soziokulturel-
len, politischen und ökonomischen Verände-
rungen vollzog sich Ende des 20. Jahrhunderts 
eine Neuordnung des Städtischen. Die Globa-
lisierung beschleunigte den wirtschaftlichen 
Strukturwandel, wodurch traditionelle Indust-
riezweige an Bedeutung verloren haben, wäh-
rend Dienstleistungs- und Wissensökonomie ins 
Zentrum rückten. Städte wurden zu Arenen des 
globalen Wettbewerbs um Investitionen, Talent 
und Tourismus. Dieser Druck führte dazu, dass 
Städte neue Strategien entwickeln mussten, um 
ihre Wettbewerbsfähigkeit zu steigern und sich 
im internationalen Kontext zu positionieren (vgl. 
Swyngedouw et al. 2002: 550). Im Rahmen der 
verfolgten projektorientierten Stadtentwicklung 
(vgl. Häußermann 2006: 127) entwickelten sich 
Großprojekte zum Schlüsselinstrument, um wirt-
schaftliches Wachstum zu fördern und die Wett-
bewerbsfähigkeit von Städten zu stärken (vgl. 
Swyngedouw et al. 2002: 550).

Projekte sind temporäre Organisationen, die an 
einem defi nierten Endpunkt oder mit der Errei-
chung eines bestimmten Ziels abgeschlossen 
werden (vgl. Davies 2017: 67 f.). Zu den soge-
nannten „Großprojekten” zählen im planerischen 
Kontext sowohl umfangreiche städtebauliche 
als auch infrastrukturelle Vorhaben. In einem er-
weiterten Verständnis zählen hierzu auch tem-
poräre Projekte und Großereignisse, wie etwa 
die Austragung der Olympischen Spiele oder 
Weltausstellungen (vgl. Leick et al. 2020: 252). 
Aufgrund ihrer Größe werden sie häufi g auch als 
Megaprojekte bezeichnet (vgl. ebd.: 252), im in-
frastrukturellen Kontext defi niert als Projekte mit 

einem Budget von mehr als 1 Milliarde Dollar 
(vgl. Davies et al. 2017).

Seit den 1990er Jahren ist in fast allen europäi-
schen Metropolregionen Europas daher eine 
Raumproduktion durch Großprojekte mit ge-
mischter Nutzung zu verzeichnen (vgl. Salet 
2008: 2343). Die Planung und Durchführung die-
ser groß angelegten Stadtentwicklungsprojekte 
umfasste unter anderem Hafenanlagen, interna-
tionale Veranstaltungen, Geschäftszentren und 
Parks und war darauf ausgelegt, dem wachsen-
den externen Wettbewerbsdruck standzuhalten 
(vgl. Swyngedouw et al. 2002: 548). 
Oft entwickeln Großprojekte eine Eigendynamik, 
die mit fortschreitendem Projektverlauf immer 
schwerer kontrollierbar wird. Der Zeitpunkt, an 
dem Änderungen nur noch schwer oder nicht 
mehr durchsetzbar sind, wird als „point of no re-
turn“ bezeichnet und ist meist schnell erreicht. 
Dies wird besonders problematisch, wenn sich 
die Rahmenbedingungen ändern und eine An-
passung erforderlich wird (vgl. Simons 2003). 
Charakteristisch für Großprojekte sind lange 
Realisierungszeiträume sowie eine Vielzahl an 
beteiligten Akteuren. Oft bestehen sie aus ein-
zelnen Teilprojekten, die funktional miteinander 
verbunden sind und eine gemeinsame, überge-
ordnete Projektvision verfolgen (vgl. ebd.).

Großprojekte sind komplex und teuer. Häufi g 
werden die anfallenden Kosten unterschätzt, 
der angesetzte Zeitplan nicht eingehalten und 
die positiven Effekte der Projekte überschätzt. 
Hauptursache für diese Probleme ist, dass 
Planer die Risiken im Zusammenhang mit der 
Komplexität der Projekte sowie die möglichen 
Änderungen im Umfang oder Zeitplan syste-
matisch unterschätzen (vgl. Flyvbjerg 2011b: 
321 ff.). Die Ergebnisse sind auch in Bezug auf 
die innovative Integration ökonomischer, sozia-
ler und nachhaltiger Ziele oft wenig erfolgreich 
(vgl. Salet 2008: 2343). Großprojekte sind so-
wohl für öffentliche als auch für private Akteure 
mit erheblichen Risiken verbunden. Ihre primäre 
Ausrichtung auf Rentabilität rückt die städtebau-
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liche Qualität vermehrt in den Hintergrund. Dies 
führt dazu, dass massive Gebäudestrukturen 
geschaffen werden, die sich in ihrer Gestaltung 
stark ähneln und kaum zur Förderung von Urba-
nität beitragen (vgl. Fainstein 2008: 783, 768). 
Fainstein (2008: 783) hebt zudem hervor, dass 
die Frage, ob die durch die gesteigerte Wettbe-
werbsfähigkeit erzielten Gewinne der gesamten 
Gesellschaft zugutekommen, maßgeblich vom 
Umfang des staatlichen Engagements zuguns-
ten des öffentlichen Nutzens abhängt. 

Im planungstheoretischen Diskurs wurde diese 
Entwicklung seither mit Skepsis betrachtet: So-
wohl die Projektergebnisse als auch die Steue-
rung durch Partnerschaften stehen stark in der 
Kritik (vgl. Salet 2008: 2348). Großprojekte wer-
den einer neoliberalen Stadtpolitik zugeschrie-
ben, die den Bestrebungen des städtischen 
Unternehmertums folgt und marktorientiertes 
Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit in den Mit-
telpunkt stellt (vgl. Swyngedouw et al. 2002: 572; 
Salet 2008: 2346). Der Fokus werde dadurch auf 
einkommensstarke Bevölkerungsgruppen oder 
potentiell hochwertige Wirtschaftstätigkeiten ge-
legt, wodurch eine „Elitenbildung” entstehe und 
die Belange der Allgemeinheit weitgehend un-
berücksichtigt blieben (vgl. Swyngedouw et al. 
2002: 572). Kritisiert wird zudem der Mangel an 
demokratischer Teilhabe und eine unzureichen-
de Einbindung der Projekte in übergeordnete 
Planungssysteme (vgl. ebd.: 547, 576).

2.4 Die Frage der Steuerung 

Die vorangegangene Auseinandersetzung mit 
Governance in der integrierten Stadtentwick-
lung zeigt: Das Feld der Stadtentwicklung ist 
komplex. Angesichts der Entwicklungen von 
Städten und den multiplen Krisen, mit denen 
Planer und Planerinnen konfrontiert sind, ist an-
zunehmen, dass sich der Grad der Komplexi-
tät zukünftig weiter erhöhen und die Vielfältig-
keit von Problemstellungen im urbanen Raum 
zunehmen wird (vgl. Fontaine-Kretschmer et al. 

2022: 47). Die Charakterisierung des Staates 
als „unbegabter Akteur“, der strukturell nicht in 
der Lage ist, Innovation zu fördern (vgl. Siebel 
et al. 2001: 529 f.), sowie die Unzulänglichkeit 
herkömmlicher Instrumente der Stadtentwick-
lung angesichts der neuartigen und komplexen 
Herausforderungen, wird die Notwendigkeit ei-
ner innovativen Planung evident. Vor dem Hin-
tergrund globaler Herausforderungen wie des 
Klimawandels, der notwendigen Anpassung 
an dessen Folgen sowie der fortschreitenden 
Digitalisierung urbaner Räume wird die Veran-
kerung von Innovation als zentralem Ziel in Pla-
nungsprozessen zunehmend unabdingbar (vgl. 
Ibert 2009: 18). Hinsichtlich der Planbarkeit von 
Innovationen wird nach Ibert (2009: 26) davon 
ausgegangen, dass Innovationen zwar an sich 
nicht planbar sind, sich aber “organisatorische 
Rahmenbedingungen schaffen [lassen], unter 
denen Innovationen mit erhöhter Wahrschein-
lichkeit zustande kommen”. Großprojekte stellen 
in diesem Kontext aufgrund ihrer Dimension und 
Komplexität besondere Anforderungen an Steu-
erungsprozesse. Da es sich bei Großprojekten 
nicht um Routineaufgaben handelt, werden zu 
ihrer Durchführung häufi g “neue Planungsver-
fahren außerhalb der herkömmlichen Planungs-
strukturen und privatrechtlich organisierten Ent-
wicklungsgesellschaften geschaffen” (Simons 
2003). 

Das zentrale Problem, das in diesem Kontext er-
kennbar wird, ist die Herausforderung, effektive 
und legitimierte Steuerungsstrukturen für die in-
tegrierte Stadtentwicklung zu schaffen, die den 
komplexen Anforderungen urbaner Governance 
gerecht werden und imstande sind, Innovation 
zu fördern. Daher ist es für Städte und Kommu-
nen von Relevanz, geeignete Träger zu fi nden, 
die sie zukünftig bei der Stadtentwicklung unter-
stützen (vgl. Fontaine-Kretschmer et al. 2022: 
47). 
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2.5 Stadtentwicklungsgesell-
schaften

Vor dem Hintergrund des skizzierten Problem-
aufriss sollen im Kontext dieser Arbeit Stadtent-
wicklungsgesellschaften als eine Sonderform 
der Organisation in den Fokus der Betrachtung 
gerückt werden. Sie verkörpern den Versuch, die 
Vorteile öffentlicher Steuerung mit der Flexibili-
tät und Effi zienz privatwirtschaftlicher Strukturen 
zu kombinieren und stellen daher eine Antwort 
auf die spezifi schen Herausforderungen dar, 
die durch die beschrieben sozioökonomischen 
und stadtpolitischen Wandel entstanden sind. 
Im Folgenden wird der Frage nachgegangen, 
wie Stadtentwicklungsgesellschaften organisiert 
und strukturiert sind und welche Unterschiede 
zu anderen Formen der Trägerschaft bestehen. 

2.5.1 Einführung: Defi nition, Aufgaben, Ziele 
Seit Jahrzehnten haben sich Stadtentwicklungs-
gesellschaften (SEGs) als Partner der Stadt- 
und Kommunalverwaltungen und als Treiber 
städtischer Entwicklung etabliert (vgl. Fontai-
ne-Kretschmer et al. 2022: 49). Als kommuna-
le Unternehmen agieren Stadtentwicklungsge-
sellschaften als selbständige organisatorische 
Einheiten, um komplexe Aufgaben effi zient zu 
bewältigen (vgl. Hemkendreis 2018: 87 ff.). Die 
genuin kommunale Tätigkeit der strategischen 
Entwicklung eines urbanen Raums wird an städ-
tische Unternehmen ausgelagert, „die für die 
Stadt die Aufgabe der Planung, Entwicklung 
und Durchführung städtischer Projekte überneh-
men” (Burth et al. o. J.; vgl. Hemkendreis 2018: 
90). Die Entwicklungsgesellschaften verfolgen 
dabei vor dem Hintergrund inhaltlicher und zeit-
licher Zielvorgaben bestimmte Steuerungsauf-
gaben für die Stadt und bündeln sowohl fachli-
che als auch fi nanzielle Ressourcen (vgl. Altrock 
et al. 2022: 9, 12). 

Das Phänomen ist allerdings nicht neu. Im eng-
lischsprachigen Raum fi ndet eine Auseinander-
setzung mit sogenannten „Urban Development 
Corporations” (UDCs) statt, die eine primär 

marktgesteuerte Vorform der in Deutschland 
etablierten Stadtentwicklungsgesellschaften 
darstellen. UDCs wurden in den 1980er Jahren 
im Kontext der urbanen Revitalisierungspolitik 
in England eingeführt, um immobilienbasierte 
Sanierungen in sozioökonomisch problembe-
hafteten Gebieten zu beaufsichtigen. Da der 
Kommunalverwaltung als traditionelle stadtpoli-
tische Trägerin keine Effi zienz und Effektivität 
zugeschrieben wurde, sollten so private Inves-
titionen angezogen werden, die zur Wiederbe-
lebung der Stadtentwicklungsgebiete führen 
sollten (vgl. Imrie et al. 1999: vii, 11). Dieses 
Vorgehen kann als pragmatische Verschiebung 
hin zu marktorientierten Lösungsansätzen in der 
Stadtentwicklungspolitik verstanden werden. In 
den 1990er Jahren gerieten UDCs jedoch zu-
nehmend in die Kritik: Grundstücksverkäufe gin-
gen stark zurück, Projekte mussten verschoben 
oder ausgesetzt werden, Budgetpläne wurden 
revidiert. Die anfänglich angestrebte rasche 
Entwicklung konnte nicht mehr erfolgen (vgl. 
ebd.: 19). Rob Imrie und Huw Thomas (1999) 
heben im Kontext des stadtentwicklungspoliti-
schen Erbes kritisch hervor, dass UDCs in Groß-
britannien keinen Bezug zum städtischen Kon-
text aufwiesen. Aufgrund der Größenordnung 
der Unternehmen seien lokale Potentiale daher 
vielfach ungenutzt geblieben und auch die er-
hofften „Trickle-Down”-Effekte in die nähere Um-
gebung blieben weitestgehend aus (vgl. Imrie et 
a. 1999: 37). Insbesondere die Erfahrungen mit 
der London Docklands Development Corpora-
tion (LDDC), dem wohl prominentesten Beispiel 
für UDCs in England, zeigen, dass ein strategi-
scher Ansatz fehlt:

„The desire to attract private sector investment 
and be seen to be successful over fairly short 
periods of time created a presumption in favour 
of accepting/promoting development of almost 
any kind, in the short term, and worrying about 
strategic consequences (if at all) later” (Imrie et 
al. 1999: 37). 

Die LDDC hatte den Auftrag, die Docklands in 
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London zu erneuern und die Mängel des loka-
len Wohnungs- und Grundstücksmarktes zu be-
heben. Obwohl die Gesellschaft einen Wandel 
von Marktorientierung hin zu einer sozialeren 
Erneuerung durchlief, blieben die positiven Aus-
wirkungen für die lokale Bevölkerung begrenzt 
(vgl. Brownill & O’Hara 2015: 539).

Im Unterschied zu der in England vorgefunde-
nen Form von Stadtentwicklungsgesellschaften 
sind deutsche Modelle vielfach stärker in die 
kommunalen Strukturen integriert. Ihre Hand-
lungsschwerpunkte liegen zumeist auf Rege-
nerierungsprojekten oder der Konversion von 
Industrie- oder Militärbrachen. Stadtentwick-
lungsgesellschaften „können projektbezogen 
sein, indem sie z.B. den Kauf, die Sanierung 
und einen anschließenden [Weiterverkauf] ein-
zelner verwahrloster Problemimmobilien zum 
Ziel haben, aber auch langfristig angelegt sein, 
sofern z.B. die gesamtstädtische Entwicklung 
im Sinne der Wirtschaftsförderung oder des 
Stadtmarketings das Ziel der öffentlich-privaten 
Partnerschaft ist“ (Friesecke 2008: 186). 

Im deutschen Raum ist die Gründung kommuna-
ler SEGs bereits in vielen Gemeinden und Städ-
ten erfolgt (vgl. ebd.: 186). In der Fachliteratur 
wird herausgestellt, dass sich SEGs aufgrund 
ihrer personellen Kapazitäten und vielfältigen 
Fachkompetenz als Träger urbaner Transforma-
tion eignen. Ihre Expertise liegt in der Intermedi-
ation zwischen den Interessen der Stakeholder, 
wie beispielsweise der Stadt, der Gesellschaft 
und den privaten Eigentümern. Insbesondere 
kommunale SEGs können von der Anbindung an 
die Verwaltungsstrukturen und der Nähe zur Po-
litik profitieren, gleichzeitig aber auch unterneh-
merisch handeln und somit die Wirtschaftlichkeit 
von Projekten einschätzen. Es wird angenom-
men, dass durch diese Vorgehensweise eine 
Akzeptanz ihrer fachlichen Einschätzungen ein-
hergeht und Entscheidungen schneller getrof-
fen werden können (vgl. Fontaine-Kretschmer 
et al. 2022: 49, 53). Ihnen wird die Kompetenz 
der integrierten Stadtentwicklung und damit ein 

ganzheitliches Verständnis des urbanen Raums 
zugeschrieben (vgl. ebd.: 49). Daher wird an-
genommen, dass Entwicklungsgesellschaften 
als spezialisierte Träger bei der Bewältigung 
der anstehenden Aufgaben der Transformation 
der Städte zukünftig eine deutlich größere Rolle 
spielen könnten (vgl. Altrock et al. 2022: 9).

2.5.2 Organisationsform
Die Organisationsform von Stadtentwicklungs-
gesellschaften variiert je nach Kontext und 
Aufgabenstellung, wird aber im Wesentlichen 
durch das Charakteristikum einer projektförmi-
gen Arbeitsweise definiert. In der Regel ist die 
Entwicklung und Steuerung auf ein Projekt oder 
größeres Vorhaben fokussiert, welches sowohl 
inhaltlich als auch zeitlich an Zielvorgaben ge-
bunden ist. Häufig ist zudem die (anteilige) Ver-
fügung über Grundstücke gegeben. Die Ent-
wicklungsgesellschaft kann hierbei entweder 
direkte Eigentümerin sein oder als sogenannter 
Treuhänder die Grundstücke für die Kommune 
verwalten (vgl. Altrock et al. 2022: 9). Es beste-
hen zudem verschiedene Eigentumsmodelle, 
die sich hinsichtlich des Anteiles der privaten 
und öffentlichen Akteure unterscheiden. Neben 
vollständig privaten und vollständig öffentlichen 
Organisationen gibt es zudem Konstellationen 
mit einer gemischten öffentlich-privaten Zusam-
mensetzung (vgl. Altrock et al. 2022: 9; Noring 
2022: 30 f.). Welches Eigentumsverhältnis eine 
Gemeinde wählt, hängt von verschiedenen 
Aspekten ab. Entscheidend sind die Ziele der 
Gemeinde, die verfügbaren finanziellen, perso-
nellen und lokalen Ressourcen, rechtliche Mög-
lichkeiten sowie das Interesse von privaten Ak-
teuren an den sich ergebenden Marktchancen. 
Ausschlaggebender Faktor kann zudem der 
Grundbesitz sein, wobei der Besitz von Flächen 
von großem Vorteil sein kann (vgl. Noring 2022: 
37).

Rechtsformen 
Theoretisch können Stadtentwicklungsgesell-
schaften daher in verschiedenen Rechtsformen 
organisiert sein und sowohl öffentlich-rechtlich 
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als auch privatrechtlich agieren. Kommunale 
Ausgründungen, beispielsweise als Genos-
senschaft oder Stiftung, sind aufgrund ihres 
beschränkten Zweckes weniger relevant. Die 
Gründung von Stadtentwicklungsgesellschaften 
als Aktiengesellschaft kann die Möglichkeiten 
der Kommune, Kontrolle und Einfluss auf diese 
Unternehmen auszuüben, erheblich einschrän-
ken und wird daher weniger häufig als Rechts-
form verwendet (vgl. Hemkendreis 2018: 88 ff.). 
Die Gründung einer SEG als Gesellschaft mit be-
schränkter Haftung (GmbH) ist relativ unkompli-
ziert und wird daher am häufigsten verwendet. 
Sie bietet vor allem Flexibilität bei der Organi-
sation und gewährleistet verstärkte Kontroll- und 
Einflussmöglichkeiten für die Kommune (vgl. 
ebd.: 89 f.). Teilweise oder vollständig im öffent-
lichen Besitz befindliche Stadtentwicklungsge-
sellschaften, die als privatrechtlich organisierte 
Gesellschaften eigenständig auf dem Immobi-
lienmarkt agieren können, haben wirkungsvolle 
Handlungs- und Steuerungsmöglichkeiten (vgl. 
ebd.: 217). Da sich ihre Tätigkeit an marktwirt-
schaftlichen Bedingungen orientiert, ist es den 
öffentlichen Akteuren möglich, Einnahmen aus 
Wertschöpfungsprozessen und -aktivitäten zu 
erfassen (vgl. Noring 2022: 28). 

Organisationsstruktur
Der organisatorische Aufbau einer Stadtent-
wicklungsgesellschaft kann unterschiedlich 
ausgestaltet werden und ist dabei besonders 
von der Eigentumsstruktur und der gewählten 
Rechtsform abhängig. Grundsätzlich ist es von 
Relevanz, eine Struktur zu schaffen, die Flexibili-
tät und Handlungsfähigkeit ermöglicht. Die ge-
naue Ausgestaltung wird im Gesellschaftsver-
trag festgehalten (vgl. Hemkendreis 2018: 149 
f., 93). Bezogen auf die GmbH als gängigste 
Rechtsform von Stadtentwicklungsgesellschaf-
ten sind sowohl eine Gesellschafterversamm-
lung als auch eine Geschäftsführung zwingend 
erforderlich. Die Gesellschafterversammlung 
konstituiert das oberste Willensorgan, in dem 
die Gesellschafter vertreten sind. Hier erfolgt 
die Bestimmung der Geschäftspolitik im Rah-

men des festgelegten Gesellschaftszwecks. Als 
weiteres Kontrollgremium kann zudem ein Auf-
sichtsrat eingesetzt werden, dessen Kompeten-
zen im Gesellschaftsvertrag verankert sein müs-
sen (vgl. ebd.: 93 f.). Die Zusammensetzung 
der Geschäftsführung kann in Form einer haupt- 
oder nebenamtlichen Beschäftigung erfolgen. 
Dabei ist es möglich, dass die Geschäftsfüh-
rung durch eine Einzelperson oder durch meh-
rere Geschäftsführer wahrgenommen wird (vgl. 
ebd.: 94). 

Finanzierungsmodelle und Wirtschaftlichkeit 
Stadtentwicklungsgesellschaften sind nicht an 
ein bestimmtes Finanzierungsmodell gebun-
den. Mögliche Finanzierungssysteme umfassen 
beispielsweise die Finanzierung über Zuwen-
dungen aus öffentlichen Fördermitteln, Eigen-
finanzierungen über Grundstückseinlagen, An-
schubsfinanzierungen durch den kommunalen 
Haushalt oder die Finanzierung durch die Er-
höhung der Grundsteuer als Kapitalzuführung in 
die Gesellschaft (vgl. Hemkendreis 2018: 120, 
131, 141, 164 f.). Welches Modell gewählt wird, 
ist abhängig vom spezifischen Kontext und 
der Zielsetzung der Gesellschaft. Letztendlich 
ist die „ausreichende finanzielle Ausstattung 
[...] die grundsätzliche Voraussetzung für die 
Handlungsfähigkeit einer Stadtentwicklungsge-
sellschaft“ (ebd.: 163). Bei der Wahl der Finan-
zierungsweise sollten die jeweiligen Vor- und 
Nachteile der Modelle deshalb sorgfältig abge-
wogen werden, da mit dieser auch die Bestim-
mung des Grads der Autonomie bei Entschei-
dungen einhergeht und eine Zuweisung des 
finanziellen Risikos stattfindet (vgl. ebd.: 168). 
Eine unzureichende finanzielle Ausstattung oder 
Verzögerungen in der Zahlungsfähigkeit können 
erhebliche Konsequenzen mit sich ziehen. Ist 
eine Stadtentwicklungsgesellschaft privatrecht-
lich organisiert, ist sie beispielsweise dem Risi-
ko einer Insolvenz ausgesetzt (vgl. ebd.: 169 f.).
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2.5.3 Stadtentwicklungsgesellschaften als 
Akteur der Stadtentwicklung
Aufgrund der Fähigkeiten als Kooperations-
partner und Impulsgeber für Investoren rücken 
Stadtentwicklungsgesellschaften vermehrt in 
den Fokus urbaner Governance (vgl. Hemken-
dreis 2018: 217). Stadtentwicklungsgesellschaf-
ten stellen ein Modell dar, das zumeist auf ein 
spezifisches Projekt oder Gebiet fokussiert ist, 
ohne die gesamte Bandbreite städtischer Auf-
gaben abdecken zu müssen. Sie verfolgen 
eine Projektlogik, die es ermöglicht, Prozesse 
effizient umzusetzen (vgl. Altrock et al. 2022: 
9). SEGs zeichnen sich durch die Schaffung 
von Strukturen aus, die die Vorteile öffentlicher 
und privater Organisationsformen kombinieren, 
wenn sie als öffentliche Unternehmen mit privat-
wirtschaftlicher Struktur umgesetzt werden (vgl. 
Hemkendreis 2018: 87 ff.). 

Abgrenzung zu traditionellen städtischen 
Entwicklungsmodellen
Stadtentwicklungsgesellschaften haben sich als 
eine Sonderform der Organisation etabliert, die 
sich maßgeblich von den anderen Formen der 
Trägerschaft unterscheidet. Für die aufgezeigte 
Governance-Problematik bestehen im Bereich 
der Stadtentwicklung unterschiedliche Lösungs-
ansätze. Es gibt durchaus Verwaltungsstruk-
turen, die fähig sind, große Stadtentwicklungs-
projekte umfangreich zu steuern und die daher 
einen Lösungsansatz zur Governance-Debatte 
darstellen. Beispielsweise hat die Landeshaupt-
stadt München eine spezifische Projektstruktur 
entwickelt, um die von Großprojekte geprägte 
Stadtentwicklung effektiv zu steuern und dabei 
wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit mit sozia-
lem Ausgleich und ökologischer Nachhaltigkeit 
zu verbinden (vgl. Hafner et al. 2007: 33). Den 
übergeordneten Handlungsrahmen bildet die 
„Perspektive München”. Das integrierte Stadt-
entwicklungskonzept wird kontinuierlich fortge-
schrieben, um auf die aktuellen Herausforde-
rungen reagieren zu können (vgl. Reiß-Schmidt 
2017: 13). Zur Unterstützung privatrechtlicher 
Maßnahmenträger wurde im Referat für Stadt-

planung eine spezielle Projektgruppe einge-
richtet, die dafür zuständig ist, das notwendige 
stadtplanerische und baurechtliche Fachwissen 
einzubringen und die Interessen der öffentli-
chen Hand im Planungsprozess zu vertreten. 
Um sicherzustellen, dass politische Kontrolle 
auch bei der Zusammenarbeit mit privaten Ko-
operationspartnern besteht, wurde zudem ein 
Steuerungsgremium eingerichtet (vgl. Hafner et 
al. 2007: 29 f.). 

2 Steuerung integrativer Prozesse der urbanen Governance
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Die vorangegangene theoretische Auseinander-
setzung hat die komplexen Zusammenhänge 
zwischen integrierter Stadtentwicklung, Urban 
Governance und der Rolle von Stadtentwick-
lungsgesellschaften als Akteure der Steuerung 
beleuchtet. Integrierte Stadtentwicklung bildet 
dabei den inhaltlichen Rahmen und dient als 
stadtentwicklungspolitisches Ziel, während der 
Governance-Ansatz die strukturellen und pro-
zessualen Grundlagen bereitstellt, um die viel-
fältigen Akteure und deren Interessen zu ana-
lysieren und koordinieren. 
Aus dieser Betrachtung und auf der Basis die-
ser theoretischen Überlegung ergeben sich drei 
zentrale Dimensionen der Integration, die von 
den Trägern der integrierten Stadtentwicklung 
zu bewältigen sind:

1. Integration nach außen: 

Einbindung externer 
Akteure und Gestaltung 
effektiver 
Governance-Strukturen
 

Wie aufgezeigt wurde, sind zahlreiche Akteure 
an der Entwicklung von Städten beteiligt (vgl. 
Selle 2008: 34). Diese Erkenntnis bildet den 
Ausgangspunkt für das Konzept der integrier-
ten Stadtentwicklung, das darauf abzielt, die 
diversen im Raum agierenden Akteure problem-
orientiert zusammenzuführen. Die ganzheitliche 
Natur dieses Ansatzes manifestiert sich in der 
bewussten Einbindung von Akteuren aus Poli-
tik, Gesellschaft und Wirtschaft. Dabei werden 
nicht nur Akteure innerhalb der traditionellen 
Verwaltungsstrukturen berücksichtigt, sondern 
explizit auch jene außerhalb dieser Grenzen 
einbezogen (vgl. Beckmann 2018: 1064 f.). Der 
Ansatz der integrierten Stadtentwicklung erfor-
dert eine Governance-Struktur, die in der Lage 

ist, die verschiedenen Akteure und Interessen 
gezielt zu steuern. In diesem Kontext gewinnt 
das Konzept der „Urban Governance“ an Be-
deutung, welches einen Wandel der städtischen 
Steuerung darstellt. An die Stelle von traditionel-
len hierarchischen Steuerungsmodellen tritt ein 
netzwerkbasierter Ansatz, der auf Kooperation 
ausgelegt ist und daher zu einer Neuverteilung 
von Verantwortlichkeiten und Entscheidungs-
kompetenzen führt (vgl. Sack 2012: 314 f.). 
Diese integrative Herangehensweise resultiert 
zwangsläufig in einer komplexen Akteursstruk-
tur. Um diese Komplexität effektiv zu steuern, 
bedarf es einer gezielten Integration nach au-
ßen. Träger der Stadtentwicklung müssen in der 
Lage sein, die vielfältigen Akteure nicht nur ein-
zubeziehen, sondern auch ihre diversen Interes-
sen und Perspektiven zu koordinieren und in ko-
härente Entwicklungsstrategien zu überführen. 

2. Integration nach vorne: 

Einbindung des 
Marktes und 
Zusammenarbeit 
mit privaten Akteuren

Zentraler Bestandteil der Governance-Debatte 
ist die Annahme, dass der Staat als Akteur oft 
nicht in der Lage ist, Innovation hervorzubringen. 
Walter Siebel et al. (2001: 529) führt dies auf die 
strukturelle Beschaffenheit des Staates zurück, 
der auf Stabilität, Konsensfindung und Verwal-
tungslogiken ausgerichtet ist – Eigenschaften, 
die mit den dynamischen, risikoorientierten An-
forderungen von Innovation und unternehmeri-
schem Handeln im Konflikt stehen. Um diese In-
novationshemmnisse zu überwinden, muss eine 
Integration nach vorne stattfinden. Dies setzt vo-
raus, dass Stadtentwicklung nicht allein durch 
staatliches Handeln erfolgt, sondern durch die 
aktive Einbindung von Akteuren, die innovative 

2.6 Entwicklung eines Analysemodells: 
      Drei Dimensionen der Integration



30

Ansätze entwickeln können und über öffentli-
che Vorgaben hinaus fähig sind, Marktlogiken 
zu verstehen und diese Steuerungsleistung zu 
übernehmen (vgl. Bruns-Berentelg 2012: 73). 
Vor dem Hintergrund der Kritik an Privatisierung 
sollte die Einbindung von Marktakteuren nicht 
als reine Übertragung von Verantwortung ver-
standen werden, sondern als gezielte Ergän-
zung staatlicher Steuerungskompetenzen, bei 
der die demokratische Kontrolle gewahrt bleibt. 
Insbesondere Großprojekte, die aufgrund ihrer 
Dimension und Komplexität besondere Anforde-
rungen an Planungsprozesse stellen, erfordern 
eine solche heterarchische Zusammenarbeit 
(vgl. Simons 2003). 

3. Integration nach innen: 

Aufbau einer 
dynamischen 
Organisationsstruktur 

Letztendlich bedarf es einer geeigneten Orga-
nisationsstruktur, um die beiden vorangegange-
nen Formen der Integration leisten zu können. 
Diese Integration nach innen bezieht sich auf 
die interne Organisation und Steuerung, um die 
unterschiedlichen Logiken und Anforderungen 
des öffentlichen Sektors und der Privatwirtschaft 
zu verstehen und zu beeinflussen und diese 
Steuerungsleistung dauerhaft sicherzustellen. 
Vor dem Hintergrund der Projektförmigkeit von 
Planung und der spezifischen Form des Groß-
projektes (vgl. Häußermann 2006: 127; Salet 
2008: 2343) lässt sich schließen, dass die Orga-
nisationsstruktur die Balance zwischen Stabilität 
und Flexibilität gewährleisten muss. Es bedarf 
einer dynamischen Organisationsstruktur, um 
auf die sich verändernden Rahmenbedingun-
gen und Herausforderungen reagieren zu kön-
nen, die insbesondere bei langfristigen Projek-
ten und Großprojekten auftreten. 

Die drei aufgezeigten Dimensionen der Integra-
tion – nach außen, nach vorn und nach innen 
– verdeutlichen die Komplexität der Anforderun-
gen, mit denen zukunftsfähige Träger der Stadt-
entwicklung konfrontiert sind und bieten gleich-
zeitig ein Analysemodell, um geeignete Träger 
zu identifizieren. Stadtentwicklungsgesellschaf-
ten positionieren sich im Spannungsfeld dieser 
Steuerungsaufgabe. Die folgende empirische 
Untersuchung geht anhand des Fallbeispiels 
der HafenCity Hamburg GmbH der Frage nach, 
inwieweit Stadtentwicklungsgesellschaften das 
Potential haben, alle drei Dimensionen der Inte-
gration zusammenzuführen.

2 Steuerung integrativer Prozesse der urbanen Governance
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3.   Methodik

3.1  Datenerhebung

  

3.2  Datenauswertung
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3METHODIK

Nachdem in Kapitel 1 bereits das Forschungs-
design erläutert wurde, wird im Folgenden auf 
die angewandten Methoden eingegangen. Um 
die Robustheit der Ergebnisse zu erhöhen, wird 
zur Beantwortung der Forschungsfrage(n) ein 
Methodenmix angewandt. 

3.1 Datenerhebung 

Literatur- und Dokumentenanalyse
Den initialen Zugang zur Fallstudie und einen in-
tegralen Bestandteil des gesamten Forschungs-
prozesses bildete eine umfassende Litera-
tur- und Dokumentenanalyse. Diese diente als 
Grundlage für die Kontextualisierung des Falls 
und der Strukturierung der nachfolgenden em-
pirischen Untersuchung. Der analytische Fokus 
lag dabei auf einer systematischen Auswertung 
verschiedener Dokumenttypen, insbesondere li-
terarischerer Texte, Planunterlagen, politischen 
und administrativen Schlüsseldokumenten so-
wie Medienberichten. Die Dokumente habe ich 
dabei nicht nur thematisch, sondern auch chro-
nologisch analysiert, um Entwicklungen und 
Veränderungen im Projektverlauf nachzuvoll-
ziehen und wichtige Wendepunkte des Falls zu 
identifizieren. Dabei wurden sie stets im Kontext 
ihrer Entstehung und ihres spezifischen Zwecks 
betrachtet. Die Erkenntnisse wurden durch eine 
kontinuierliche Aktualisierung und Vertiefung 
anhand der Literatur fortlaufend ergänzt.

Experteninterviews
Anknüpfend an diese Recherche erfolgte im 
Hinblick auf die Beantwortung der Forschungs-
frage eine qualitative empirische Untersuchung. 
Hauptbestandteil der Empirie waren leitfaden-
gestützte Experteninterviews, die der Vertiefung 
der in der literarischen Recherche gesammelten 

Erkenntnisse dienten und auf die Generierung 
von Expertenwissen ausgelegt waren. 
Bei Experteninterviews werden die Interviewten 
aufgrund des ihnen zugeschriebenen Experten-
status ausgewählt und befragt (vgl. Helfferich 
2022: 887). Nach Przyborski und Wohlrab-Sahr 
(2021: 155) gelten jene Personen als Experten, 
die „über ein spezifisches Rollenwissen ver-
fügen, solches zugeschrieben be kommen und 
eine darauf basierende besondere Kompetenz 
für sich selbst in Anspruch nehmen”. Die erfor-
derliche Expertise wird durch die Forschungs-
frage bestimmt und leitet sich aus dem unter-
suchten Forschungsgegenstand ab. Dieses 
Rollenwissen ergibt sich im Kontext dieser Ar-
beit aus beruflichen Positionen und langjährigen 
Erfahrungen im Bereich der Stadtentwicklung. 
Experteninterviews bieten die Möglichkeit, Ein-
blicke in institutionelle Abläufe zu erlangen oder 
persönliche Einschätzungen oder Perspektiven 
zu spezifischen Themen von den Experten zu 
gewinnen (vgl. Helfferich 2022: 887). Durch Ex-
perteninterviews kann eine spezialisierte Form 
des Wissens über Strukturen, Prozesse und Me-
chanismen innerhalb einer Organisation oder 
eines Netzwerkes generiert werden, wobei der 
Experte das Zugangsmedium darstellt. Dies ist 
insbesondere dann von Relevanz, wenn es sich 
um nicht kodifiziertes Wissen handelt, sondern 
um Wissen, das in den Praktiken der Organisa-
tion eingelagert ist (vgl. Przyborski et al. 2021: 
156). 

Auswahl der Interviewpartner
Die Auswahl der Interviewpartner erfolgte auf 
der Grundlage der vorangegangenen Recher-
che mit dem Ziel, umfassende und fundier-
te Einblicke in die Strukturen, Prozesse und 
Herausforderungen der HafenCity Hamburg 
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GmbH als Akteur der Stadtentwicklung zu ge-
winnen. Basierend auf der Fokussierung auf die 
HafenCity Hamburg GmbH als zentrale Unter-
suchungseinheit der Fallstudie habe ich ver-
sucht, ein möglichst repräsentatives Spektrum 
relevanter Akteure innerhalb des spezifischen 
organisatorischen und institutionellen Kontextes 
zu erfassen. Dafür wurde im Sinne einer Multi-
perspektivität mit Experten unterschiedlicher 
Aufgabenbereiche und auf verschiedenen Ent-
scheidungsebenen gesprochen (vgl. Przyborski 
et al. 2021: 157 f.). Diese Strategie zielte auch 
darauf ab, mögliche Diskrepanzen zwischen 
formalen Strukturen und gelebter Praxis zu er-
fassen.

Die Interviewpartner lassen sich zwei Bereichen 
zuordnen: Erstens, der HafenCity Hamburg 
GmbH als Stadtentwicklungsgesellschaft und 
primäre Untersuchungseinheit. Um ein umfas-
sendes Bild zu erhalten, wurden sowohl ehema-
lige als auch aktuelle Mitarbeiter und Mitarbei-
terinnen interviewt. Konkret wurden Gespräche 
mit Projektmanagern und Gebietskoordinatoren 
geführt, die direkt in die operative Umsetzung 
der Stadtentwicklungsmaßnahmen involviert 
sind, sowie mit Mitgliedern der (ehemaligen) 
Geschäftsführung, die Einblicke in strategische 
Entscheidungsprozesse und übergeordnete 
Zielsetzungen geben konnten. Zweitens, das 
institutionelle und politische Netzwerk, in das 
die HafenCity Hamburg GmbH eingebettet ist. 
Um ein Verständnis für die Interaktionen und 
Zusammenarbeit innerhalb dieses Umfelds zu 
erlangen, habe ich Interviews mit aktuellen und 
ehemaligen Vertretern der Behörde für Stadtent-
wicklung und Wohnen (BSW) durchgeführt. Die 
Einbeziehung dieser Akteure zielte darauf ab, 
die komplexen Interaktions- und Kommunika-
tionsmuster zwischen der Stadtentwicklungsge-
sellschaft und relevanten staatlichen Instanzen 
zu analysieren. 

Die Interviewpartner wurden per Mailanschrei-
ben akquiriert. Die Kontaktaufnahme zu rele-
vanten Schlüsselakteuren wurde durch den 

Zweitbetreuer Prof. Jürgen Bruns-Berentelg sig-
nifikant erleichtert. Auf Anfrage erhielten die In-
terviewpartner im Vorfeld des Gespräches eine 
Übersicht über die Interviewfragen oder thema-
tische Schwerpunkte.

Interviewvorbereitung und -durchführung
Um die Durchführung der Interviews zu struktu-
rieren, habe ich Leitfäden erstellt, die als „eine 
vorab vereinbarte und systematisch angewand-
te Vorgabe zur Gestaltung des Interviewab-
laufs” (Helfferich 2022: 876) dienten. Die Leitfä-
den weisen eine einheitliche Grundstruktur auf, 
wurden aber auf die jeweilige Person und ihren 
fachlichen Hintergrund angepasst. Es wurde 
eine offene Struktur gewählt, die es ermöglichte, 
auf den Gesprächsverlauf zu reagieren, bei Be-
darf vertiefende Nachfragen zu stellen und den-
noch den Interviewablauf maßgeblich zu steuern 
(vgl. ebd.: 876). Dadurch ist einerseits eine ge-
wisse Vergleichbarkeit der Antworten gegeben, 
andererseits bestand weitestgehend Flexibilität. 
Die Fragen wurden durch eine Wiedergabe des 
Wissensstandes eingeleitet und mit „Erzählauf-
forderungen“ kombiniert (vgl. ebd.: 881 f.). Um 
die Exploration neuer oder bisher unzureichend 
beleuchteter Aspekte innerhalb des zur Verfü-
gung stehenden Zeitrahmens zu gewährleisten, 
erfolgte während des Interviews eine fortlaufen-
de Priorisierung oder gegebenenfalls eine An-
passung der Reihenfolge der Fragen (vgl. ebd.: 
883). Die Nutzung eines Leitfadens dient nicht 
nur als Strukturierungshilfe für eine soziale Kom-
munikationssituation, sondern ist vor allem darin 
begründet, die Offenheit hinsichtlich des For-
schungsinteresses einzuschränken. Dadurch 
kann gewährleistet werden, dass die Daten-
erhebung auf den Untersuchungsgegenstand 
fokussiert wird (vgl. ebd.: 878 f.). Die Leitfäden 
folgen daher dem Prinzip „so offen wie möglich, 
so strukturierend wie nötig“ (Helfferich 2022: 
876) und sind dem Anhang zu entnehmen.

Inhaltliche Schwerpunkte der Leitfäden lagen 
auf der Organisation des externen Akteurskrei-
ses, der proaktiven Einbindung privatwirtschaft-

3 Methodik
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licher Marktteilnehmer in die Umsetzung der 
Planung sowie auf der internen Organisations-
struktur. Zentrale Untersuchungsthemen waren 
darüber hinaus die Herausforderungen, Potenti-
ale und Zukunftsperspektiven von Stadtentwick-
lungsgesellschaften als Akteur der Stadtent-
wicklung. Auch die Übertragbarkeit des Modells 
der HafenCity war ein wesentliches Thema. 
Insgesamt habe ich fünf Interviews mit sechs 
Personen in Person oder online durchgeführt. 
Die Dauer der Interviews lag zwischen 50 und 
170 Minuten. Alle Gespräche wurden mit der 
Zustimmung der interviewten Personen aufge-

zeichnet und zusätzlich protokolliert, um die an-
schließende Auswertung zu erleichtern.

DURCHFÜHRUNG 
DER INTERVIEWS

AUSWERTUNG
DER INTERVIEWS

AUSWAHL DER 
INTERVIEWPARTNER 

ENTWICKLUNG 
DER LEITFÄDEN ERGEBNISSE

Abb. 2: Methodisches Vorgehen Experteninterviews. Eigene Darstellung. 

3.2 Datenauswertung 

Vorbereitung der Auswertung 
Nach der Durchführung der Interviews habe ich 
diese transkribiert. Dafür wurden in Anlehnung 
an Kuckartz et al. (2014) Transkriptionsregeln 
erstellt, um Einheitlichkeit zu gewährleisten. 
Die Transkriptionen wurden zuerst sprachlich 
geglättet. Das gesprochene Wort wurde dabei 
dem Schriftdeutsch angenähert, um den Fokus 
auf den Inhalt der Konversation zu legen. Die be-
sondere Betonung von einzelnen Begriffen wur-
de durch Unterstreichungen kenntlich gemacht. 
Unvollständige oder unverständliche Passagen, 
Unterbrechungen oder schnelle Sprecherwech-
sel im Redefluss wurden jeweils in Klammern 
gesetzt (vgl. Kuckartz et al. 2014: 391).

Kodierung
Anschließend erfolgte eine systematische, in-
haltsanalytische Auswertung der gesammelten 
Daten. Hierfür habe ich eine Kodierung des In-
terviewmaterials mit der Analysesoftware Max-
QDA durchgeführt. Zu Beginn des Kodierpro-
zesses habe ich die Inhalte gesichtet und ein 
Codesystem erstellt, um das Material hinsicht-
lich des Forschungsinteresses zu ordnen und zu 
komprimieren. Es hat zuerst eine theoriegeleite-
te deduktive Kategorienbildung stattgefunden. 
Aufgrund des bereits generierten Vorwissens, 
des fortgeschrittenen Forschungsstandes und 
einer bestehenden inhaltlichen Systematisie-
rung konnten die Codes aus der Recherche ab-
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Integration nach außen

Aufgabendefinition
Ausgangsbedingungen
Gründungsprozess
Finanzierung
Beteiligte Akteure
Sondergovernancestruktur HafenCity
Kommunikationsstruktur
Koordinationsmechanismen
Entscheidungsprozesse mit externen Akteuren
Herausforderungen der Koordination
Umgang mit unvorhersehbaren Veränderungen
Abgrenzung von Normalprozessen/anderen Modellen

Integration nach vorne

Ausgangsbedingungen am Markt
Markterzeugung
Vermarktung des Vorhabens
Grundstücksvergabemechanismen
Integration und Zusammenarbeit mit privaten Bauherren
Herausforderungen der marktbasierten Integration

Integration nach innen

Organisationsstruktur und -entwicklung
Kompetenzmanagement
Wissenstransfer
Entscheidungsstruktur
Unternehmenskultur
Risikosteuerung
Herausforderungen intern

Akteur der Stadtentwicklung

SEG als Akteur der Stadtentwicklung
Herausforderungen
Potentiale

Übertragbarkeit des 
HafenCity Modells

Weiterentwicklung der Institution
Übertragbarkeit

HafenCity

HafenCity-Qualität
Leistungen der HCH
Konzept
Nachhaltigkeit und Innovation

BSW

Wissenstransfer BSW
Aufgabendefinition BSW
Organisation BSW

geleitet werden. Neben dieser konzeptgesteu-
erten Kategorienbildung wurden zudem induktiv 
am Material Codes gebildet (vgl. Rädiker et al. 
2019: 98 f.). Die Codes wurden in ein hierarchi-
sches Codesystem übergeführt, bestehend aus 
sieben Oberkategorien und mehreren Subkate-
gorien. Die Verwendung dient der Übersichtlich-
keit beim Kodieren (vgl. ebd.: 96). 

Anschließend wurden die codierten Segmente 
zu einer Tabelle zusammengeführt, sodass die 

getroffenen Aussagen zu den jeweiligen Codes 
miteinander verglichen werden konnten (vgl. 
ebd.: 162 ff.). Die Transkriptionen und Kodie-
rungen sind dem Anhang zu entnehmen. Durch 
die Offenlegung dieser der Analyse zugrunde 
liegenden Daten wird eine intersubjektive Nach-
vollziehbarkeit gewährleistet (vgl. Meyer et al. 
2014: 253).

Abb. 3: Codesystem. Eigene Darstellung. 

3 Methodik
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FALLSTUDIE HAFENCITY4
4.1 Kontextualisierung der 
      HafenCity …

Im Jahr 1997 fiel in der Hamburger Bürger-
schaft die Entscheidung zur Realisierung der 
HafenCity. Drei Jahre später wurde der Master-
plan beschlossen, in dem das städtebauliche 
Entwicklungskonzept formuliert wurde. Mit der 
Grundsteinlegung im Jahr 2001 begann Euro-
pas größtes innerstädtisches Bauprojekt, das 
die Transformation eines ehemaligen Hafen-
areals in einen neuen urbanen Stadtteil zum Ziel 
hatte. Heute befindet sich das Vorhaben in der 
Fertigstellungsphase (vgl. HafenCity Hamburg 
GmbH o. J. i; Bruns-Berentelg 2012: 69). 

… als Waterfront Projekt
Die HafenCity befindet sich naturräumlich im 
„tidebeeinflussten Urstromtal der Elbe” (GHS 
1999: 8). Durch die direkte Lage am Wasser 
zählt sie zu den sogenannten Water- oder Ri-
verfront-Projekten, die seit den 1980er-Jahren in 
zahlreichen städtischen Wasserlagen entstan-
den sind (vgl. Bruns-Berentelg et al. 2011: 22). 
Besonders charakteristisch für die HafenCity 
ist eine intensive Wechselbeziehung zwischen 
Land und Wasser: Trotz der Hochwassergefahr 
wurde auf eine Eindeichung verzichtet, um das 
Gebiet nicht vom Wasser abzuschneiden (vgl. 
HafenCity Hamburg GmbH 2017: 7). 

… als New Downtown
Die HafenCity wurde als „New Downtown“ kon-
zipiert und repräsentiert dadurch einen neuen 
Typus urbaner Stadtgebiete, der sich zu Beginn 
des 21. Jahrhunderts als Antwort auf die Her-
ausforderungen einer globalisierten Weltgesell-
schaft herausgebildet hat. Das Konzept vereint 
das Postulat der Urbanität mit dem Prinzip einer 
neuen Zentralität und stellt damit eine bewusste 
Weiterentwicklung traditioneller Innenstadtstruk-
turen dar. Als Ausdruck einer global ausgerich-

teten Stadtpolitik zielt die HafenCity darauf ab, 
das bestehende Stadtzentrum nicht nur räum-
lich zu erweitern, sondern auch Impulse für eine 
urbane Entwicklung zu setzen, die den globa-
len Dynamiken gerecht wird. Im Gegensatz zu 
den klassischen geographischen Vorstellungen 
einer historischen Innenstadt zeichnet sich die-
se neue Form der Urbanität durch eine gewisse 
Plan- und Gestaltbarkeit aus, die es ermöglicht, 
soziale, ökonomische und kulturelle Funktionen 
gezielt zu integrieren (vgl. Helbrecht et al. 2012: 
1 f., 5).

Im Gegensatz zur überwiegend büro- und ein-
zelhandelsdominierten Hamburger Innenstadt 
ist die HafenCity als „Mixed-Use Development“ 
mit einer feinkörnigen Durchmischung konzi-
piert (vgl. Bruns-Berentelg 2012: 70). Das Nut-
zungskonzept integriert neben Wohnen, Arbei-
ten, Bildung und Einzelhandel auch vielfältige 
Freizeit- und Kulturangebote und weist zudem 
einen starken Tourismusbezug auf. Insgesamt 
entstehen Wohnraum für etwa 16.000 Menschen 
und bis zu 45.000 Arbeitsplätze, wovon mit 
4.000 fertiggestellten Wohneinheiten die Hälfte 
des Wohnraums und mit 15.000 geschaffenen 
Positionen ein Drittel der Arbeitsplätze bereits 
realisiert sind (vgl. HafenCity Hamburg GmbH 
o. J. g; HafenCity Hamburg GmbH 2021: 1). 

… als Großprojekte
Die HafenCity Hamburg nimmt durch ihre Größe, 
Komplexität und langfristige strategische Aus-
richtung eine Sonderstellung in der Hamburger 
Stadtentwicklungslandschaft ein. Sie kann als 
paradigmatisches Beispiel für urbane Großpro-
jekte des 21. Jahrhunderts angesehen werden. 
Sie entsteht auf einer ehemals für Hafenanlagen 
genutzten Fläche von 157 ha, wovon ca. 127 ha 
Landfläche sind. Damit erweitert sie die Ham-
burger City-Fläche um 40 %. Das Investitionsvo-
lumen beträgt ca. 13 Mrd. Euro, bestehend aus 
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privaten und öffentlichen Investitionen. Durch 
diesen Maßstab und die Investitionssumme 
ist die HafenCity als städtebauliches Großpro-
jekt zu kategorisieren (vgl. HafenCity Hamburg 
GmbH 2021: 1). Wie viele andere Großprojekte 
ist die HafenCity in verschiedene Teilprojekte 
unterteilt (vgl. Simons 2003). In insgesamt zehn 
Quartieren wurden bereits 92 Projekte fertig-
gestellt, 50 weitere Projekte befinden sich der-
zeit im Bau oder in der Planung (vgl. HafenCity 
Hamburg GmbH 2021: 1). Der Planungs- und 
Realisierungszeitraum erstreckt sich zudem 
über mehrere Jahrzehnte, was charakteristisch 
für Großprojekte ist (vgl. Simons 2003).

Als urbanes Revitalisierungsvorhaben einer ehe-
maligen Hafenflächen, dass Ende der 1990er 
Jahre initiiert wurde, lässt sich die HafenCity in 
den breiten Diskurs über Großprojekte als Ins-
trument der Stadtentwicklung einordnen. Vor 
dem Hintergrund der in Kapitel 1 und 2 erläuter-
ten Kritik an Großprojekten würde dies vermuten 
lassen, dass auch die HafenCity Ausdruck einer 
neoliberalen Stadtpolitik ist und eine Verschie-
bung der Steuerungsmacht vom Staat in Rich-
tung Markt vorliegt. Dies hängt damit zusam-
men, dass Projekte häufig als eigenständige 
Objekte definiert werden, die unabhängig von 
ihrem spezifischen Kontext und ihrer Geschich-
te steuerbar erscheinen (vgl. Leick et al. 2020: 
253). Im Kontext dieser Arbeit werden Projekte 
als offene Systeme verstanden, die sowohl zeit-
lich als auch räumlich in ihre Umgebung einge-
bettet sind. Sie sind somit nicht isoliert, sondern 
in ihrem historischen und organisatorischen 
Kontext zu betrachten (vgl. Engwall 2003: 790). 
Im Folgenden werden daher die Rahmenbedin-
gungen der Entstehung der HafenCity erläutert 
und eine differenzierte Analyse der steuernden 
Akteure vorgenommen.

4.1.1 Stadtentwicklungspolitischer Kontext 
in Hamburg
Die Freie und Hansestadt Hamburg ist ein 
Stadtstaat. Dieser Status ist historisch eng mit 
Hamburgs Rolle im norddeutschen Kaufmanns-

verband der Hanse und dem Erhalt erlangter 
Zollprivilegien sowie ihrer unabhängigen Stel-
lung verbunden (vgl. von Blumenthal 2021: 465; 
bpb o. J.). Ähnlich wie in anderen Großstädten 
verzeichnet Hamburg ein stetiges Bevölke-
rungswachstum. Derzeit leben rund 1,9 Mio. 
Menschen in der Hansestadt (Stand 2023) (vgl. 
Statistisches Bundesamt 2024). Hamburg bildet 
das wirtschaftliche Zentrum der Metropolregion 
Hamburg, zu der mehr als fünf Millionen Einwoh-
ner zählen (vgl. von Blumenthal 2021: 466).

Das politische System Hamburgs ist charak-
terisiert durch die in der Hamburgischen Ver-
fassung festgeschriebene Verschmelzung von 
staatlichen und gemeindlichen Tätigkeiten. Dies 
bedeutet, dass sowohl der Senat als auch die 
Bürgerschaft gleichzeitig landes- und kom-
munalpolitische Funktionen wahrnehmen. Im 
Gegensatz zu anderen Bundesländern besitzt 
Hamburg keine eigenständigen Kommunen. 
Die Stadt ist stattdessen in sieben Bezirke unter-
teilt, die jedoch nur über abgeleitete Befugnis-
se verfügen. Innerhalb des Rahmens der ihnen 
übertragenen Aufgaben handeln die von Be-
zirksamtsleitern geführten Bezirksverwaltungen 
eigenständig. Allerdings behält sich der Senat 
das sogenannte Evokationsrecht vor, das ihm 
erlaubt, lokale Angelegenheiten aufgrund ihrer 
Bedeutung für die Gesamtstadt an sich zu zie-
hen (vgl. von Blumenthal 2021: 467). Hamburg 
verfügt über ein parlamentarisches Regierungs-
system, in dem die Sozialdemokratische Partei 
Deutschlands (SPD) eine prägende Kraft inner-
halb der politischen Landschaft darstellt. Mit 
Ausnahme der Zeiträume von 1953 bis 1957 
sowie von 2001 bis 2011 stellte die SPD nahe-
zu durchgehend den Ersten Bürgermeister der 
Hansestadt (vgl. von Blumenthal 2021: 468).

Die Hamburger Stadtentwicklung ist in den 
1990er Jahren von politischen Umbrüchen ge-
prägt. Eine große Herausforderung stellte der 
starke Zuzug aus Ostdeutschland nach der 
Wende dar, der den Bedarf nach Wohnraum 
in der wachsenden Stadt – insbesondere in 
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innerstädtischen Quartieren – drastisch er-
höht hat. Begleitet wurde diese Entwicklung 
von umfassenden Sanierungsprozessen, die 
besonders innerstädtische Quartiere betrafen 
(vgl. Brinkmann et al. 2014: 322). Gleichzeitig 
erlebte Hamburg Ende des 20. Jahrhunderts, 
wie viele andere Städte auch, einen Wandel von 
traditionellen Industrien hin zu einer Dienstleis-
tungs- und Wissensökonomie – Städte werden 
als Wohn- und Arbeitsstandort dadurch wieder 
attraktiv. Infolgedessen gewinnen Städte nicht 
nur als Wohnort zunehmend an Attraktivität, son-
dern auch als Standorte für Unternehmen (vgl. 
Läpple 2008).

Auch in Hamburg zeigte sich der zuvor be-
schriebene Paradigmenwechsel von Govern-
ment zu Governance. Die in den 1980er Jahren 
eingeleitete Abkehr von rein hoheitlicher Pla-
nung resultierte in einer Öffnung der Planungs-
prozesse und der verstärkten Einbindung der 
Privatwirtschaft (vgl. Brinkmann et al. 2014: 
322). Hamburg wurde infolge der angespann-
ten Haushaltslage und des Abbaus öffentlicher 
Investitionen Teil der deutschlandweiten Priva-
tisierungsdynamik, die durch den verstärkten 
Verkauf öffentlicher Unternehmen gekennzeich-
net war. Diese Deregulierung setzte sich auch in 
den frühen 2000er Jahren fort (vgl. Brinkmann et 
al. 2014: 324).

4.1.2 Ausgangsbedingungen und Grün-
dungsprozess
Ursprünglich existierten in Hamburg zwei weit-
gehend getrennte Bereiche: der Hafen und die 
Stadt. Als größter deutscher Seehafen prägt der 
Hafen nicht nur die Wirtschaft und den Arbeits-
markt maßgeblich, sondern wirkt sich auch auf 
das Stadtbild und die Identität Hamburgs aus 
(vgl. von Blumenthal 2021: 466 f.). Lange Zeit 
führte er ein eigenständiges Dasein und wurde 
von einer eigenen Verwaltungseinheit innerhalb 
der Wirtschaftsbehörde, dem Amt für Strom- 
und Hafenbau, betreut. Diese Trennung spie-
gelte sich auch im Flächennutzungsplan wider, 
in dem das Hafengebiet als große, separate 

Farbfläche dargestellt war, erkennbar abgesetzt 
von den übrigen Stadtgebieten (vgl. Polkowski 
2024: 3). 
Das Verhältnis von Stadt und Hafen ist nicht im-
mer konfliktfrei verlaufen: Auseinandersetzun-
gen zwischen Hafenwirtschaft und Anwohnern, 
etwa durch Lärmbelastungen am nördlichen 
Elbufer, prägten die Beziehung. Während heu-
te vor allem wirtschaftliche Maßnahmen wie die 
Elbvertiefung und die Entsorgung von belaste-
tem Hafenschlick im Konflikt mit ökologischen 
Interessen stehen, führte früher die dynamische 
Stadtentwicklung zu einer Flächenkonkurrenz. 
Der lange Zeit als selbstverständlich genomme-
ne Vorrang der Hafenwirtschaft wird daher zu-
nehmend hinterfragt (vgl. Polkowski 2024: 4; von 
Blumenthal 2021: 466 f.). Die Hafenwirtschaft 
nahm eine starke Verteidigungshaltung ein und 
lehnte die Freigabe von Flächen für städtebau-
liche Entwicklungen entschieden ab, um eine 
räumliche Annäherung der Stadt an den Hafen 
zu verhindern (vgl. Polkowski 2024: 4). Mit dem 
aufkommenden Wandel der Gütertransport- und 
Logistikbranche und der Containerisierung des 
Hafens verloren die innenstadtnahen Flächen 
des Hafens nördlich der Elbe aus strategischer 
Sicht für den Hafen an Relevanz. In dem ehe-
maligen Hafenareal hinter der Speicherstadt 
sah man die Entwicklungsmöglichkeit zur Re-
vitalisierung zentral gelegener Flächen und die 
Erweiterung der Innenstadt (vgl. Dziomba 2007: 
15). Anfang der 1990er Jahre wurde das Poten-
tial des Hafenrandes geprüft (vgl. HafenCity 
Hamburg GmbH o. J. b).

Beginn der HafenCity
Als Antwort auf die stadtökonomischen Proble-
me wurde Ende der 1990er Jahre vor dem Hin-
tergrund der geschilderten Rahmenbedingung 
die HafenCity initiiert. Nach ersten inoffiziellen 
und sehr diskret gehaltenen Voruntersuchungen 
wurde am 7. Mai 1997 der breiten Öffentlichkeit 
die „Vision HafenCity” durch Henning Vosche-
rau vorgestellt (vgl. HafenCity Hamburg GmbH 
o. J. b). Die Entwicklung wird in der Öffentlich-
keit häufig als „Geheimprojekt HafenCity“ be-
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zeichnet, da sowohl die Grundstückskäufe als 
auch die Projektplanungen zunächst unter Aus-
schluss der Öffentlichkeit stattfanden (vgl. Welt 
2016). Eine verfrühte Bekanntmachung der Plä-
ne hätte einerseits zu Widerstand seitens der 
Hafenwirtschaft geführt und andererseits die 
Kosten für den Erwerb der noch bestehenden 
Gebäude in die Höhe getrieben; denn während 
sich die Flächen sich größtenteils im Eigentum 
der Stadt befanden, traf dies nicht auf die meis-
ten Gebäude zu. So gelang es der FHH, weit-
gehende Kontrolle über das Gebiet zu erlangen 
(vgl. HafenCity Hamburg GmbH o. J. b). Dieses 
Vorgehen stieß jedoch auch auf Unzufrieden-
heit. Insbesondere der damalige Oberbaudirek-
tor Egbert Kossak, der nicht über die Pläne in 
Kenntnis gesetzt wurde, weil befürchtet wurde, 
er würde zu früh an die Öffentlichkeit treten, fühl-
te sich in seiner Position zurückgesetzt (vgl. Pol-
kowski 2024: 7).

Gründung der Entwicklungsgesellschaft 
Die Zuständigkeit dieser Entwicklungsaufgabe 
wurde in Anbetracht der räumlichen Nähe zum 
Hafen der Gesellschaft für Hafen- und Stand-
ortentwicklung (GHS) übertragen. Die GHS, 

1995 als Tochtergesellschaft der Hamburger 
Hafen und Logistik AG (HHLA) gegründet, 
übernahm sowohl die Steuerung der HafenCi-
ty-Entwicklung als auch die Hafenentwicklung 
Altenwerder in ihren Zuständigkeitsbereich (vgl. 
Schultz-Berndt 2024: 1f.). Als Ursprungsgesell-
schaft bereitete sie wesentliche Grundlagen für 
die spätere Umsetzung vor (vgl. Schultz-Berndt 
2024: 4). Ende 1998 entwickelte die GHS ge-
meinsam mit der Stadtentwicklungsbehörde 
und ab dem 01.01.1999 auch mit dem neuen 
Oberbaudirektor Jörn Walter, den Masterplan 
HafenCity (vgl. Kähler 2016: 270). Das aus pla-
nerischen Darstellungen und textlichen Inhal-
ten bestehende Entwicklungskonzept wurde in 
einem kooperativen Wettbewerbsverfahren er-
stellt und im Jahr 2000 vom Senat beschlossen 
(vgl. HafenCity Hamburg GmbH o. J. e; Polkow-
ski 2024: 7).

Im Jahr 2004 wurden die Organisationsstruktu-
ren der GHS in die neu gegründete HafenCity 
Hamburg GmbH überführt. Diese Gesellschaft, 
vollständig im Eigentum der Stadt Hamburg, 
agiert als öffentlicher Entwicklungsträger in der 
Rechtsform einer privatrechtlichen GmbH (vgl. 

Abb. 4: Beginn der HafenCity.
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HafenCity GmbH Hamburg o. J. g). Mit um-
fassenden Handlungs- und Entscheidungsbe-
fugnissen ausgestattet, bündelt die städtische 
Stadtentwicklungsgesellschaft nicht-hoheitliche 
Aufgaben und kombiniert privatwirtschaftliche 
Flexibilität mit einer starken staatlichen Steue-
rungsfähigkeit. Ziel dieses Modells ist die in-
tegrative Planung und effiziente Umsetzung 
des neuen Stadtteils HafenCity (vgl. HafenCity 
GmbH Hamburg o. J. g).

Sicherung der Finanzierung
Die Finanzierung der HafenCity erfolgt über das 
Sondervermögen „Stadt und Hafen” der Freien 
und Hansestadt Hamburg, das 1997 eingerich-
tet wurde (vgl. RSM Ebner Stolz 2024: Anlage 
3/1). „Sondervermögen sind rechtlich unselb-
ständige abgesonderte Teile des Bundes- oder 
Landesvermögens, die der Erfüllung einzelner, 
abgegrenzter Aufgaben der jeweiligen Gebiets-
körperschaft dienen und getrennt vom übrigen 
Vermögen zu verwalten sind” (Statistisches Bun-
desamt o. J.). Die Verwaltung und Verantwor-
tung für das Sondervermögen, in das die städ-
tischen Grundstücke im Gebiet der HafenCity 
eingebracht wurden, liegen bei der HCH (vgl. 
Schultz-Berndt 2024: 2; HafenCity Hamburg 
GmbH o. J. g). Ihr obliegt damit im Rahmen der 
Vorgaben der Bürgerschaft und des Senats „die 
Zielformulierung bzw. Zieloperationalisierung, 
Leistungsbeauftragung, die Prozesssteuerung 
und die Ergebnissicherung (Quantitäten, Quali-
täten, Kosten, Zeit) hinsichtlich der für die Ent-
wicklung der HafenCity relevanten Aspekte” 
(RSM Ebner Stolz 2024: Anlage 5 / 3).
Das Finanzierungsmodell basiert auf einem re-
volvierenden Fonds, bei dem die Einnahmen 
aus Grundstücksverkäufen zur Finanzierung 
der öffentlichen Infrastruktur reinvestiert werden 
(vgl. HafenCity GmbH Hamburg o. J. b). Das be-
deutet, dass das Sondervermögen „nicht per se 
existiert, sondern nur über Grundstücksverkäu-
fe in einem positiven Entwicklungskontext reali-
siert wird” (Bruns-Berentelg 2012: 75). Dadurch 
wird eine weitgehend haushaltsunabhängige 
und selbsttragende Entwicklung des Projekts 

ermöglicht (vgl. HafenCity GmbH Hamburg o. 
J. b). Die HCH erhielt die Grundstücke von der 
Stadt unentgeltlich und agiert somit als öffent-
licher Grundeigentümer. Ihr finanzielles Ziel ist 
dabei die Erreichung eines Break-Even-Punk-
tes, also weder Gewinn noch Verlust zu erzielen 
(vgl. Lord et al. 2015: 20).

Haupteinnahmequelle sind dementsprechend 
die Verkäufe der sich im städtischen Eigentum 
befindlichen Grundstücke. Der Grundbesitz 
ist somit von besonderer Relevanz für die Ent-
wicklung der HafenCity. Die HafenCity war von 
Beginn an als ein durch überwiegend privates 
Kapital zu realisierender Stadtteil konzipiert (vgl. 
Schultz-Berndt 2024: 2). Die privaten Investitio-
nen belaufen sich auf ca. 10 Mrd. Euro, während 
die öffentlichen Investitionen ca. 3 Mrd. Euro 
ausmachen (vgl. HafenCity Hamburg GmbH 
2021: 1).

Die gesamten Leistungen der HCH werden 
durch das Sondervermögen finanziert. Das be-
inhaltet alle Infrastrukturen, Kommunikations-
leistungen, den Einkauf externer Dienstleistun-
gen sowie die Betriebskosten und Gehälter der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der HCH (vgl. 
Schultz-Berndt 2024: 9). Diese Einnahme- und 
Ausgabeströme werden in einem Budgetplan 
abgebildet, der vom Aufsichtsrat der Gesell-
schaft beschlossen wurde (vgl. Schultz-Berndt 
2024: 2). Ebenfalls durch das Sondervermö-
gen – und den Verkauf der Grundstücke – soll-
te die Finanzierung des Containerterminals Al-
tenwerder getragen werden. Dieses Vorgehen 
zielte darauf ab, die politische Legitimation für 
die Herauslösung der HafenCity-Areale aus 
dem Hafengebiet zu stärken und gleichzeitig 
potentielle Konflikte mit der Hafenwirtschaft zu 
minimieren (vgl. HafenCity GmbH Hamburg 
o. J. b; Polkowski 2024: 25 f.). Die HCH wirkte 
dementsprechend „nicht nur als Finanziererin 
für die Infrastruktur und die nicht hochbauliche 
Flächenentwicklung, sondern jenseits der blo-
ßen Verwaltung auch als »Wertschöpferin« des 
Sondervermögens [...]” (Bruns-Berentelg 2012: 
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73). Vorteil dieser Form der Finanzierung durch 
ein Sondervermögen im Gegensatz zu einer 
Budgetfinanzierung ist, dass die HCH nicht im 
Wettbewerb um die knappen öffentlichen Mittel 
steht. Da die Gesellschaft nicht alleine über das 
Vermögen entscheiden kann, besteht eine wei-
tere direkte Verknüpfung der Organisation mit 
dem politischen Entscheidungssystem und da-
mit eine Einbindung in die Governance-Struktur 
(vgl. Schultz-Berndt 2024: 9 f.). 

Das Sondervermögen hatte zudem eine parla-
mentarisch genehmigte Kreditlinie, was es der 
Gesellschaft ermöglichte, eigenständig Kredi-
te am Kapitalmarkt aufzunehmen. Dies war zu 
Beginn der Entwicklung entscheidend, um Inf-
rastrukturmaßnahmen und die Vorfinanzierung 
von Altenwerder sicherzustellen, da zu diesem 
Zeitpunkt noch keine Einnahmen generiert wur-
den. Dafür wurden Schuldscheindarlehen auf-
genommen (vgl. Schultz-Berndt 2024: 9 f.). Im 
Laufe der Zeit änderten sich die Rahmenbedin-
gungen (neue Schuldenregeln), wodurch diese 
Autonomie verloren ging und Kredite nur noch im 
Rahmen der städtischen Kreditaufnahme mög-

lich wurden. Dennoch konnte durch frühzeitige 
strategische Planung (Ansetzung eines weit be-
messenen Kreditrahmens) ein finanzielles Pols-
ter aufgebaut werden, das die Handlungsfähig-
keit des Sondervermögens sicherte. Langfristig 
wurde erkennbar, dass die Finanzierung der 
Infrastruktur in Altenwerder und der HafenCity 
nicht vollständig aus den Grundstückserlösen 
möglich sein würde (vgl. Schultz-Berndt 2024: 
10 f.). Die Koppelfinanzierung von Altenwerder 
und der HafenCity wurde von Beginn an kritisch 
betrachtet, insbesondere von Planungsexper-
ten wie Prof. Dieter Läpple und dem ehemaligen 
Stadtentwicklungssenator Willfried Maier, da sie 
befürchteten, dass der wirtschaftliche Erfolg da-
bei über die städtebauliche Qualität der Hafen-
City gestellt werden könnte (vgl. Muckle et al. 
2001). Letztlich wurde durch eine politische Ent-
scheidung (die sogenannte „HHLA-Milliarde“) 
eine Teilentschuldung des Sondervermögens 
erreicht, indem die Finanzierungslasten für Al-
tenwerder aus dem städtischen Haushalt über-
nommen wurden (vgl. Schultz-Berndt 2024: 10 
f.).

SONDERVERMÖGEN
STADT UND HAFEN

Grundstücke der FHH im Gebiet 
des Sondervermögens 
„Stadt und Hafen“ (SoV 1997) 

Verkauf der Grundstücke 
nach Abschluss der 
Qualitätssicherung 

Containerterminal 
Altenwerder

Infrastrukturen der HafenCity
Leistungen der HCH

Finanzierungsmechanismen

Rückführung der 

Einnahmen

HCH Wertschöpferin

HCH Verwalterin

EXTERN INTERN

Abb. 5: Finanzierungsmodell der HafenCity. Eigene Darstellung. 

4 Fallstudie HafenCity
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Warum eine Stadtentwicklungsgesellschaft?
Die Entscheidung für die Gründung der HafenCi-
ty Hamburg GmbH als städtische Entwicklungs-
gesellschaft basierte auf der Zielsetzung, eine 
effiziente und marktorientierte Koordination der 
komplexen städtebaulichen Aufgaben sicher-
zustellen. Alternativen wie eine rein städtische 
Verwaltung oder eine Landesentwicklungsge-
sellschaft wurden verworfen. Ein Modell, bei 
dem die Planung innerhalb städtischer Behör-
den organisiert wird, wie es etwa in München 
praktiziert wird, wurde aufgrund der komplexen 
Größenordnung als weniger effektiv angesehen, 
insbesondere da von Anfang an eine Integra-
tion der Privatwirtschaft vorgesehen war. Eben-
so wurde eine Landesentwicklungsgesellschaft 
ausgeschlossen, da deren breite Aufgaben-
palette und die häufig gleichzeitige Betreuung 
zahlreicher Projekte das Risiko bergen, den 
Fokus auf die spezifischen Anforderungen ein-
zelner Projekte zu verlieren (vgl. Schultz-Berndt 
2024: 2 ff.; Polkowski 2024: 6). Internationale 
Vorbilder wie die Docklands-Entwicklungsge-
sellschaft in London wurden ebenfalls geprüft, 
jedoch als ungeeignet erachtet, da deren neo-
liberal geprägter Ansatz nicht mit dem hohen 
qualitativen und sozialen Anspruch der Hafen-
City-Entwicklung vereinbar war (vgl. Schultz-
Berndt 2024: 4 f.).

Die Entscheidung für eine privatrechtliche Ge-
sellschaft im städtischen Eigentum bot den Vor-
teil der vollständigen Steuerungsfähigkeit durch 
die Stadt, ohne Abhängigkeiten von privaten 
Kapitalgebern oder Interessenkonflikten mit ex-
ternen Partnern. Da externe Akteure, die nicht 
dem öffentlich-rechtlichen Bereich angehören, 
zwangsläufig als interessierte Dritte aufgetre-
ten wären, gewährleistete die gewählte Struk-
tur eine wettbewerbsneutrale Umsetzung des 
Projekts. Zudem wurde gewährleistet, dass auf 
dem Markt für das öffentliche Wohl agiert wer-
den kann, ohne durch rechtliche, finanzielle 
oder fachliche Beschränkungen des Tätigkeits-
bereichs der Regierung limitiert zu werden (vgl. 
Schultz-Berndt 2024: 3 f.; Bruns-Berentelg et al. 

2020: 165).

Aufgabendefinition: Qualität und Urbanität
Die Aufgabendefinition der HCH, als 100%ige 
Tochter der Stadt, ergibt sich aus dem städte-
baulichen Entwicklungsauftrag der Stadt Ham-
burg auf Basis des Masterplans (vgl. HafenCity 
GmbH Hamburg o. J. g). Die HafenCity GmbH 
versteht ihre Aufgabe darin, die Vision einer 
„New Downtown“ zu realisieren, die durch eine 
feinkörnige Nutzungsmischung aus Wohnen, 
Arbeiten, Freizeit, Tourismus, Kultur und Einzel-
handel geprägt ist. Die HafenCity soll ein Ort ge-
lebter Urbanität sein, der nicht allein durch kom-
merzielle Aktivitäten belebt wird, sondern durch 
eine vielfältige und ausgewogene Mischung so-
zialer, ökonomischer und kultureller Aktivitäten. 
Dabei wird besonderer Wert auf die Schaffung 
eines qualitätsvollen Raums, mit einer materiel-
len und atmosphärischen Identität gelegt (vgl. 
Bruns-Berentelg 2012: 70). 

Dieses Aufgabenverständnis hat sich im Laufe 
der Zeit weiterentwickelt (vgl. Schultz-Berndt 
2024: 5). Die Aufgabenwahrnehmung kann als 
positive „Mission Creep” verstanden werden, 
„definiert als die allmähliche Ausweitung der 
Ziele einer Operation, die in der Regel über 
den Rahmen ihrer ursprünglichen Absicht oder 
Zuständigkeit hinausgeht” (Rosenbaum 2020: 
230). Ursprünglich lag der Fokus auf der Ein-
dämmung der Abwanderung aus der Innenstadt 
durch die Schaffung attraktiver Wohnangebo-
te, unterstützt durch hohe Stellplatzschlüssel 
und eine autogerechte Planung (vgl. Schneider 
2024: 4). Politische und gesellschaftliche Verän-
derungen führten jedoch zu einer Neuausrich-
tung, die ökologische und soziale Zielsetzungen 
wie den geförderten Wohnungsbau und eine 
stärkere Verdichtung sowie Nutzungsmischung 
in den Vordergrund rückte. Der Masterplan 2000 
wurde sukzessive konkretisiert. Dieser iterative 
Prozess, begleitet von stetigem Lernen und An-
passung, blieb ein wesentlicher Bestandteil der 
fortlaufenden Entwicklung der HafenCity (vgl. 
Schneider 2024: 4; Schultz-Berndt 2024: 5 f.; 
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Desler & Rybnikow 2024: 4 f.). Anpassungen 
betrafen vor allem Aspekte wie Bebauungsdich-
te, Quartiersnutzungen und Verkehrsinfrastruk-
tur, wobei der ursprüngliche Plan eine robuste 
Grundlage bot, die flexible Entscheidungen er-
möglichte (vgl. Polkowski 2024: 22). 

Für die östlichen Quartiere Oberhafen, Baaken-
hafen und Elbbrücken stellte der Masterplan 
allerdings eine unzureichende Planungsgrund-
lage dar, da sich die Rahmenbedingungen – 
insbesondere durch die zuvor nicht eingeplante 
U-Bahnanbindung – erheblich verändert hatten. 
Die östlichen Quartiere weisen im Vergleich zur 
westlichen und zentralen HafenCity eine gerin-
gere Einbindung in die bestehende Innenstadt 
auf, was die Umsetzung alternativer Nutzungs-
konzepte erforderlich machte. Im Baakenhafen 
wurde ein vielseitiges Wohn- und Freizeitquar-
tier mit Angeboten zur Nahversorgung realisiert. 
Das Quartier Elbbrücken entwickelte sich zu 
einem bedeutenden Geschäftsstandort für in-
novative Arbeitswelten. Der Bereich Oberhafen 
wurde zum Kreativ- und Kulturquartier transfor-
miert. Die Überarbeitung des Masterplans fand 
von 2008 bis 2010 statt und wurde 2010 vom 
Senat beschlossen (vgl. HafenCity Hamburg 
GmbH o. J. e). 

Die HafenCity betreut mittlerweile auch die zum 
neuen Transformationsraum Innenstadt gehö-
renden Stadtentwicklungsvorhaben Billebogen 
und den kleinen Grasbrook. Das Aufgabenfeld 
der Organisation hat sich zudem mit der Grün-
dung einer Tochtergesellschaft zur Entwicklung 
der Science City Hamburg Bahrenfeld erweitert 
(vgl. HafenCity Hamburg GmbH o. J. g).

4 Fallstudie HafenCity
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3 Dimensionen der Integration

Im Folgenden wird analysiert, wie die drei Di-
mensionen der Integration in der HafenCity aus-
gestaltet und miteinander verknüpft wurden, um 
der Steuerungsaufgabe eines komplexen räum-
lichen Transformationsprozesses gerecht zu 
werden.

4.2 Integration nach außen

Die HafenCity Hamburg GmbH ist in das kom-
plexe Gefüge der Verwaltungsstrukturen und 
die fragmentierte Zuständigkeitslandschaft 
Hamburgs eingebunden. Im Folgenden wird 
analysiert, wie die Organisation in diese externe 
Governance-Struktur integriert ist und welche 
spezifische Rolle sie innerhalb des Steuerungs-
umfelds einnimmt.

4.2.1 Externe Governance-Struktur der 
HafenCity
Die Stadt Hamburg hat verschiedene Möglich-
keiten, städtebauliche Vorhaben zu realisieren. 
Während die Verantwortung normalerweise bei 
den Bezirken liegt, werden große Projekte in der 
Regel durch die für Planung zuständige Fach-
behörde, die Behörde für Stadtentwicklung und 
Wohnen durchgeführt (vgl. Polkowski 2024: 1 
f.). Die HafenCity war in den ersten Jahren als 
hoheitliches Planungsgebiet dem Bezirk Ham-
burg-Mitte unterstellt. 2006 wurde sie aufgrund 
ihrer „hohen Bedeutung für die Gesamtentwick-
lung Hamburgs” (HafenCity Hamburg GmbH 
o. J. g), der raschen Projektentwicklungsge-
schwindigkeit sowie der hohen Komplexität, die 
durch die Vielzahl an Projekten und beteiligten 
Akteure entstand, zum Vorranggebiet ernannt. 
Infolgedessen erfährt die HafenCity eine Auf-
wärtsskalierung der Entscheidungshierarchie. 
Durch diese Evokation findet eine gesamtstäd-
tische Steuerung statt. Staatliche Entscheidun-
gen und Prozesse der Entscheidungsvorberei-
tung werden auf der Ministerialebene getroffen. 
Zudem findet eine Entscheidungwahrnehmung 

auf der Senatsebene statt (vgl. HafenCity Ham-
burg GmbH o. J. g; Bruns-Berentelg 2012: 74). 
Für die Entwicklung der HafenCity haben sich 
daraus planungsrechtliche Besonderheiten 
ergeben. Die Bebauungsplanverfahren der 
HafenCity wurden nicht vom Bezirksamt Ham-
burg-Mitte durchgeführt, sondern von der BSW 
(vgl. Ulas 2024: 2; Bruns-Berentelg 2012: 74). 
Die HCH arbeitet hierbei eng mit der Behörde 
zusammen, indem sie beispielsweise die städ-
tebaulichen Konzepte entwickelt und die erfor-
derlichen Unterlagen bereitstellt. Der formale 
Satzungsbeschluss der Bebauungspläne er-
folgte jedoch durch die BSW. Hierfür wurde in 
der Behörde die „Projektgruppe HafenCity” ein-
gerichtet und mit den erforderlichen fachlichen 
Kompetenzen ausgestattet. Zur Begleitung des 
Verfahrens wurde ein interdisziplinäres Team 
aus einer technischen Zeichenkraft, einer Ver-
waltungskraft, Stadtplanern und Architekten 
zusammengestellt (vgl. Ulas 2024: 4, 11). Im 
Unterschied zu den meisten regulären bezirkli-
chen Planungen handelt es sich nicht um eine 
Angebotsplanung (verstanden als Schaffung 
von Planrecht als Angebot zur Bebauung), da 
bei der HafenCity der geschaffene Möglich-
keitsrahmen von der HCH durch die Herstellung 
der Infrastrukturen sowie die Erschließung und 
Vermarktung der Grundstücke direkt ausgefüllt 
wird (vgl. Desler & Rybnikow 2024: 3, 11 ). Der 
Bezirk wird als Träger öffentlicher Belange um-
fangreich am Planverfahren beteiligt (vgl. Ulas 
2024: 10). Durch die direkte Zuständigkeit auf 
Senatsebene konnte das Verfahren im Gegen-
satz zu den langen Bearbeitungszeiten auf Be-
zirksebene deutlich beschleunigt und verein-
facht werden (vgl. Schneider 2024: 7 f.). Durch 
die Herauslösung einzelner abgeschlossener 
Teilflächen der HafenCity aus dem Geltungsbe-
reich des Sondervermögens Stadt- und Hafen 
wurden die öffentlichen Flächen formal an den 
Bezirk übergeben. Im Zuge dieser Rückführung 
erfolgte auch die Übergabe der durch die HCH 
realisierten öffentlichen Infrastrukturen (vgl. 
Schultz-Berndt 2024: 15).
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In Hamburg besteht eine stark segmentier-
te Verwaltungsstruktur (vgl. Bruns-Berentelg 
2019). Diese Versäulung führt dazu, dass vie-
le Behörden isoliert voneinander agieren und 
jeweils nur für einzelne Aufgabenbereiche zu-
ständig sind, was eine integrierte Stadtentwick-
lung erschwert. Auch im Kontext der HafenCity 
wurden unterschiedliche Planungsaufgaben auf 
verschiedene Behörden verteilt, was zu einer 
fragmentierten Zuständigkeitslandschaft führ-
te. Die Bündelung von Verantwortlichkeiten, die 
sonst auf mehrere Stellen verteilt wären, bietet 
einen klaren Vorteil gegenüber den traditionel-
len sektoralen Verwaltungsstrukturen (vgl. Des-
ler & Rybnikow 2024: 3, 11). 

„Das wäre bei Behörden alles langwieriger, wo 
es immer nur sektorale Entscheidungsmöglich-
keiten gibt, weil die Baubehörde kann nunmal 
nur bauen und die Finanzbehörde kann nunmal 

nur verkaufen. Und die müssen halt miteinan-
der kooperieren, das ist langwieriger. Wenn das 
alles in einem Kopf zusammen läuft, geht das 
schneller” (Desler & Rybnikow 2024: 11). 

Die HCH fungiert dabei als zentrale Koordina-
tionsinstanz und ermöglicht einen integrierten 
Stadtentwicklungsprozess, da alle Fäden an ei-
ner Stelle zusammenlaufen. Im Vergleich zu den 
zeitintensiven Abstimmungen zwischen zahlrei-
chen Behörden beschleunigt diese organisato-
rische Zusammenführung die Prozesse erheb-
lich (vgl. Desler & Rybnikow 2024: 3, 11).Die 
Aufgabenverteilung der FHH und der HafenCity 
GmbH ist in der Abbildung 6 dargestellt.

Die Entwicklung der HafenCity involvierte eine 
Vielzahl von Akteuren aus dem öffentlichen Sek-
tor, unter anderem: 

Freie und Hansestadt Hamburg

Abbau von Hierarchien in der Planung und 
Konzentration auf den souveränen Prozess

Festlegung und Organisation der politischen
Rahmenbedingungen

• Die HafenCity ist seit Oktober 2006 
sog.  Vorranggebiet, Planungen erfolgen auf 
Landes-, nicht auf Bezirksebene

• Komplementäre Lenkungsgruppe bei der 
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen (BSW); 
arbeitet vertikal und horizontal (Oberbaudirektor)

Integration von Entscheidungen
• Planrechtsschaffung (Kommission für Stadtentwicklung)
• Grundstücksverkäufe (Kommission für Bodenordnung)

Genehmigungen:
• Planrechtsschaffung (Bebauungspläne, Gebietsentwicklung), 

Baugenehmigungen, Städtebauliche Richtlinien

Finanzierung und Bau teilweise als 
öffentlich-private Joint-Venture:
• Schulen, Öffentliche Universität, Elbphilharmonie
• U-Bahn, externe Erschließung

Übernahme von Infrastrukturen und öffentlichen 
Plätzen von der HafenCity Hamburg

HafenCity Hamburg GmbH
Der städtische Staat als Unternehmer, der
öffentliche Güter produziert

Finanzierung

Öffentliche Grundstückseigentümerin
• Verwalterin und Verkäuferin
• Sondervermögen „Stadt und Hafen" finanziert 

Aktivitäten aus Grundstücksverkäufen 
(keine Mittelzuweisung)

• Finanzielles Ziel: Break-Even, weder Gewinn, noch Verlust

Entwicklung
• Agiert als Master Developer und entwickelt einen 

neue Downtown zu einem signifikanten Anteil 
als öffentliches Gut

• Entwicklungsplanung 
• plant und baut Infrastruktur (Straßen, Brücken, Kaimauer) 

und
• Öffentliche Räume (Promenaden, Parks, Plätze) 
• setzt Rahmenbedingungen für Qualitätsverbesserungen 

und Innovationen
• akquiriert Investoren, Bauherren und Nutzer 

basierend auf konzeptuellen Ideen
• organisiert Kommunikation, Marketing, Veranstaltungen

4 Fallstudie HafenCity

Abb. 6: Zwischen regulativer Planung und dem staatlichen Unternehmertum. Eigene Darstellung auf 
Grundlage von Bruns-Berentelg 2019. 
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Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen: (vormals Behörde für Stadtentwicklung und Um-
welt) Zuständig für die Schaffung von Baurecht sowie die Durchführung von Flächennutzungs-
plan- und Bebauungsplanverfahren. Sie spielte eine entscheidende Rolle bei der städtebaulichen 
und architektonischen Qualitätssicherung bei Wettbewerbsverfahren, im Besonderen durch den 
Oberbaudirektor (vgl. Schneider 2024: 3; Desler & Rybnikow 2024: 7). Als höchster Fachbeamter 
war er maßgeblich in die Planung involviert, insbesondere zur Einbringung fachlicher Expertise. Die 
Position des Oberbaudirektors ist unabhängig von Legislaturperioden. Diese Kontinuität ermöglicht 
es, sich langfristig und intensiv mit den komplexen Bauvorhaben Hamburgs zu befassen – ein ent-
scheidender Vorteil, da Großprojekte häufig eine längere Laufzeit als vier Jahre haben (vgl. Polkow-
ski 2024: 31 f.). Die Erteilung der Baugenehmigungen für die HafenCity erfolgt durch das Amt für 
Bauordnung und Hochbau, das in der BSW angesiedelt ist. (vgl. HafenCity Hamburg GmbH o. J. 
c) Die BSW wird durch die Bausenatorin im Aufsichtsrat vertreten (vgl. Desler & Rybnikow 2024: 7).

Finanzbehörde und Landesbetrieb Immobilienmanagement und Grundvermögen: Verant-
wortlich für die Überwachung der Grundstücksverkäufe, Preisdefinitionen und Überprüfung der 
Abwicklung von Verkaufsprozessen nach städtischen Richtlinien. Die unabhängige Kommission 
für Bodenordnung ist ein Verwaltungsausschuss der Finanzbehörde und überwachte sämtliche 
Grundstücksgeschäfte der Stadtverwaltung, darunter auch die der HCH durch das Sondervermö-
gen Stadt und Hafen (vgl. Desler & Rybnikow 2024: 7; HafenCity Hamburg GmbH o. J. c).

Umweltbehörde (BUKEA): Hier erfolgt eine Beteiligung bei Umweltthemen, Fragen der Nachhal-
tigkeit, Energie- und Wärmeversorgung sowie Abstimmungen zur Grünflächenqualität. Die Umwelt-
behörde wird zudem durch den Senator der BUKEA im Aufsichtsrat der HCH repräsentiert (vgl. 
Desler & Rybnikow 2024 7; Ulas 2024: 10).

Behörde für Verkehr und Mobilitätswende: Zuständig für Verkehrsangelegenheiten, wie die Re-
duzierung von Parkplätzen, die Planung des öffentlichen Nahverkehrs sowie die Integration der 
HafenCity in das übrige Stadtgebiet. Entscheidungen zur Verkehrsinfrastruktur beeinflussten maß-
geblich die Entwicklung des Areals und mussten daher eng mit der Verkehrsbehörde abgestimmt 
werden (vgl. Desler & Rybnikow 2024: 7)

Hamburg Port Authority: Insbesondere in der frühen Phase der Entwicklung war die Hafenbehör-
de relevant, da die HafenCity teilweise noch unter das Hafenentwicklungsgesetz fiel. Die HPA war 
zuständig für die wasserrechtlichen Belange und die Abstimmung bei Infrastrukturprojekten auf 
ehemaligen Hafenflächen (vgl. Schultz-Berndt 2024: 15).

Weitere beteiligte Akteure: Die Kulturbehörde bei Projekten wie der Elbphilharmonie und der MS 
Stubnitz, unterstützt durch den Koordinierungskreis Kultur; ein Expertengremium, das die Qualität 
der Kultur- und Kunstkonzepte prüft und die HafenCity-Entwicklung begleitete (vgl. HafenCity Ham-
burg GmbH o. J. d). Der Landesbetrieb „Geoinformation und Vermessung” bei Kartengrundlagen 
und der Erstellung des Stadtmodells, der Landesbetrieb Straßen, Brücken und Gewässer (LSBG) 
bei Planung und Bau von Verkehrsinfrastrukturen sowie die Stadtreinigung bei Themen der Abfall-
entsorgung. Im Rahmen des formellen Beteiligungsverfahrens nach Baugesetzbuch wurden alle 
Träger öffentlicher Belange beteiligt (vgl. Ulas 2024: 10; Schultz-Berndt 2024: 15 f. 12 f.). Die HCH 
hat zudem mit Projektsteuerern zusammengearbeitet, die die Steuerung einzelner Infrastrukturpro-
jekte übernommen haben (vgl. Polkowski 2024: 14).
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Dies verdeutlicht die Vielschichtigkeit der städ-
tischen Akteure und zeigt, wie fragmentiert die 
Zuständigkeiten verteilt sind. Die HCH war da-
her mit einer Vielzahl von Akteuren konfrontiert, 
deren Mitwirkung für den Entwicklungsprozess 
unerlässlich war und deren Belange und Inte-
ressen koordiniert werden mussten. Im Laufe 
der Entwicklung wuchs die Komplexität und die 
Zahl der beteiligten Akteure, was eine immer 
intensivere Abstimmung und eine zentrale Ver-
mittlungsrolle der HCH an den Schnittstellen er-
forderlich machte (vgl. Schultz-Berndt 2024: 12 
f., 16; Schneider 2024: 23).

4.2.2 Sondergovernancestruktur der HCH
Die HCH verfügt über eine Sondergovernances-
truktur, bestehend aus einem Aufsichtsrat und 
einem Beirat. 
Hauptaufgabe des Aufsichtsrates liegt in der 
Kontrolle und Steuerung der Gesellschaft, wie 
im Gesellschaftsvertrag der HCH festgelegt. Er 
besitzt Zustimmungsvorbehalte für zentrale Ent-
scheidungen, darunter auch die Finanz- und 
Wirtschaftspläne des Sondervermögens sowie 
Personalentscheidungen. Diese Zustimmung ist 
Voraussetzung für die Handlungsfähigkeit der 
Geschäftsführung. Die Entschlüsse des Auf-
sichtsrats sind somit verbindlich (vgl. Schultz-
Berndt 2024: 11). Der Aufsichtsrat setzt sich aus 
Repräsentanten des Hamburger Senats zusam-
men. Den Vorsitz hat der Erste Bürgermeister 
Hamburgs (vgl. HafenCity GmbH Hamburg o. 
J. c). Diese Struktur ermöglicht der HCH eine 
direkte und schnelle Entscheidungsfindung, 
bei der die Interessen der Stadt gewahrt blei-
ben. Durch die hochrangige Besetzung ist zu-
dem eine besondere Durchsetzungskraft gege-
ben, die eine kurzfristige Konfliktbeilegung auf 
einer hohen Steuerungsebene antizipiert. Der 
direkte Zugriff auf die Behördenleitung und die 
Möglichkeit, den Bürgermeister in Ausnahme-
fällen einzubinden, erwies sich als ein wirksa-
mes Instrument (vgl. Schultz-Berndt 2024: 13; 
Desler 2024: 6). Durch diese enge Verbindung 
zwischen der HCH und der politischen Führung 
Hamburgs hatten die Belange der HafenCity in 

der städtischen Verwaltung immer eine große 
Priorität und der Entwicklungsprozess wurde 
durch die Rückbindung in die politischen Ent-
scheidungsstrukturen insgesamt beschleunigt 
(vgl. Schneider 2024: 5).
In den Sitzungen des Aufsichtsrates nahm bis 
auf Weiteres lediglich die Geschäftsführung der 
HCH teil, es erfolgte aber eine Zuarbeit von Mit-
arbeitern und Mitarbeiterinnen (vgl. Schneider 
2024: 5). Die Geschäftsführung der HafenCity 
Hamburg GmbH legte dem Aufsichtsrat um-
fassende schriftliche Berichte vor, in denen 
sämtliche Projekte sowie relevante Kernthe-
men skizziert wurden. In den Sitzungen erfolgte 
als „Bericht der Geschäftsführung”, eine Vor-
stellung derjenigen Aspekte, die aus Sicht der 
Geschäftsführung für den Aufsichtsrat von be-
sonderer Relevanz waren. Insbesondere prob-
lematische Themen wurden vertieft behandelt. 
So konnten die Mitglieder des Aufsichtsrates 
über zentrale Themen informiert und ihre Unter-
stützung in spezifischen Fragestellungen ein-
geholt werden (vgl. Schultz-Berndt 2024: 12). 
Gleichzeitig übernahm der Aufsichtsrat auch die 
Rolle als Multiplikator, der Verständnis über die 
HafenCity-Entwicklung in die Verwaltung, Netz-
werke und zu den hochrangigen Vertretern der 
FHH trug (vgl. Schultz-Berndt 2024: 11 f.).

Der Beirat stellt ein prozessbegleitendes bera-
tendes Gremium dar. Er ist für die Einbringung 
von Expertenwissen und interdisziplinären Pers-
pektiven zuständig und unterstützt die HCH bei 
fachlichen Fragen. Aufgrund der rein konsultati-
ven Funktion sind die Empfehlungen unverbind-
lich. Seine Mitglieder werden auf Vorschlag der 
Geschäftsführung vom Aufsichtsrat bestellt und 
stammen unter anderem aus dem wissenschaft-
lichen Bereich oder aus Unternehmen, die für 
die Stadtentwicklung Hamburgs von Bedeutung 
sind (vgl. Schlutz-Berndt 2024: 14). Heute ist 
der Beirat beispielsweise unter anderem durch 
die Präsidentin der Hamburgischen Architek-
tenkammer, den ersten Vorsitzenden des Netz-
werks HafenCity e. V., Vertretern der Hamburg 
Port Authority sowie des Instituts für Kultur- und 
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Medienmanagement Hamburg besetzt. (vgl. 
HafenCity Hamburg GmbH o. J. a).

Der Beirat stellt ein Diskussionsforum dar, das 
sowohl Impulse für die Weiterentwicklung des 
Vorhabens einfängt, als auch die Möglichkeit 
zur reflexiven Auseinandersetzung bietet (vgl. 
Schlutz-Berndt 2024: 14). Vorteilhaft ist hierbei 
vor allem die Kurzfristigkeit der fachlichen Rat-
schläge (vgl. Polkowski 2024: 33). Wie der Auf-
sichtsrat ist auch der Beirat ein strategisches 
Instrument, um die Netzwerke der Mitglieder zu 
aktivieren, sei es zur Herstellung von Kontakten 
oder um Verständnis für die Spezifika der Ent-
wicklung zu schaffen (vgl. Schlutz-Berndt 2024: 
14). 

Mit dem Fortschreiten der Entwicklung und Rea-
lisierung der HafenCity hat die Bedeutung des 
Beirates sukzessive abgenommen (vgl. Schnei-
der 2024: 5; Polkowski 2024: 32 f.). Dies lässt 
vermuten, dass zentrale Fragen der Planungs- 
und Umsetzungsphase im Laufe der Zeit geklärt 
wurden. Zudem konnten durch die wachsen-
de Bewohnerschaft der HafenCity auch ande-
re Kommunikationskanäle gefunden werden, 
die eine kritische Auseinandersetzung möglich 
machten (vgl. Schneider 2024: 5). Für die Ha-
fenCity war die Einrichtung eines Beirats in der 
frühen Phase aufgrund der anfänglichen unsi-
cheren Marktsituation und der antizipierten Pro-
jektlaufzeit von großer Bedeutung. Die Notwen-
digkeit eines solchen Gremiums hängt jedoch 
maßgeblich von der Komplexität der Aufgabe 
und den institutionellen Rahmenbedingungen 
ab, kann aber auch in weniger leistungsfähigen 
Verwaltungsstrukturen sinnvoll sein (vgl. Pol-
kowski 2024).

4.2.3 Koordinationsmechanismen und Ent-
scheidungsprozesse
Ausgehend von der externen Governance-
Struktur und der speziellen Anforderungen, die 
sich darüber hinaus aus der Sondergovernan-
cestruktur ergeben, stellt sich die Frage nach 
geeigneten Koordinationsmechanismen. Wie 

kann die Vielzahl der beteiligten Akteure und 
ihre Belange in einer fragmentierten Zuständig-
keitslandschaft effektiv gesteuert werden? Die 
HCH hat hierfür eine kommunikative Prozess-
struktur aufgebaut: 

Kommunikation mit den externen öffentli-
chen Akteuren
Wesentlich für die Koordination der vielfältigen 
beteiligten Akteure war die Kommunikations-
strategie der HCH. Zwischen der HCH und den 
externen öffentlichen Akteuren hat ein intensiver 
Austausch stattgefunden, sowohl auf Arbeits-
ebene als auch auf der Aufsichtsratebene (vgl. 
Desler & Rybnikow 2024: 8). Die kontinuierli-
che Kommunikation zwischen der BSW und der 
HCH ist ein wesentlicher Bestandteil ihrer erfolg-
reichen Zusammenarbeit. Der permanente Aus-
tausch findet sowohl in Präsenz als auch online 
statt (vgl. Ulas 2024: 6, 9). Die Projektgruppe in 
der BSW stellt eine direkte Anlaufstelle für die 
HCH dar. Sie koordinierte die verschiedenen 
Zuständigkeiten, die sonst innerhalb des Am-
tes verstreut sind und bündelt das komplexe 
Geflecht an Zuständigkeiten, wodurch die Zu-
sammenarbeit unterhalb des Aufsichtsrates ef-
fizienter gestaltet werden konnte (vgl. Polkowski 
2024: 18). Die Kommunikationsstrategie be-
stand zunächst darin, die Rahmenbedingun-
gen und Zwänge der Beteiligten zu erkennen. 
Neben dem Erwerb fachlicher Know-hows war 
vor allem der Aufbau einer konstruktiven Dis-
kussionskultur notwendig und das Verständnis 
für die Funktionsweise von Behördenstrukturen 
sowie die Hierarchien innerhalb der Behörden 
(vgl. Schultz-Berndt 2024: 18). Die direkte Be-
teiligung von Führungskräften wie Herrn Jürgen 
Bruns-Berentelg und Herrn Giselher Schultz-
Berndt von Seiten der HCH oder Herrn Dieter 
Polkowski von Seiten der BSW in vielen Be-
sprechungen war entscheidend, um eine enge 
Zusammenarbeit und zügige Konfliktlösung si-
cherzustellen (vgl. Polkowski 2024: 18).

Kommunikation über den Aufsichtsrat
Die Aufgabe der HCH bestand darin, struktu-
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relle, zwischenmenschliche sowie verantwor-
tungsbezogene Konflikte und Obstruktionen zu 
identifizieren und einer Lösung zuzuführen. Bei 
besonders tiefgreifenden Konflikten bestand die 
Möglichkeit, diese an den Aufsichtsrat zu eska-
lieren (vgl. Schultz-Berndt 2024: 16). In Konflikt-
situationen, in denen mehrere Stellen betroffen 
waren, konnten diese Dissense oft durch direkte 
Gespräche und das Einbringen von Entschei-
dungsträgern an einen Tisch gelöst werden. 
Vorteilhaft war hier der direkte Zugriff auf die 
Behördenleitung, insbesondere durch die Be-
setzung von Schlüsselpositionen im Aufsichts-
rat. Dies ermöglichte es auch in schwierigen 
Situationen auf Entscheidungsprozesse Einfluss 
zu nehmen. Der Zugriff auf den ersten Bürger-
meister, der über starke Machtinstrumente wie 
die Auswahl und Entlassung von Senatoren 
verfügte, war in wenigen, aber kritischen Situ-
ationen ebenfalls von Bedeutung (vgl. Schultz-
Berndt 2024: 13).

Kommunikative und soziale Kapitalbildung
Die Schaffung von Urbanität in der HafenCity er-
fordert insbesondere die Bildung kommunikati-
ven Kapitals. Dieser Prozess richtet sich an den 
Kreis der externen Akteure und bildet somit ei-
nen essentiellen Teil der Integration nach außen, 
fließt gleichzeitig aber auch maßgeblich in die 
Integration nach vorne ein (siehe 4.3.1 Markt-
erzeugung und Vermarktung). Besonders in der 
Anfangsphase der HafenCity war aufgrund der 
erläuterten Ausgangsbedingungen eine umfas-
sende Informierung der breiten Öffentlichkeit 
erforderlich. Neben der Eröffnung des Kessel-
hauses als Informationszentrum wurden bei-
spielsweise Führungen durch das entstehende 
Gebiet angeboten. Das Ziel bestand darin, eine 
zentrale Anlaufstelle für Interessierte und Besu-
cher zu schaffen, da die HafenCity als prominen-
tes und öffentlich wahrgenommenes Vorhaben 
großes Interesse weckte (vgl. Bruns-Berentelg 
2012: 81 f.). Die Durchführung von Events und 
Veranstaltungen wie dem HafenCity-Lauf (heu-
te HSH Nordbank Run) oder den Cruise Days 
spielte eine wichtige Rolle bei der Identitätsstif-

tung im Raum. Ergänzend dazu wurden mit der 
Einführung der „HafenCity Zeitung“ und Nach-
barschaftsforen weitere Plattformen geschaffen, 
um das Quartier und die Entwicklung medial zu 
präsentieren (vgl. Bruns-Berentelg 2012: 82). 

Mit dem Einzug der ersten Bewohnerschaft 
Ende 2005 begann zudem der Aufbau eines so-
zialen Kapitals. Die HCH stand kontinuierlich im 
Dialog mit den Anwohnern, um ein Miteinander 
zu fördern und auf die Bedürfnisse der neuen 
Bewohnerschaft reagieren zu können. Ein wich-
tiger Schritt war die Gründung des „Netzwerk 
HafenCity e. V.”, der den Austausch und die 
Nachbarschaftsbindung stärkte. Besonders vor-
teilhaft für die Entwicklung des sozialen Kapitals 
war die hohe Kooperationsbereitschaft der Be-
wohner, die aktiv zur Gestaltung ihres neuen Le-
bensumfeldes beitrugen (vgl. Bruns-Berentelg 
2012: 82 f.). 

Entscheidungsprozesse 
Die Entscheidungsprozesse im Gefüge der ex-
ternen öffentlichen Akteure zeichnen sich durch 
eine klare Hierarchie und eine proaktive Zusam-
menarbeit aus. Um Verzögerungen in formellen 
Verfahren zu vermeiden und Projekte effizient 
voranzubringen, wurde frühzeitig mit allen Be-
teiligten kooperiert. Bereits im Entwurfsstadium 
sollten potentielle Konflikte erkannt und gelöst 
werden, bevor sie in späteren Phasen zu grö-
ßeren Problemen führen können (vgl. Polkowski 
2024: 19).
Die HCH übernimmt eine zentrale Steuerungs-
funktion und fungiert damit im Sinne von Davies 
(2017: 69) als „Integrator“. Als integrative Instanz 
hat sie die Aufgabe, die verschiedenen am Pro-
jekt beteiligten Akteure zusammenzuführen und 
Einigungen darüber zu erzielen, wie auf externe 
Anforderungen und dynamische Rahmenbedin-
gungen reagiert werden soll. Diese Funktion ist 
insbesondere bei Großprojekten wie der Hafen-
City, die eine komplexe Koordination zahlreicher 
Teilprojekte erfordern, von entscheidender Be-
deutung (vgl. Davies 2017: 69 f.). Als Integrator 
agiert sie als Verbindungsglied zwischen den 
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Beteiligten, moderiert Konflikte und stellt sicher, 
dass ein reibungsloser und effizienter Projektab-
lauf gewährleistet ist. Darüber hinaus übernimmt 
die HCH die Rolle eines Überzeugungs- und 
Verhandlungspartners, um unterschiedliche In-
teressen zu vereinen und die Zusammenarbeit 
über fachliche und institutionelle Grenzen hin-
weg zu fördern (vgl. ebd.: 69 f.).

4.2.4 Herausforderungen der externen Koordi-
nation
Die Koordination dieser vielfältigen Akteure war 
für HCH auf unterschiedlichen Weisen heraus-
fordernd. Die innovativen und gestalterisch an-
spruchsvollen Lösungen der HCH entsprachen 
nicht immer den Standards und Regularien der 
öffentlichen Hand, was die Übernahme und den 
Unterhalt durch die zuständigen Behörden er-
schwerte (vgl. Schneider 2024: 22). 
Eine Herausforderung stellte in diesem Zusam-
menhang die Rückführung der entwickelten Flä-
chen an den Bezirk dar, der sich durch die Evo-
kation ohnehin zurückgesetzt fühlte und der HCH 
gegenüber Misstrauen äußerte (vgl. Schneider 
2024: 8; Polkowski 17). Die HCH musste bei 
der Infrastrukturplanung sicherstellen, dass die-
se den behördlichen Übernahmekriterien ent-
spricht und dabei sowohl die städtischen Stan-
dards einhält als auch einen angemessenen 
Pflegeaufwand gewährleistet (vgl. Desler & Ryb-
nikow 2024: 3 f.). Im Rahmen der Verwaltungs-
abläufe sah sich die HCH mit administrativen 
Diskrepanzen konfrontiert, etwa der rückwirken-
den Anwendung von Verwaltungsvorschriften 
auf bereits realisierte Freianlagen. Die Situation 
wurde durch das lange Fehlen eines gesicher-
ten Erschließungsvertrages zwischen der HCH 
und dem Bezirk zusätzlich erschwert, sodass in-
frastrukturelle Anlagen über Jahre hinweg ohne 
vertragsrechtliche Grundlage errichtet wurden 
(vgl. Schneider 2024: 22). 

Dieser Qualitätsanspruch stellte auch in der 
Zusammenarbeit mit anderen Behörden eine 
Herausforderung dar, wie beispielsweise beim 
Thema Straßenbeleuchtung deutlich wird. An-

stelle der in Hamburg üblichen Peitschenleuch-
ten sollte die HafenCity in Hinblick auf ihren 
städtebaulichen Charakter andere Beleuchtung 
und anderes Stadtmobiliar bekommen. Dies er-
forderte intensive Abstimmungsprozesse mit 
den zuständigen Behörden (vgl. Schlutz-Berndt 
2024: 13). Ein weiteres Beispiel stellt die Baa-
kenhafenbrücke dar, die eine besondere archi-
tektonische Qualität aufweist, die unter der Re-
gie des LSBG vermutlich nicht entstanden wäre 
(vgl. Schneider 2024: 23; siehe auch 4.5 Wir-
kung und Ergebnis).

Eine weitere Herausforderung, die sich zudem 
in diesem Kontext ergibt, ist die Vermeidung 
verfrühter Entscheidungsfindung. Im Kontext 
infrastruktureller Großprojekte wird von soge-
nannten Lock-in-Effekten gesprochen. In Ent-
scheidungsprozessen können Akteure sich an 
einen bestimmten Entscheidungspfad binden. 
Eine frühe Bindung ist nicht per se negativ, da 
sie auch die Verzögerung von Entscheidungen 
reduzieren kann; problematisch ist es jedoch, 
wenn diese Bindung in einen Lock-in mündet, 
was bedeutet, dass verfrühte verpflichtende Ent-
scheidungen zu Ineffizienz führen. Um dem ent-
gegenzuwirken, ist es von zentraler Bedeutung, 
Entscheidungs- und Handlungsspielräume auf-
rechtzuerhalten (vgl. Cantarelli et al. 2010: 793). 
Die erfolgreiche Entwicklung der HafenCity ba-
siert auf der Beibehaltung von Offenheit im Pla-
nungsprozess, die es ermöglichte, kontinuier-
lich auf veränderte Rahmenbedingungen, neue 
Erkenntnisse und Herausforderungen zu reagie-
ren. Wie Polkowski (2024: 21) feststellt:

„Zu Beginn einer Entwicklung - die Jahre oder 
Jahrzehnte dauert - muss man Entscheidun-
gen treffen, die man treffen muss, um nicht zum 
Spielball der Entwicklung oder anderer Akteure 
zu werden. Man muss aber auch die notwendi-
gen Spielräume lassen, um auf sich verändern-
de Rahmenbedingungen reagieren zu können. 
Diese Balance müssen Sie hinkriegen. Mit dem 
Masterplan kann man sich jetzt hinstellen und 
fragen, hat er das geschafft? Ich glaube, ja.” 
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4.3 Integration nach vorne 
Ausgehend von dieser komplexen Governance-
Struktur stellt sich die Frage nach der Verbin-
dung der staatlichen Ebene mit der Ebene der 
privatwirtschaftlichen Marktteilnehmer. Nach-
folgend wird analysiert, inwiefern die HCH eine 
marktbasierte Integration leistet.

4.3.1 Markterzeugung und Vermarktung
Die Ausgangsbedingungen am Markt stellten 
eine erhebliche Herausforderung dar. Aus Sicht 
der Immobilienwirtschaft war das Gebiet hinter 
der Speicherstadt und hinter dem Zollzaun so-
wohl unzugänglich als auch weitgehend unbe-
kannt. Eine zukünftige Wohnnutzung im ehema-
ligen Hafengebiet war daher eine sehr abstrakte 
Vorstellung und es fehlte an greifbaren Inves-
titionsmöglichkeiten (vgl. Schneider 2024: 11; 
Desler & Rybnikow 2024: 9). Hinzu kam, dass 
das Gebiet noch nicht vollständig geräumt war, 
es gab keine gewachsene Nachbarschaft, keine 
Investitionsumgebung. Als städtische Entwick-
lungsgesellschaft sah sich die HCH folglich mit 
einer großen anfänglichen Skepsis seitens der 
privaten Bauherren konfrontiert (vgl. Schultz-
Berndt 2024: 8, 20).

Die HCH stand vor der Aufgabe, ein Bild der 
Zukunft zu erzeugen, das die Zusammenarbeit 
mit der Privatwirtschaft ermöglicht. Da es, wie 
Beckert (2024: 3) deutlich macht, „keine zu-
künftigen Fakten gibt, können Zukunftsbilder 
nicht wahr oder falsch sein, [...] sie können [nur] 
glaubwürdig oder unglaubwürdig sein” [Übers. 
d. Verf.]. Demnach muss die anvisierte Zukunft 
vorerst glaubwürdig gemacht werden, denn 
die Glaubwürdigkeit des Narratives (Idee der 
HafenCity) überzeugt die Adressaten (Privat-
wirtschaft) letztlich davon, dass die Zukunft sich 
tatsächlich so gestalten könnte, wie beschrie-
ben. Ohne diese glaubwürdige Erzeugung von 
Erwartungen wie monetäre Gewinne, Reputa-
tionssteigerungen oder Imagevorteile, fehlt die 
Grundlage für die Entscheidungen, in unsichere 
Zukunftsaussichten zu investieren und Risiken 
einzugehen (vgl. Beckert 2024: 5 ff.). Diese 
Glaubwürdigkeit ist zudem vor dem Hintergrund 
des damaligen sozialen Kontextes zu betrach-
ten (vgl. Beckert 2024: 8), der maßgeblich durch 
den wirtschaftlichen Strukturwandel, den globa-
len Wettbewerb der Städte und die veränderten 
Governance-Strukturen geprägt ist. 

Abb. 7: Ausgangsbedingungen im Gebiet der HafenCity. Ulrich Perrey/dpa. Nordsee-Zeitung.
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Ein notwendiger erster Schritt war aufgrund die-
ser Ausgangsbedingungen die Erzeugung eines 
Marktes durch die bewusste Schaffung eines 
positiven Narratives über die Zukunft der Hafen-
City. Dafür fand zunächst ein Vertrauensaufbau 
zwischen der städtischen Entwicklungsgesell-
schaft und den privaten Akteuren statt. Es wur-
den intensive Gespräche mit diversen Akteuren 
geführt, in denen das Potential des Vorhabens 
ausführlich kommuniziert wurde (vgl. Desler & 
Rybnikow 2024: 9). Ein Signal an die Immobi-
lienwirtschaft war auch die Entscheidung Prof. 
Jürgen Bruns-Berentelg als Geschäftsführer der 
HafenCity Hamburg GmbH einzusetzen. Durch 
einen Brancheninsider konnte eine stärkere 
Identifikation und Glaubwürdigkeit innerhalb 
des Marktsegments geschaffen werden (vgl. 
Schneider 2024: 12). 

Zudem erfolgte eine Vermarktung des Vorha-
bens durch umfassende Maßnahmen der Öffent-
lichkeitsarbeit. Die Vermarktungsmaßnahmen 
waren dabei vielfältig: Neben Kommunikations-
leistung wie Broschüren und Fernsehauftritten 
spielte die Austragung von Veranstaltungen in-
nerhalb der HafenCity eine zentrale Rolle, um 

die lokale Bevölkerung einzubinden. Darüber 
hinaus wurde eine gezielte Präsenz in den Me-
dien und auf nationalen und internationalen Im-
mobilienmessen wie der MIPIM in Cannes oder 
der Expo Real in München verfolgt (vgl. Schnei-
der 2024: 11; Desler & Rybnikow 2024: 3). Ziel 
war es, das Projekt in der breiten Öffentlichkeit 
bekannt zu machen und Akzeptanz zu schaffen. 
Organisatorisch hat diese Vermarktung der Ha-
fenCity beachtliche Mitarbeiterressourcen ge-
bunden (vgl. Schneider 2024: 10). 

Dabei gab es anfangs durchaus auch weniger 
erfolgreiche Maßnahmen wie die Veranstaltung 
eines immobilienwirtschaftlichen Symposiums, 
das nicht die erhoffte Überzeugungsarbeit leis-
tete, vor allem weil die Investitionsmöglichkeiten 
zu abstrakt waren (vgl. Schultz-Berndt 2024: 
19). Die Strategie der HafenCity war es dann, 
Ergebnisse in Form eines Stücks „normaler 
Stadt” (Bruns-Berentelg 2012: 76) als Orientie-
rungsrahmen zu schaffen (vgl. Schultz-Berndt 
2024: 19; Bruns-Berentelg 2012: 76). Als einer 
der ersten Investoren konnte das Softwareunter-
nehmen SAP herangezogen werden, das einen 
neuen Unternehmensstandort in der HafenCity 

Abb. 8: Die glaubwürdige Erzeugung von Erwartungen: Vision HafenCity. Handskizze Volkwin Marg.
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realisieren wollte und die Chancen des Gebie-
tes erkannt hatte. Obwohl die initiale Entwick-
lungsstrategie zu diesem Zeitpunkt noch nicht 
vollends durchdacht war, wurden so erneut Im-
pulse in die Immobilienwirtschaft getragen (vgl. 
Schultz-Berndt 2024: 20; Schneider 2024: 13). 

Insgesamt fand eine kleinteilige Marktmobili-
sierung mit vielen kleinen bis mittelgroßen Pro-
jektentwicklern statt, um erstens eine positive 
Markterfahrung zu schaffen und zweitens die 
Anforderungen breiter zu streuen und das An-
fangsrisiko zu verteilen (vgl. Bruns-Berentelg 
2012: 76). Große Marktteilnehmer oder Zusam-
menschlüsse wie Genossenschaften hätten das 
Risiko erhöht, homogene städtebauliche und 
nutzungsbezogene Ergebnisse zu produzieren, 
Ziel war es aber, unterschiedliche architektoni-
sche Handschriften zu integrieren (vgl. Schultz-
Berndt 2024: 20 f.). Durch diese Strategie behält 
sich die HCH das Recht vor, Entwickler gege-
benenfalls von der Beteiligung auszuschließen. 
Dies wäre bei einem großen Entwickler nicht 
möglich gewesen, da dies im Zweifelsfall eine 
zu große Lücke in die Gesamtentwicklung ge-
schlagen hätte (vgl. ebd.: 21). Weiterhin sind 
Erstinvestitionen aus der öffentlichen Hand in 
Infrastrukturen und Erschließungsleistungen für 
Grundstücke erfolgt, um Investitionen aus dem 
privaten Sektor auszulösen. Hierbei wurde be-
sonderer Fokus auf die Schaffung qualitätsvol-
ler öffentlicher Aufenthaltsräume wie Parks und 
Promenaden gelegt, da dies Maßstäbe für die 
privaten Entwickler setzt, ihre Projekte auf ei-
nem ebenso hohen Qualitätsniveau umzusetzen 
(vgl. Schultz-Berndt 2024: 21 f.). Durch diese 
Maßnahmen der Vermarktung und eine „markt-
stimulierende Anfangsentwicklung” konnte 
Glaubwürdigkeit für die HafenCity-Entwicklung 
geschaffen werden. Nach diesem Legitimitäts-
versprechen hat sich eine Dynamik entwickelt 
und die Investitionen nahmen zu (vgl. Desler & 
Rybnikow 2024: 9).

4.3.2 Grundstücksvergabemechanismen
Ein wesentliches Instrument zur Steuerung der 
Projektentwicklung und der Qualität der Hafen-
City war das Vorgehen bei der Akquisition von 
Investoren und die Gestaltung der Grundstücks-
vergabemechanismen. Dies ist von besonde-
rer Relevanz, da durch die Art und Weise, wie 
Grundstücke vergeben werden, auch maßgeb-
lich die Zusammenarbeit mit dem privaten Sek-
tor gesteuert wird. 

Ein übliches Veräußerungsverfahren von Grund-
stücken oder Entwicklungsflächen stellt die Ver-
gabe an den Höchstbietenden dar. Die zukünf-
tigen Nutzungen können hierbei zum Beispiel in 
einem Entwicklungskonzept festgelegt werden. 
Dieses Verfahren bevorzugt nicht zwangsläufig 
den kompetentesten, sondern den zahlungs-
kräftigsten Entwickler und birgt daher das Risi-
ko, dass der Entwickler den Standort oder loka-
len Markt überschätzt. Dies kann nicht nur die 
Aufweichung des öffentlich legitimierten Kon-
zepts als Maßnahme der Schadensbegrenzung 
zur Folge haben, sondern auch zu langen Rück-
abwicklungsprozessen führen (vgl. Dziomba 
2007: 18). 

1. Ausschreibungen und Konzeptvergabe
In der HafenCity wurde das Verfahren der wett-
bewerblichen Konzeptausschreibung genutzt. 
Bei diesem Vergabeverfahren werden die 
Grundstücke öffentlich ausgeschrieben, aller-
dings werden neben dem Angebotspreis wei-
tere Faktoren wie das Konzept und der Beitrag 
zu den städtebaulichen Zielen berücksichtigt 
(vgl. Dziomba 2007: 18; Bruns-Berentelg et al. 
2020: 170). Dadurch können die hohen Quali-
tätsansprüche der HafenCity realisiert werden, 
da gezielt Investoren gewonnen wurden, die 
den angestrebten Qualitätsvorstellungen ent-
sprechen (vgl. Schultz-Berndt 2024: 23). Von 
Seiten der HCH werden nicht nur die Zielsetzun-
gen umfangreich dargelegt, sondern auch das 
bestehende Wissen vermittelt. In der Regel wer-
den mehrere Ausschreibungen parallel durch-
geführt, um den Investoren zu signalisieren, 
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dass sie Teil eines integrierten Vorhabens sind 
(vgl. Desler & Rybnikow 2024: 10). Das preisbe-
zogene Gebot ist bei der HafenCity daher nur zu 
30 % in die Vergabe eingegangen, während das 
Konzept mit 70 % gewichtet wurde (vgl. BSW 
o. J.). Durch die Festlegung von klar definierten 
Kriterien kann die Ausschreibung von vornher-
ein zielführend gestaltet und eine übermäßige 
Anzahl an Bewerbungen vermieden werden 
(vgl. Polkowski 2024: 16). 

2. Direkte Konzeptvergabe und Ideenträge-
ranhandgabe
Darüber hinaus gibt es die Option der direk-
ten Konzeptvergabe, bei der keine Ausschrei-
bung erfolgt. Dies geschieht, wenn Entwickler 
mit außergewöhnlich innovativen und ausge-
reiften Ideen überzeugen, wie etwa beim Holz-
hochhaus „Roots” oder dem Sport-Dome (vgl. 
Schultz-Berndt 2024: 23). Häufig handelt es sich 
hierbei um „Eigennutzervorhaben bzw. Vorrats-
bauten mit Innovationscharakter” (Mazars 2022: 
4/10).

3. Wirtschaftsförderungsvergabe 
Die Wirtschaftsförderungsvergabe erfolgt als 
Direktvergabe an Unternehmen von besonde-
rer wirtschaftspolitischer Bedeutung für Ham-
burg, wie etwa der Spiegel oder Unilever (vgl. 
Schultz-Berndt 2024: 23). Dabei handelt es sich 
in der Regel um größere Unternehmen, denen 
außerhalb eines Wettbewerbs Grundstückspar-
zellen zugewiesen werden. Diese Unternehmen 
übernehmen oft bereits durch ihre Größe und 
Bedeutung einen wesentlichen Teil der Flächen-
nutzung (vgl. Schultz-Berndt 2024: 23).

Anhandgabe 
Das Konzept der Anhandgabe von Grundstü-
cken hat sich als besonders charakteristisch 
für die Entwicklung der HafenCity erwiesen und 
wurde konsequent umgesetzt (vgl. Polkowski 
2024: 15). Hierbei wird dem Projektentwickler 
das Grundstück im Vorwege für 12-24 Monate 
an Hand gegeben, das heißt, es besteht eine 
befristete Option, das Grundstück zu kaufen. 

Die Die Länge der Anhandgabephase ist abhän-
gig von den Anforderungen und dem Umfang 
des Projektes und kann verlängert werden. In 
dieser Zeit kann er alle notwendigen Gutachten 
und Untersuchungen durchführen, die Finanzie-
rung sichern, alle Belange der Bauleitplanung 
abschließend klären, die Bauantragsplanung 
vornehmen, Architekturwettbewerbe durch-
führen und Vorverträge abschließen. Während 
der Anhandgabe besteht Exklusivität und das 
Grundstück wird in dieser Zeit keinem anderen 
Kaufinteressenten angeboten. Für beide Ver-
tragsparteien besteht während der gesamten 
Dauer die Möglichkeit auszusteigen. Der Bau-
herr muss bei Ausstieg oder wenn es nicht zur Ei-
nigung kommt 1 % des Grundstückspreises als 
Gebühr zahlen (vgl. Dziomba 2007: 18; Schultz-
Berndt 2024: 23 f.; Desler & Rybnikow 2024: 10). 
Im letzten Schritt wird auf dieser Grundlage in 
die Kaufverhandlung eingestiegen. Hier zeigt 
sich der größte Vorteil der Anhandgabe: da der 
Prozess bereits vollständig abgestimmt ist, kann 
sofort in die Durchführungsphase übergegan-
gen werden (vgl. Dziomba 2007: 18; Desler & 
Rybnikow 2024: 10).

Die Anhandgabe fungiert als qualitätssichern-
des Instrument, da der Grundstücksverkauf erst 
nach Sicherstellung der planerischen Qualitäts-
standards der HCH erfolgt (vgl. Schneider 2024: 
10). Dieses Verfahren minimiert zudem die Ri-
siken für die HCH, da bei einem Rücktritt des 
potenziellen Käufers oder einem Widerruf der 
Anhandgabe keine komplexe Rückabwicklung 
eines Kaufvertrags erforderlich ist. Vielmehr er-
möglicht die Phase der Anhandgabe Verhand-
lungen und Abstimmungen in einem kontrollier-
ten und diskreten Rahmen (vgl. Dziomba 2007: 
18).

Kaufvertrag als Steuerungsinstrument
Die vorgestellten Vergabeverfahren werden prin-
zipiell auch von anderen Institutionen genutzt 
und sind durchaus übliche Verfahren. Allerdings 
sind die Art und Weise sowie die Effektivität der 
Umsetzung bei der HafenCity besonders hoch. 
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Eine wesentliche Rolle spielt dabei die Ausge-
staltung des Kaufvertrags bei Grundstücksver-
äußerung (vgl. Schultz-Berndt 2024: 24 f.). 

Im Gegensatz zu städtebaulichen Verträgen, die 
rechtlichen Grenzen unterliegen, bieten privat-
rechtliche Kaufverträge einen größeren Spiel-
raum für die Implementierung spezifischer Ent-
wicklungsziele (vgl. Schultz-Berndt 2024: 6 f.). 
Ein wesentlicher Vorteil liegt in der Möglichkeit, 
zusätzliche Vereinbarungen in die Verträge auf-
zunehmen, wie etwa die Verpflichtung zu einer 
hohen städtebaulichen und architektonischen 
Qualität, die Einhaltung von Zeitplänen oder die 
Umsetzung bestimmter Nutzungsanteile. Kauf-
verträge sind daher zielorientiert und individuell 
(vgl. Dziomba 2007: 19). Auch sind Kaufverträ-
ge effektiver als die Festlegung vieler Details 
im Bebauungsplan, insbesondere aufgrund der 
langen Dauer dieser Planverfahren. Ein weiterer 
Vorteil ergibt sich aus der Möglichkeit, vertrau-
liche Absprachen zu treffen. Dies steht jedoch 
der Transparenz entgegen, die in einem Bebau-
ungsplanverfahren besser gewährleistet wer-
den könnte (vgl. Dziomba 2007: 19). 

Eine entscheidende Voraussetzung für die-
se Steuerungsmöglichkeit ist jedoch die Ver-
fügungsgewalt über die Grundstücke. Ohne 
Eigentum an den Entwicklungsflächen fehlt der 
Stadt die Grundlage, um private Akteure zu ver-
pflichten (vgl. Schultz-Berndt 2024: 6 f.). Die 
Kommission für Bodenordnung muss dem Kauf-
vertragsergebnis zudem am Ende zustimmen 
(vgl. Ulas 2024: 5).
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1.
Auswahl des geeigneten Grundstücksvergabemechanismen 

2.
Anhandgabeverfahren (befristete Kaufoption) 

3.
Kaufvertrag zur Sicherung der städtebaulichen Qualität

KONZEPTVERGABEWIRTSCHAFTSFÖR-
DERUNGSVERGABE

DIREKTE KONZEPTVERGABE
IDEENTRÄGERANHANDGABE

Marktpreis und 
Kriterienerfüllung

70 % Konzept und 
30 % Kaufpreisgebot

Qualität und Preis

Konzept und 
Kriterienerfüllung

Qualität und Preis minus 
Innovationskosten

2.
Ideenträgeranhandgabe 
(befristete Kaufoption) 

Aktive Suche und Netzwerk
Serendipität

Auslobung und Wettbewerbs-
verfahren: Bennenung der 
Kriterien und deren Gewichtung, 
nach denen das Grundstücke 
veräußert werden soll 

Abb. 9: Grundstücksvergabemechanismen. Eigene Darstellung auf Grundlage von Architekten- und Stadt-
planerkammer Hessen. 
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4.3.3 Integration und Zusammenarbeit mit 
privaten Bauherren
Die Integration privatwirtschaftlicher Marktak-
teure in die Entwicklung der HafenCity stand 
im Spannungsfeld zwischen Profitmaximierung 
und Gemeinwohlorientierung. Während private 
Bauherren primär wirtschaftliche Ziele verfolgen 
und Renditeerwartungen haben, strebt die HCH 
als öffentlicher Akteur eine gemeinwohlorientier-
te Stadtentwicklung an. Gleichzeitig ist es Ziel 
der HCH, durch Grundstücksverkäufe die not-
wendigen Infrastrukturinvestitionen zu finanzie-
ren, ohne den städtischen Haushalt zu belasten 
(vgl. Schultz-Berndt 2024: 26). Die Herausforde-
rung für die HCH besteht folglich darin, markt-
wirtschaftliche Mechanismen so zu steuern, 
dass sie mit den Interessen der Gemeinschaft 
im Einklang stehen.

Für die HCH stand die Schaffung von Qualität 
an oberster Stelle. Da im Immobiliensektor viel-
fältige Marktteilnehmer mit unterschiedlichen 
Zielsetzungen agieren, war es essentiell, Bau-
herren zu finden, die dieselben hohen Quali-
tätsansprüche teilen und neben wirtschaftlichen 
Aspekten auch qualitative Renditepotentiale 
erschließen möchten. Um solche Bauherren zu 
identifizieren, setzte die HCH die oben beschrie-
ben Grundstücksvergabemechanismen ein und 
verzichtete beispielsweise auf reine Höchst-
preisverfahren (vgl. Schultz-Berndt 2024: 26 f.). 
 Bei der Auswahl von Bauherren im ge-
förderten Wohnungsbau wurde so beispielswei-
se besonderer Wert darauf gelegt, Kandidaten 
zu finden, die über die Förderperiode hinaus 
denken. Statt kurzfristiger Gewinne stand eine 
langfristige Perspektive im Vordergrund. Die-
se Bauherren waren bereit, bereits in der Pla-
nungsphase hohe Qualitätsstandards umzuset-
zen, mit der langfristigen Aussicht auf höhere 
Mieterträge und eine nachhaltige Werthaltigkeit 
ihrer Immobilien (vgl. Schultz-Berndt 2024: 27). 
Ein ähnlicher Ansatz wurde auch bei anderen 
Assetklassen wie Büro- oder Geschäftshäusern 
verfolgt. Hier lag der Fokus darauf, passende 
Nutzer zu finden, die bereit waren, in qualita-

tiv hochwertige Gebäude zu investieren. Durch 
diese strategische Vorgehensweise konnte die 
HCH qualitätsorientierte Bauherren, Projektent-
wickler und Nutzer gewinnen und ihre hohen 
städtebaulichen und architektonischen Vor-
stellungen erfolgreich umsetzen (vgl. Schultz-
Berndt 2024: 27). Die HCH nutzte das Instru-
ment der Grundstücksausschreibungen und die 
privatrechtlichen Kaufverträge, um spezifische 
Anforderungen und Bedingungen zu implemen-
tieren. Aufgrund ihrer Eigentümerschaft an den 
Grundstücken verfügte die HCH über die not-
wendige Kontrolle und Entscheidungsmacht, 
diejenigen Investoren auszuwählen, die die fest-
gelegten Kriterien erfüllten (vgl. Schneider 2024: 
9; Polkowski 2024: 15).

Zur Förderung einer effektiven Zusammen-
arbeit war der Aufbau von Marktvertrauen not-
wendig. Das Vertrauen im Markt basiert darauf, 
dass die hohen Anforderungen der HCH zwar 
anspruchsvoll, aber lösungsorientiert umge-
setzt werden. Die HCH besitzt dafür nicht nur 
die ökonomische Expertise und Beurteilungsfä-
higkeit, sondern auch ausreichend Kapazitäten 
(vgl. Schultz-Berndt 2024: 24 f.). In einem Ent-
wicklungsgebiet, in dem viele infrastrukturelle 
und planerische Maßnahmen parallel verlaufen, 
kommt der HCH die Aufgabe zu, Unklarheiten 
zu beseitigen und Abstimmungsprozesse vor-
zustrukturieren. Dadurch schafft sie klare Rah-
menbedingungen, die es privaten Bauherren 
ermöglichen, ihre Projekte möglichst störungs-
frei umzusetzen (vgl. Desler & Rybnikow 2024: 
11). Die HCH zeigt dabei eine hohe Dialogbe-
reitschaft und agiert als Koordinatorin zwischen 
Bauherren, Behörden und den verschiedenen 
Entwicklungsprozessen im Umfeld des Projekts 
(vgl. Desler & Rybnikow 2024: 9). Sie war für die 
Bündelung der öffentlichen Rahmenbedingun-
gen und deren Kommunikation an die privaten 
Akteure zuständig (vgl. Schneider 2024: 8 f.). 
Die BSW hat auf den Markt keinen direkten Ein-
fluss genommen, war aber vor allem inhaltlich 
an den Ausschreibungsprozessen und an der 
Kriterienentwicklung beteiligt. Die vorangegan-
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genen Diskussionen variierten in Umfang und 
Tiefe von Projekt zu Projekt. Bei besonders re-
levanten Projekten, wie dem Überseequartier, 
reichte der Austausch bis auf die Ebene des 
Oberbaudirektors oder bis zum Bürgermeister 
(vgl. Polkowski 2024: 23).

Die Zusammenarbeit zwischen der HCH und 
privaten Bauherren, aber auch den öffentlichen 
Akteuren, erforderte oft ein taktisches Vorgehen, 
um Prozesse erfolgreich zu initiieren. Dabei war 
es entscheidend, die Befindlichkeiten beider 
Seiten zu kennen und darauf einzugehen. Flexi-
bilität, Kommunikation und das gewisse Feinge-
fühl waren daher essentiell für den Arbeitsalltag 
(vgl. Schultz-Berndt 2024: 17). Die HCH bündelt 
die Entscheidungen zwischen öffentlichen und 
privatwirtschaftlichen Akteuren. Sie verfügt über 
ein hohes Maß an Steuerungsfähigkeit, wodurch 
das Großprojekt HafenCity effektiv umgesetzt 
werden kann (vgl. Desler & Rybnikow 2024: 11). 

4.3.4 Herausforderungen im Kontext der 
Integration nach vorne

Risikoverteilung
Eine Herausforderung im Entwicklungsprozess 
ist die Verteilung des Risikos. Es wurde sich 
bewusst dafür entschieden, die Planung nicht 
darauf auszurichten, das Risiko der öffentlichen 
Hand zu reduzieren und möglichst hohe Ren-
diten durch die Grundstücksverkäufe zu erzie-
len. Im Vordergrund der HafenCity-Entwicklung 
stand die Gewährleistung einer hohen städti-
schen Qualität (vgl. Lord et al. 2015: 21). Anstatt 
also die Entwicklung an wenige private Inves-
toren abzutreten und dadurch die Rolle des öf-
fentlichen Sektors auf die Bereitstellung von Inf-
rastruktur zu beschränken, wurde die öffentliche 
Hand konsequent in den Prozess integriert. Die 
HafenCity Hamburg GmbH agiert als „Market-
Maker“ und nutzt ihr Eigentum an den Grundstü-
cken, um Qualitäts- und Innovationsstandards 
als Voraussetzung für private Investitionen zu 
setzen (vgl. ebd.: 21). 

Die HCH übernahm durch ihre getätigten An-
fangsinvestitionen große finanzielle Risiken, 
um sicherzustellen, dass die Entwicklung nach 
öffentlichen Vorgaben umgesetzt und der Ein-
fluss rein marktorientierter Ansätze begrenzt 
wird. Zu diesen Risiken zählen die Möglichkeit, 
dass Erstinvestitionen nicht vollständig amor-
tisiert werden, die Baunachfrage überschätzt 
oder die langfristige Entwicklung durch globa-
le Wirtschaftszyklen negativ beeinträchtigt wird 
(vgl. Lord et al. 2015: 27). Dadurch verschiebt 
sich die Risikoverteilung: Privaten Akteuren 
sind typischerweise mit Unsicherheiten im Bau-
genehmigungsprozess konfrontiert, wodurch 
spekulative Praktiken gefördert werden. Dieses 
Entwicklerrisiko kann durch die Anhandgabe 
minimiert werden. Das Risiko wird somit von der 
Grundstückserwerbsphase auf die Konzeptent-
wicklungsphase verlagert, wodurch die HCH in 
der Lage ist, ein höheres spezifisches Risiko zu 
fordern (vgl. ebd.: 27). 

Umgang mit unvorhersehbaren Veränderun-
gen
Ein Ziel der HafenCity Planung war der Umgang 
mit unvorhersehbaren Veränderungen. Soge-
nannte „unforeseen uncertainties“ (Davies 2017: 
76), also Begebenheiten oder unvorhersehbare 
Auswirkungen, die zu Beginn eines Planungs-
prozesses nicht erkennbar sind, sind häufig bei 
Projekten vorzufinden, die – wie die HafenCity 
– einen neuen Markt erschließen. Im Gegensatz 
zu „foreseen uncertainties”, also absehbaren 
Risiken, die im Vorhinein ermittelt, bewertet und 
gemildert oder sogar vermieden werden kön-
nen, müssen unvorhersehbare Ungewissheiten 
im Verlauf des Projektes bewältigt werden (vgl. 
Davies 2017: 76). Trotz der Ausrichtung auf eine 
langfristige, zukunftsorientierte Planung bleibt 
die Unsicherheit der Zukunft allen Planungs-
prozessen inhärent. Entscheidungen sind daher 
notwendig, um handlungsfähig zu werden. Of-
fenheit im Planungsprozess ermöglicht die An-
passung an veränderte Rahmenbedingungen 
und neue Themenschwerpunkte, wie beispiels-
weise die Förderung des Radverkehrs oder fa-
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miliengerechtes Wohnen. Dies konnte allerdings 
nur in Bereichen erfolgen, die noch nicht voll-
ständig entwickelt waren und wo noch keine 
endgültigen Entscheidungen getroffen wurden 
(vgl Polkowski 2024: 22 f.; Desler & Rybnikow 
2024: 5).

Wie aufgezeigt wurde, war es Aufgabe der HCH, 
zwischen öffentlichem und privatem Sektor zu 
vermitteln (vgl. Schneider 2024: 8). Die Integrati-
on des Marktes ist immer auch von den Rahmen-
bedingungen abhängig. Aktuell ist die Situation 
durch die hohen Bau- und Finanzierungskosten, 
Marktunsicherheiten und Entwicklungen wie 
Home-Office besonders herausfordernd (vgl. 
Desler & Rybnikow 2024: 9 f.). Insgesamt zeigt 
sich, dass es gelungen ist, private Entwickler 
zur Erfüllung öffentlicher Entwicklungsinteres-
sen heranzuziehen (vgl. Schneider 2024: 14).

4 Fallstudie HafenCity



63

4.4 Integration nach innen

Durch die Betrachtung der Integration nach in-
nen wird der Frage nachgegangen, wie sich die 
HCH in die Lage versetzt, diesen Auftrag der 
Entwicklung der HafenCity organisatorisch zu 
erfüllen. Bezogen wird sich primär auf die Or-
ganisationsstruktur vor dem Wechsel der Ge-
schäftsführung 2021, da sich nach dem Aus-
scheiden der langjährigen Geschäftsführer die 
Skalierung des Unternehmens maßgeblich ver-
ändert hat und zudem nur noch eine geringe 
Umsetzung von neuen Projekten stattgefunden 
hat.

4.4.1 Aufbau und Organisationsstruktur 
Zuerst soll ein Blick auf die interne Steuerungs- 
und Managementstruktur der HCH geworfen 
werden. Seit ihrer Gründung hat die Stadtent-
wicklungsgesellschaft verschiedene Phasen 
der Organisationsentwicklung durchlaufen, die 
im Sinne eines dynamischen Entwicklungspro-
zesses der Organisation nicht als trennscharf zu 
betrachten sind.

Abb. 10: Phasen der Organisationsentwicklung. Eigene Darstellung. 

Phasen der Organisationsentwicklung
1. Gründungs- und Aufbauphase
In der Anfangsphase der HCH herrschte eine 
ausgeprägte „Start-up-Mentalität”; wenngleich 
durch die gesicherte Finanzierung ideale Start-
bedingungen herrschten. Ein kleines Team, be-
stehend aus wenigen Mitarbeitern, formulierte 
an sich selbst hohe Qualitäts- und Innovations-
ansprüche und arbeitete eng zusammen, um die 
ambitionierten Ziele der HafenCity-Entwicklung 
voranzutreiben (vgl. Schultz-Berndt 2024: 28 f.). 
Die Hierarchien waren flach und die Entschei-
dungswege wurden kurz gehalten. Diese Phase 
war geprägt von hoher intrinsischer Motivation 
und einer gemeinsamen Vision. Die interne Or-
ganisation legt den Schwerpunkt daher auf Ko-
ordination sowie Kommunikation und weniger 
auf formale Kontrolle (vgl. ebd.: 28 f.). 

Der Aufbau des Teams zeichnete sich durch 
eine hohe fachliche Diversität aus. Experten aus 
den Bereichen Finanzen, Kommunikation, Pro-
jektmanagement und Ingenieurwesen brachten 
ihr spezifisches Know-how ein. Viele Aufgaben 
wurden extern vergeben, um die schlanke Struk-
tur zu erhalten und sich auf das Kerngeschäft 
zu konzentrieren. Für die Bereiche, in denen die 
Gesellschaft selbst als Bauherr auftrat, wie etwa 
die öffentliche Infrastruktur, wurden fachliche 
Spezialisten eingestellt, die den Prozess der 
Externalisierung der Leistungen steuerten (vgl. 
Schultz-Berndt 2024: 28 f.). 

Mitte der 2000er Jahre markierte die Neuauf-
stellung der Geschäftsführung einen Wende-
punkt in der Entwicklung des Unternehmens. 
Die Berufung von Herrn Jürgen Bruns-Berentelg 
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ermöglichte es, seine umfassende Erfahrung 
und sein strategisches Geschick in die Weiter-
entwicklung des Unternehmens einzubringen. 
Mit der Berufung von Herrn Giselher Schultz-
Berndt, der bereits von Beginn an im Unter-
nehmen arbeitete, in die Geschäftsführung be-
stand diese nun aus einem erfahrenen Duo (vgl. 
Schultz-Berndt 2024: 32).

2. Wachstums- und Konsolidierungsphase
Mit dem Erfolg und dem Wachstum des Vorha-
bens wurde deutlich, dass die bestehende Or-
ganisationsstruktur den steigenden Anforderun-
gen nicht mehr gerecht wurde. Die Anzahl der 
Projekte und der Umfang der Aufgaben nahmen 
zu, was eine Erweiterung des Teams und die 
Einführung strukturierter Prozesse erforderlich 
machte (vgl. Schultz-Berndt 2024: 29 ff.).

Die Start-up-Phase ging daher schrittweise in 
eine strukturierte Organisation über, als zuneh-
mend operative Aufgaben, wie die Instandhal-
tung der Infrastruktur, übernommen wurden. 
Diese Verantwortung wurde bewusst nicht an 
den Bezirk übertragen, da dessen begrenzte 
finanzielle Mittel die Qualitätssicherung gefähr-
det hätten, die für das Renommee der HafenCi-
ty entscheidend war. Gleichzeitig wurden weni-
ger Prozesse externalisiert (vgl. Schultz-Berndt 
2024: 29). Diese Phase war von Wachstum 
gezeichnet. Es wurden zusätzliche Fachkräfte 
eingestellt, um Bereiche wie Controlling, Finanz-
planung, Kommunikation, Grundstücksvergabe 
und Infrastrukturentwicklung abzudecken. Es 
entstanden zudem neue Aufgabenfelder, bei-
spielsweise im Bereich des nachhaltigen Bau-
ens, der Erstellung von Mobilitätskonzepte oder 
dem operativen Management der bereits erstell-
ten Infrastruktur (vgl. ebd.: 29). 

Die Notwendigkeit, Wissen zu dokumentieren 
und Prozesse zu standardisieren, führte zur Ein-
führung von organisatorischen Instrumenten 
wie beispielsweise einem Aktenplan und inter-
nen Richtlinien. Erste mittlere Führungsebenen 
wurden etabliert, um die Geschäftsführung zu 

entlasten und eine effektive Koordination sicher-
zustellen. Dennoch blieb die Hierarchie ver-
gleichsweise flach, und die Organisation behielt 
ihre Beweglichkeit und Flexibilität bei. Auch in 
dieser Phase kam der Geschäftsführung eine 
zentrale Rolle zu, da sie maßgeblich in alle Pro-
jekte eingebunden war und den Prozess der 
Qualitätssicherung entscheidend steuerte. Die 
umfassenden Ressourcen und Erfahrungen, die 
innerhalb der Geschäftsführung gebündelt wa-
ren, ermöglichten eine effiziente Unternehmens-
führung (vgl. Schultz-Berndt 2024: 30).

3. Reorganisationsphase
Mit der weiteren Expansion und der Übernahme 
neuer Entwicklungsgebiete wurde eine Reorga-
nisation der internen Strukturen der HCH not-
wendig. Die Organisationsstruktur wurde über-
arbeitet, um den gestiegenen Anforderungen 
gerecht zu werden und die Effizienz zu steigern. 
Dabei wurde erkannt, dass eine Gesellschaft 
dieser Größe nicht mehr ausschließlich mit fla-
chen Hierarchien geführt werden kann. Die Ein-
führung von Mittelmanagement-Ebenen wurde 
weiter forciert, um Entscheidungsprozesse zu 
beschleunigen und durch Arbeitsteilung die 
Verantwortlichkeiten klarer zu definieren (vgl. 
Schultz-Berndt 2024: 31 ff.). 

Der Übergang in diese dritte Phase wurde 
2020-2021 durch personelle Veränderungen in 
der Geschäftsführung eingeleitet. Dieser Pro-
zess der Neuausrichtung ist langfristig angelegt 
und beinhaltet sowohl die Anpassung von Auf-
gabenbereichen als auch die Implementierung 
von standardisierten Prozessen. Herr Dr. Andre-
as Kleinau als Teil der neuen Geschäftsführung 
wurde in einer Vorphase über ein Jahr in das 
Unternehmen eingeführt und hat sich in dieser 
Zeit intensiv mit der Neu- und Umstrukturierung 
der Organisation auseinandersetzen können 
(vgl. Schultz-Berndt 2024: 33). 

Organisationsstruktur
Die interne Organisationsstruktur ist in der fol-
genden Abbildung 11 veranschaulicht. Die 
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oberste Entscheidungsebene stellt die Ge-
schäftsführung dar, die von spezifi sch thema-
tisch und räumlich zuständigen Assistenten 
unterstützt wird. Querschnittsaufgaben wie Öf-
fentlichkeitsarbeit, Innovationsmanagement und 
Investor Relations ergänzen die Kernaufgaben. 
Die operative Struktur gliedert sich in vier Kern-
bereiche: Infrastrukturentwicklung, Kommunika-
tion, Flächen- und Gebäudeentwicklung sowie 
Corporate Planning und Verwaltung. Diese Ab-
teilungen decken jeweils zentrale Aufgabenbe-
reiche. Unterstützt werden diese Kernfunktionen 

durch spezialisiertes Outsourcing und koordi-
nierte Marktinteraktionen (vgl. Schneider 2024: 
14 f.; Bruns-Berentelg 2017). Über alle Phasen 
hinweg war die Organisation von einem ständi-
gen Balanceakt zwischen Flexibilität und Struk-
tur geprägt. Als Tochtergesellschaft der Stadt 
Hamburg unterliegt die HafenCity Hamburg 
GmbH zwar einer engen Verzahnung mit der 
öffentlichen Verwaltung, die Eigentümerstruktur 
hatte jedoch keine Auswirkungen auf die interne 
Organisationsstruktur (vgl. Schultz-Berndt 2024: 
33). 

Geschäftsführung Assistenten der Geschäftsführung

Querschnittsaufgaben

Infrastrukturentwicklung Kommunikation Flächen- und 
Gebäudeentwicklung

Vorsitzender der Geschäftsführung 
Geschäftsführer

Spezifische, thematische und räumliche Zustädigkeiten

Presse und Öffentlichkeitsarbeit
Medien, Internet, Publikationen
InfoCenter(Kesselhaus)
Eventmanagement

Texter
Agenturen

Übersetzungen
Andere unterstützende Funktionen 

Ausschreibungen, Investorenwett-
bewerbe und Vergabeprozesse
Architekturwettbewerbe
Zertifizierung (Gebäude)
Rechtsberatung

Masterplanung, städtebauliche 
Planungen, Freiraumplanung
Quartiersplanung 

Flächen-/Quartiersplanung
Projektmanagement
Grundstücksentwicklung/ -verkauf
Plandatenmanagement, BIM

Verkehrsanlagenplanung/ -bau
Landschaftsplanung/ -bau
Kaianlagenplanung/ -bau
Freiraummanagement

Infrastrukturkonzepte/ -planung
Vergabeverfahren 
Projektsteuerung, Koordination
Bauherren und Infrastruktur
Rechtsberatung
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Rechnungswesen 
Personalbereich 
Rechtsangelegenheiten
IT, Facility Management

Budget, Finanzierung, Controlling
Daten- und Digitaldaten-
management
Liegenschaftsmanagement
Organisation, Personal, EDV

Geschäftsführung

Vorsitzender der Geschäftsführung 
Geschäftsführer 1 Öffentlichkeitsbezogene EG-Nutzungen 4 Investor Relations 

2 Kreativwirtschaft Kultur   5 Smart Mobility
3 Social Relations    6 Innovation  
    

Corporate Planning, 
Verwaltung,
SoV „Stadt und Hafen“

Abb. 11: Interne Organisationsstruktur. Eigene Darstellung auf Grundlage von Bruns-Berentelg 2017. 
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4.4.2 Kompetenz- und Wissensmanagement
Einen wesentlichen Aspekt stellt das Kompe-
tenz- und Wissensmanagement der HCH dar. 

Kompetenzen der Mitarbeiter
Zur Erfüllung der integrierten Entwicklungsauf-
gabe ist das Team der HCH interdisziplinär auf-
gestellt und verfügt über spezialisiertes Fach-
wissen aus verschiedenen Bereichen sowie 
über die Fähigkeit zur disziplinübergreifenden 
Zusammenarbeit (vgl. Desler & Rybnikow 2024: 
12). Die fachliche Expertise liegt in den Berei-
chen Freiraumplanung und Stadtplanung, zur 
Betreuung von Verfahren, zur Koordination so-
wie zur Entwicklung von städtebaulichen Kon-
zepten oder Nutzungskonzepten und im Be-
reich Ingenieurwesen beispielsweise für den 
Straßen-, Tief- oder Wasserbau. Im Bereich 
Kommunikation liegen die Kompetenzen in der 
Öffentlichkeits- und Pressearbeit sowie im Jour-
nalismus. Hinzu kommen Mitarbeiter im Bereich 
Recht, elektronische Datenverarbeitung und 
aus dem kaufmännischen Bereich (vgl. Desler & 
Rybnikow 2024: 2 f., 12 f.; Schneider 2024: 15 f.). 
Das Kompetenzprofil hat sich im Laufe der Zeit 
zudem weiterentwickelt, um neuen Aufgaben 
wie dem Management von Bestandsimmobilien 
gerecht zu werden. Im Wesentlichen orientiert 
sie sich aber an den Bereichen „Bauen und Ver-
kaufen”. Eine wesentliche Kompetenz lag daher 
auch in der Grundstücks- und Projektentwick-
lung bis hin zum Abschluss von Kaufverträgen 
(vgl. Desler & Rybnikow 2024: 12). Wie bereits 
erwähnt wurden Anfangs viele Leistungen exter-
nalisiert, dazu zählen beispielsweise auch juris-
tische Kompetenzen (vgl. Schultz-Berndt 2024: 
37). 

Die benötigten Kompetenzen sind abhängig von 
den Rahmenbedingungen des Vorhabens. So 
wären die Kompetenzanforderungen beispiels-
weise andere, wenn die Stadt eine Fläche ent-
wickelt, die ihr nicht gehört (vgl. Polkowski 2024: 
17). Aufgrund der intensiven Zusammenarbeit 
mit dem privaten Sektor ist es wichtig, ein tief-
gehendes Verständnis für dessen Funktionswei-

sen zu besitzen (vgl. Schneider 2024: 15). Eine 
zentrale Anforderung ist daher eine Manage-
ment-Kompetenz. Diese umfasst neben dem 
genannten fundierten fachlichen Wissen für den 
jeweiligen Aufgabenbereich auch eine soziale 
und kommunikative Kompetenz. Verstanden als 
„Führen ohne Führungsverantwortung” (Schultz-
Berndt 2024: 36) gilt es, Teamprozesse zu mo-
derieren und Konflikte zielführend zu lösen ohne 
formale Autorität (vgl. Schultz-Berndt 2024: 36).

Kompetenzen der Geschäftsführung
Wesentlich für die Anregung und Steuerung von 
Innovationsprozessen ist eine charismatische 
Führung, die Identifikation schafft und Engage-
ment weckt (vgl. Siebel et al. 2001: 531). Der 
ehemalige Geschäftsführer Prof. Jürgen Bruns-
Berentelg nahm eine Doppelrolle ein: Als ausge-
bildeter Geograph besaß er fundiertes Wissen 
über die zeitgenössische kritische Stadttheorie 
(vgl. Lees 2010: 2305), während er gleichzeitig 
aufgrund seines Immobilienhintergrunds in der 
Lage war, die Logiken des Marktes zu verste-
hen und diese zugunsten der öffentlichen Hand 
zu steuern. Die Zusammenarbeit von Bruns-Be-
rentelg mit anderen starken Persönlichkeiten, 
wie dem damaligen Oberbaudirektor Jörn Wal-
ter, erzeugte laut Dieter Polkowski eine beson-
dere Dynamik, die maßgeblich zur Entwicklung 
der HafenCity beitrug (vgl. Polkowski 2024: 11).

Rekrutierung und Personalauswahl
Die Rekrutierung von Fachkräften erfolgte so-
wohl aus dem privaten als auch aus dem öffent-
lichen Sektor, wobei ein Schwerpunkt auf der 
Anwerbung qualifizierter Mitarbeiter aus der Pri-
vatwirtschaft lag. Von Vorteil ist hier die gewähl-
te private Rechtsform der HCH, da man so nicht 
an die Tarifverträge des öffentlichen Dienstes 
gebunden war und Einzelarbeitsverträge schlie-
ßen konnte (vgl. Schultz-Berndt 2024: 3). Die 
Personen, die aus der öffentlichen Verwaltung 
rekrutiert wurden, kamen beispielsweise aus der 
Justizbehörde, dem Rechnungshof oder waren 
Wirtschaftsreferendare. Auch wurden Mitarbei-
ter der HCH in Behörden entsandt. Diese Pra-
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xis trug dazu bei, Erfahrungen und Fachwissen 
zwischen der HafenCity und der öffentlichen 
Verwaltung auszutauschen (vgl. Schultz-Berndt 
2024: 37). Bei der Personalauswahl wurde be-
sonders auf die kommunikativen Fähigkeiten 
und Management Fähigkeiten geachtet. Neue 
Mitarbeiter wurden anfangs von erfahrenen Kol-
legen begleitet und eingearbeitet, um schnell ei-
genständige Aufgaben übernehmen zu können 
(vgl. Schultz-Berndt 2024: 18, 38). 
Von besonderer Relevanz ist die Besetzung der 
Geschäftsführung durch die Gesellschafter des 
Unternehmens. Die Geschäftsführung trägt die 
Verantwortung für die Personalauswahl auf Mit-
arbeiterebene sowie für die Festlegung zentra-
ler Themenschwerpunkte. Ein weiterer wesent-
licher Aufgabenbereich der Geschäftsführung 
bestand in der Etablierung von Marktnähe, um 
die notwendigen Kontakte und Ressourcen zu 
akquirieren (vgl. Schultz-Berndt 2024: 7 f.).

Mobilisierung von Kompetenzen 
Einen wesentlichen Beitrag zur Bindung von 
Kompetenzen stellte die Unternehmenskultur 
dar. Es bestand eine hohe intrinsische Motiva-
tion, an einer interessanten und herausfordern-
den Aufgabe mitzuwirken. Dies äußert sich in 
einem hohen Engagement und Spirit der Mit-
arbeiter, einer Euphorie, an der Verwirklichung 
des Vorhabens mitzuwirken (vgl. Desler & Ryb-
nikow 2024: 14; Schultz-Berndt 2024: 43). Der 
Kooperationsgeist und die gemeinsame Wahr-
nehmung trugen möglicherweise sogar dazu 
bei, dass das Vorhaben zielgerichteter und ef-
fizienter umgesetzt wurde als durch die öffentli-
che Hand (vgl. Schneider 2024: 17).

Eine persönliche und finanzielle Wertschätzung 
haben maßgeblich dazu beigetragen, die Moti-
vation aufrechtzuerhalten. Persönliche Gesten, 
wie Geburtstagsreden durch die Geschäfts-
führung, dienten nicht nur der Anerkennung, 
sondern boten auch die Gelegenheit, wichtige 
Botschaften innerhalb des Teams zu vermitteln. 
Darüber hinaus wurden verschiedene team-
bildende Maßnahmen umgesetzt, wie fachlich 

orientierte Exkursionen nach London, Rotterdam 
und Kopenhagen, sowie in Hamburg, etwa in 
die Neue Mitte Altona (vgl. Schultz-Berndt 2024: 
43 f.).

Wissenstransfer
Das organisationsinterne Wissen ist in hohem 
Maße an die individuellen Karrierewege und die 
persönliche Erfahrung der Mitarbeitenden ge-
koppelt. Neben formalisiertem und dokumen-
tiertem Wissen spielt informelles Wissen eine 
zentrale Rolle, vor allem in dynamischen Struktu-
ren mit vielfältigen und heterogenen Aufgaben-
feldern. Praktisches Erfahrungswissen ist häufig 
schwer systematisch zu dokumentieren oder zu 
transferieren. Insbesondere in komplexen Pro-
jekten, die eine Kooperation mit diversen Ak-
teursgruppen erfordern – wie im Fall der Hafen-
City – wird die Bedeutung von Erfahrungswissen 
deutlich. Dieses Wissen kann nicht durch stan-
dardisierte Handbücher substituiert werden und 
wird primär im Rahmen des praktischen Arbeits-
prozesses („on the job“) vermittelt (vgl. Schultz-
Berndt 2024: 35; Schneider 2024: 18). Es stellt 
sich daher die Frage, wie eine Weitergabe des 
Wissen erfolgen kann, das innerhalb der HCH 
generiert wurde. Die Institutionalisierung des 
vorhandenen Wissens, beispielsweise durch 
die Erstellung eines Handbuches oder die Do-
kumentation von Prozessen, erfordert erhebli-
chen zeitlichen und personellen Aufwand. In der 
Praxis tritt dieser Prozess oft in den Hintergrund, 
insbesondere wenn der Fokus auf den unmittel-
baren fachlichen Aufgaben liegt und keine ei-
genständige Organisationsabteilung vorhanden 
ist. Das Wissen der Organisation wurde bislang 
kaum formell erfasst, was eine systematische 
Weitergabe und Nachvollziehbarkeit erschwert 
(vgl. Schultz-Berndt 2024: 35; Desler & Rybni-
kow 2024: 15). 

Aufgrund der hohen Prozessqualität und der ge-
sammelten Erfahrungen aus bisherigen Projek-
ten wurde die HCH jedoch mit der Entwicklung 
neuer Entwicklungsgebieten betraut, um dort ihr 
generiertes Know-how einzusetzen (vgl. Desler 
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& Rybnikow 2024: 8). Es fand zudem ein gegen-
seitiger Wissensaustausch zwischen der IBA 
Hamburg GmbH (IBA) und der HCH statt (vgl. 
Schneider 2024: 18). 

4.4.3 Koordinationsmechanismen und Ent-
scheidungsprozesse 

Kommunikation 
Der regelmäßige und strukturierte Austausch 
innerhalb der HCH war ein zentraler Bestand-
teil der internen Organisationsstruktur und trug 
maßgeblich zur Transparenz und zum gegen-
seitigen Verständnis laufender Prozesse bei. 
Beispielsweise wurde immer montags morgens 
eine Sitzung mit den meisten Mitarbeitern durch-
geführt. Dies diente nicht nur dazu, den Infor-
mationsfluss zu gewährleisten, sondern auch 
potentielle Schnittstellen zwischen verschiede-
nen Projekten und Aktivitäten frühzeitig zu iden-
tifizieren (vgl. Schultz-Berndt 2024: 32).
 Darüber hinaus fanden themenspezi-
fische interne Jour fixe-Meetings statt, die für 
den interdisziplinären Austausch und die Ab-
stimmung auf Projektebene von großer Be-
deutung waren. Diese thematisch fokussier-
ten Treffen, wie etwa der Infrastruktur-Jour fixe 
oder der Kommunikations-Jour fixe, bieten die 
Möglichkeit, sich vertiefend über Einzelprojekte 
und bereichsspezifische Aktivitäten auszutau-
schen. Durch ihre regelmäßige Durchführung 
im Wochenrhythmus wurde sichergestellt, dass 
relevante Themen zeitnah diskutiert und abge-
stimmt werden konnten (vgl. Schneider 2024: 
18). 

Entscheidungsstruktur 
Die Entscheidungsgewalt lag in den ersten zwei 
Phasen der Organisationsentwicklung maßgeb-
lich bei der Geschäftsführung. Die Geschäfts-
führung war in zwei Verantwortungsbereiche 
aufgeteilt, wo individuell Entscheidungen getrof-
fen wurden. In Abhängigkeit von der finanziellen 
und inhaltlichen Tragweite der Themen wurden 
auch gemeinsame Entscheidungen zwischen 
den beiden Geschäftsführern getroffen. Die 

Entscheidungsfindung war aufgrund der regel-
mäßigen Geschäftsführungssitzungen (zweimal 
pro Woche) dennoch sehr ad hoc und schnell 
(vgl. Schultz-Berndt 2024: 39).
Die Entscheidungsbefugnis der Mitarbeiten-
den wurde als eingeschränkt empfunden (vgl. 
Schneider 2024: 16). Die Entscheidungsspiel-
räume waren auf wenige, klar definierte Berei-
che begrenzt. Entscheidungsprozesse wurden 
durch klare Strukturen geregelt, beispielswei-
se festgehalten in einer Dienstanweisung, die 
die Zuständigkeiten und Vorgehensweisen 
für schriftliche Kommunikation, einschließlich 
rechtsrelevanter Briefe und E-Mails, detaillierte 
(vgl. Schultz-Berndt 2024: 39 f.). Mit der oben 
beschriebenen Einführung der Mittelebene wur-
den mehr Entscheidungsbefugnisse an die Mit-
arbeiter übertragen. Perspektivisch soll diese 
weiter ausgebaut werden (vgl. Desler & Rybni-
kow 2024: 13).

Der Vorteil dieser Entscheidungsfindung liegt in 
den klaren Verantwortungsstrukturen innerhalb 
der Organisation. Die angewandte Kommuni-
kationsstrategie folgte dem Prinzip der offenen 
Türen und kann als Ausdruck einer transparen-
ten Kommunikationskultur verstanden werden. 
Rückmeldungen von der Geschäftsführung wur-
den in der Regel schnell erteilt. In einigen Fällen 
mussten die Geschäftsführer Entscheidungen 
über längere Zeiträume hinweg überdenken, 
was zu Frustrationen bei den Mitarbeitenden 
führen konnte, da sie keine sofortige Entschei-
dung erhielten (vgl. Schultz-Berndt 2024: 40 
f.). Die eingeschränkte Entscheidungsbefugnis 
der Mitarbeitenden kann daher auch nachteilig 
empfunden werden. Insbesondere mit wach-
senden Mitarbeiterzahlen und der Aufnahme 
der weiteren Entwicklungsräume wurden die 
Entscheidungswege als zu lang und zeitintensiv 
wahrgenommen (vgl. Schneider 2024: 16). 

4.4.4 Herausforderungen der internen Integ-
ration
Eine zentrale Herausforderung für die interne 
Organisation stellte die Übernahme weiterer 
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Entwicklungsgebiete dar. Während der kleine 
Grasbrook und der Billebogen weitestgehend 
einen Transformationsraum mit der HafenCity 
darstellen, ist die Science City Bahrenfeld mit 
neuen Akteuren, Prozessstrukturen und vor al-
lem neuen Aufgabenstellungen verbunden (vgl. 
Schultz-Berndt 2024: 42). Es wird versucht, das 
durch die Entwicklung der HafenCity generier-
te Wissen und die erprobten Ansätze auf die 
neuen Gebiete anzuwenden. Dabei wird jedoch 
deutlich, dass durchaus Unterschiede und Indi-
vidualitäten bestehen, die es erfordern, flexibel 
auf neue Anforderungen zu reagieren (vgl. Des-
ler & Rybnikow 2024: 8).

Die Nachfolgeregelung der Geschäftsführung 
stellte eine weitere Herausforderung dar, insbe-
sondere hinsichtlich der personellen Kontinuität 
und des Wissensmanagements. Bereits mehre-
re Jahre vor dem geplanten Ausscheiden von 
Jürgen Bruns-Berentelg und Giselher Schultz-
Berndt wurde auf die Bedeutung eines früh-
zeitigen Nachfolgeprozesses hingewiesen (vgl. 
Schultz-Berndt 2024: 33 f.). Ein erfolgreicher 
Übergang erfordert eine langfristige Planung, 
einschließlich der Definition der Anforderungen 
an die Nachfolge, bevor konkrete Maßnahmen 
wie die Beauftragung einer Personalagentur 
eingeleitet werden können. Die Verlängerung 
der Amtszeit von Bruns-Berentelg erwies sich 
zudem als vorteilhaft, um diesen Übergangs-
prozess zu stabilisieren (vgl. ebd.: 33 f.). Die 
Herausforderung der Findung geeigneter Kom-
petenzen zeigte sich auch auf der Mitarbeiter-
ebene (vgl. ebd.: 47 f.).

Teil der Koordination war die Risikosteuerung. 
Ein grundlegender Schritt im Risikomanage-
ment ist die Erkennung, Systematisierung und 
die Bestimmung der Eintrittswahrscheinlichkeit 
potentieller Risiken (vgl. Schultz-Berndt 2024: 
46 f.). Die Risikobewertung hat bislang vor al-
lem „im Kopf von Entscheidungsträgern statt-
gefunden” (Desler & Rybnikow 2024: 15). Die 
Steuerung projektspezifischer Risiken erfolgte 
durch die Entwicklung einer 30-jährigen Voraus-

schau, die potentielle Ein- und Auszahlungen im 
Bereich der HafenCity prognostizierte. Berück-
sichtigt wurden durch dieses finanzwirtschaftli-
che Risikoinstrument auch Variablen wie Kredit-
aufnahmen und Zinsen. Angesichts des langen 
Zeithorizonts handelt es sich um eine Betrach-
tung, die stark an ein Szenario angelehnt ist (vgl. 
Schultz-Berndt 2024: 46 f.).

Ein weiteres Risiko bestand in der Abhängigkeit 
vom politischen Auftraggeber, da der Entzug 
des Auftrags durch die Freie und Hansestadt 
Hamburg unweigerlich zur Insolvenz der Gesell-
schaft geführt hätte. Dieses Szenario hätte nicht 
nur den vollständigen Verlust der Arbeitsplätze 
innerhalb der Organisation nach sich gezogen, 
sondern auch erhebliche Abwicklungskosten für 
die Stadt verursacht. Trotz der potentiell gravie-
renden Auswirkungen wurde dieses Auftragge-
berrisiko als sehr gering eingestuft (vgl. Schultz-
Berndt 2024: 48). 
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Das Resultat der Steuerung und damit der drei 
Dimensionen der Integration manifestiert sich 
planerisch und städtebaulich in den Teilgebie-
ten der HafenCity. In Anbetracht des begrenzten 
Rahmens dieser Ausarbeitung sollen die Wir-
kung und das Ergebnis anhand eines Quartiers 
exemplarisch verdeutlicht werden. Als Beispiel 
wird das Baakenhafen Quartier herangezogen.

Urbanität
Das Quartier liegt im östlichen Teil der HafenCity 
und erstreckt sich beidseitig des Baakenhafens, 
dem längsten Hafenbecken der HafenCity. Die 
Konzeption basiert auf der Idee eines „urbanen 
Dorfes“ in der Großstadt, das die Funktionen 
Wohnen, Arbeiten und Freizeit vereint (vgl. Ha-
fenCity Hamburg GmbH 2017: 46 ff.). Integraler 
Bestandteil ist ein differenziertes Wohnangebot 
mit rund 39 % öffentlich geförderten Wohnraum. 
Das Konzept bindet unterschiedliche soziale 
Träger in die Entwicklung der Wohnkonzepte ein 
(vgl. HafenCity Hamburg GmbH 2017: 46). Um 
eine soziale Mischung zu gewährleisten, erfolgte 
im Wohnungsbau eine Zusammenarbeit mit un-
terschiedlichen Bauherrentypen. Neben Projekt-
entwicklern wie der Garbe Immobilien-Projekte 
GmbH und Wohnungsbauunternehmen wie der 
SAGA GWG wurde zudem auch mit Baugenos-
senschaften und Baugemeinschaften zusam-
mengearbeitet. Im südlichen Teil des Quartiers 

erfolgte zudem die Vergabe an eine gemeinnüt-
zige Organisation. (vgl. Bruns-Berentelg 2019)

Im Sinne der angestrebten Durchmischung im 
Zuge der New Downtown wurden im Quartier 
publikumsbezogene Erdgeschossnutzungen 
wie ein Frischemarkt, kleine Läden und gastro-
nomische Einrichtungen realisiert. Zudem wur-
de ein Bildungs- und Familienzentrum mit einer 
Grundschule und einer Kita für rund 200 Kinder 
gebaut. Weiterhin bereichert das Kulturschiff 
und Industriedenkmal „MS Stubnitz“ das Quar-
tier um eine kulturelle Komponente (vgl. Hafen-
City Hamburg GmbH 2017: 48, 50).

4.5 Wirkung und Ergebnis: 
Städtebauliche Umsetzung
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Abb. 12: Bebauung am Hafenbecken Baakenhafen. 
Hilpert Real GmbH.
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Projektentwickler

Wohnungsbauunternehmen 
(überwiegend langfristige Bestandshaltung)

Baugenossenschaft 
(langfristige Bestandshaltung)

Baugenossenschaften 
Mieterbaugemeinschaft (langfristige Bestandshaltung)

Baugemeinschaft 
(individuelles Eigentum oder Miete)

Stiftung | gemeinnützige Organisation 
(langfristige Bestandshaltung)

BAAKENHAFEN: SOZIALE MISCHUNG
Bauherrentype im Wohnungsbau

Abb. 15: Bauherrentypen im Quartier. Eigene Darstellung auf Grundlage von Bruns-Berentelg 2019. 

Abb. 13: JUFA Hotel Baakenhafen. kbnk-acrchitek-
ten.

Abb. 14: Grundschule am Baakenhafen. Jakob 
Börner. 
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Qualität
Die Umsetzung des Leitgedankens einer hohen 
städtebaulichen und architektonischen Qualität 
zeigt sich auch in der Umsetzung des Baaken-
hafens. Ein bedeutender Meilenstein für die Ent-
wicklung des Baakenhafens war die Erschlie-
ßung der östlichen HafenCity durch die rund 
170 Meter lange Baakenhafenbrücke, eine zen-
trale Quartiersverbindung (vgl. HafenCity Ham-
burg GmbH 2017: 46 ff.). Anspruch der HCH 
war es, eine Brücke mit Aufenthaltsqualitäten zu 
schaffen. Ein abgesetzter und damit vom Ver-
kehr distanzierter Bereich mit Sitzmöglichkeiten 
für die Fußgänger bildet einen Aussichtspunkt 
auf die Elbe und in die städtische Umgebung. 
(vgl. Schneider 2024: 23). Durch den Bau der 
Infrastruktur durch die HCH wurde ein hoher 
Standard geschaffen, der im öffentlichen Raum 
sichtbar wird. Eine Vorgehensweise, die die 
HCH von anderen Gesellschaften maßgeblich 
unterscheidet (vgl. Polkowski 2024: 14). Dies 
zeigt sich auch bei den Freiräumen, für die die 
HCH Bauherr war. Der Anspruch und die Qua-
lität, den die HCH an die Entwicklung gestellt 
hat, gehen weit über die üblichen Standards der 
Stadt hinaus (vgl. Schneider 2024: 10). 
Zentrales Element der Freiraumplanung im Baa-
kenhafen Quartier bildet der 1,6 Hektar große 
Baakenpark, eine künstlich angelegte Halbinsel, 

die vielfältige Möglichkeiten zur aktiven Freizeit-
gestaltung und Erholung bietet. Für die Bewoh-
ner des Quartiers wurden hier ein Spielplatz, 
naturnahe Grünflächen und der „Himmelsberg“ 
als Aussichtspunkt und Liegefläche geschaffen. 
Eine Fußgängerbrücke stellt eine zusätzliche 
räumliche Verbindung zwischen dem nördli-
chen und südlichen Teil des Quartiers dar (vgl. 
HafenCity Hamburg GmbH 2017: 47). Die Si-
cherstellung hoher Standards seitens der HCH 
war ein entscheidender Schritt, um die gleiche 
Qualität auch von den privaten Investoren und 
Bauherren fordern zu können. 

Um die geschaffene Qualität langfristig zu si-
chern und eine interne Steuerungsfähigkeit zu 
ermöglichen, wurde das Quartiersmanagement 
HafenCity e.V. entwickelt. Die Finanzierung von 
Freiräumen und Gemeinschaftsprojekten erfolgt 
durch Umlagen der Vereinsmitglieder, die sich 
aus Grundstückseigentümern und Nutzern zu-
sammensetzen. Der Verein fördert den sozia-
len Zusammenhalt, unterstützt den kulturellen 
Austausch und übernimmt Aufgaben wie das 
Management von Gemeinschafteinrichtungen 
und die Entwicklung von Mobilitätskonzepten 
(vgl. Quartiersmanagement HafenCity e.V. o. J.; 
Schneider 2024: 14). 

Abb. 16+17: Impressionen des Baakenparks. Atelier Loidl.

4 Fallstudie HafenCity
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Abb. 18: Sportangebot auf der Parkinsel. Atelier Loidl. 

Abb. 19: Baakenpak. Atelier Loidl.
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Innovation 
Städte sind zentrale Treiber des Klimawandels, 
insbesondere angesichts der fortschreitenden 
Urbanisierung. Sie gehören zu den größten 
Energieverbrauchern und CO2-Emittenten welt-
weit. Der Bau- und Gebäudesektor trägt dabei 
erheblich zur Klimabelastung bei: Er ist für rund 
30-35 % der CO2-Emissionen in Deutschland 
und etwa 55 % des deutschen Abfallaufkom-
mens verantwortlich (vgl. Umweltbundesamt 
2023: 8). Aufgrund der Größe des Vorhabens, 
war es daher auch für die HafenCity von Rele-
vanz, sich mit der Thematik der Nachhaltigkeit 
auseinanderzusetzen. 

Die Entwicklung des Nachhaltigkeitszertifikates 
in der HafenCity zeigt, wie iterative Prozesse 
und externe Einflüsse Prozessinnovationen her-
vorbringen können: 
Ursprünglich als optionales Zertifizierungs-
system für Gebäude wurde das „Umweltzei-
chen HafenCity” in Silber- oder Goldstandard 
eingeführt. Angesichts der Dringlichkeit einer 
nachhaltigen Entwicklung wurde das Zertifikat 
unter Berücksichtigung von neuen technischen 
Möglichkeiten sowie gesetzlichen Anforderun-
gen konsequent evaluiert und weiterentwickelt. 
Schließlich wurde der neu eingeführte Platin-
Standard, die höchste Zertifizierungsstufe, zur 
verbindlichen Vorgabe bei der Anhandgabe der 
Grundstücke. Dieser Wandel von freiwilligem 
Angebot zur verpflichtenden Maßnahme zeigt, 
wie eine initiale Idee durch breitere Diskussio-
nen und Erfolge über die HafenCity hinaus zum 
Vorreiter einer nationalen Nachhaltigkeitsdebat-
te wurde (vgl. HafenCity Hamburg GmbH 2023: 
9; Polkowski 2024: 24 f.). 

„Das »Umweltzeichen HafenCity« umfasst Krite-
rien wie den nachhaltigen Umgang mit Energie 
und öffentlichen Gütern, den Einsatz umwelt-
schonender Baustoffe und legt zudem Wert auf 
einen nachhaltigen und dadurch auch kosten-
günstigen Gebäudebetrieb sowie auf Eigen-
schaften, die Gesundheit und Wohlbefinden 

während der Nutzung fördern” (HafenCity Ham-
burg GmbH 2023: 9). Durch das städtische 

Eigentum der meisten Grundstücke im Bereich 
der HafenCity und die erläuterten Vergabeme-
chanismen ist es der HCH gelungen, Nachhal-
tigkeit auf der Grundstücksebene sicherzustel-
len (vgl. HafenCity Hamburg GmbH 2023: 8).

Erstes Zertifizierungssystem
für nachhaltiges Bauen in Deutschland. 
Silber- und Gold-Auszeichnungen 
sind möglich.

Gold-Standard wird 
Voraussetzung für 
die Anhandgabe 
von Grundstücken.

Platin-Standard wird 
Voraussetzung für die 
Anhandgabe 
von Grundstücken.

2007

2010

2017

Abb. 20: Prozessinnovation: Entwicklungs des 
Umweltzeichen HafenCity. Eigene Darstellung auf 
Grundlage von HafenCity GmbH 2023. 

4 Fallstudie HafenCity
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Im Baakenhafen Quartier wird der Nachhaltig-
keitsanspruch unter anderem durch die För-
derung nachhaltiger Mobilität verwirklicht: Es 
entsteht „Europas größtes quartiersbezogenes 
Innovationsprojekt für Carsharing und Elektro-
mobilität” (HafenCity Hamburg GmbH 2017: 
50). Ziel ist es, die Nutzung privater Pkws deut-
lich zu reduzieren, die soziale und ökologische 
Attraktivität der Quartiere zu steigern und den 
öffentlichen Raum durch weniger Stellplätze 
aufzuwerten (vgl. HafenCity Hamburg GmbH 
2017: 50).

Weiterhin ermöglicht ein modulares, dezentra-
les Nahwärmeversorgungsnetz im Baakenhafen 
als Teil der östlichen HafenCity CO2-Emissions-
werte von maximal 70 g/kWh, vertraglich ge-
sichert und mit tatsächlichen Werten von etwa 
35 g/kWh. Dies wird unter anderem durch die 
Nutzung emissionsfreier industrieller Abwärme 
der Kupferhütte Aurubis realisiert. Dadurch ent-
steht eine sektorenübergreifende Verzahnung 
von Industrie und Stadtentwicklung. Im Endaus-
bau der östlichen HafenCity führt dieses System 

im Vergleich zu einer erdgasbasierten Wärme-
versorgung zu einer jährlichen Einsparung von 
rund 12.000 Tonnen CO2 (vgl. HafenCity Ham-
burg GmbH o. J. f).

Der Innovationsgedanke kann auf städtischer 
Ebene aber auch projektbezogen umgesetzt 
werden, wie das Beispiel des geplanten Sports-
Domes zeigt, der als Ideenträgeranhandgabe 
vergeben wurde. Das Sport- und Freizeitzentrum 
ist darauf ausgelegt, ein vielfältiges Angebot an 
Aktivitäten bereitzustellen, darunter wasser-
sportbezogene Sportarten wie Indoor-Tauchen 
und Wellenreiten, Kletterbereiche einschließlich 
einer Eiskletteranlage sowie eine Indoor-Golfsi-
mulationsanlage, Indoor-Skydiving und weitere 
Trendsportarten (vgl. Sports-Dome o. J.). 

Das Beispiel Baakenhafen verdeutlicht die Um-
setzung einer gelebten Urbanität, städtebauli-
cher und architektonischer Qualitäten sowie das 
Innovationspotential der HafenCity. 

Abb. 21: Innovation für die HafenCity: Sports-Dome. HASCHER JEHLE Architektur.
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STADTENTWICKLUNGS-
GESELLSCHAFTEN ALS 
TRÄGER INTEGRIERTER 

STADTENTWICKLUNG

5

5.1 Entwicklungsmodell Hafen-
City 

Die Auseinandersetzung mit dem Fall HafenCity 
hat verdeutlicht, dass die erfolgreiche Umset-
zung eines komplexen städtebaulichen Projekts 
von einer Vielzahl interdependenter Faktoren 
abhängt. Ausgehend von der Fallstudie sollen 
die Erkenntnisse systematisch in einem Entwick-
lungsmodell zusammengeführt werden, das un-
tersucht, welche Faktoren, Rahmenbedingun-
gen und Strategien zur positiven Entwicklung 
der HafenCity beigetragen haben. 

5.1.1 Integrationsebenen
Auf der Grundlage der vorangegangenen theo-
retischen Überlegungen wurden drei zentra-
le Dimensionen der Integration entwickelt, die 
von Trägern der integrierten Stadtentwicklung 
zu bewältigen sind. Diese Integrationsebenen 
dienten in der Fallstudie als Analysemodell. Im 
Folgenden wird die Umsetzung dieser Ansätze 
durch die HCH beurteilt. Der Grad der Integra-
tionsleistung bemisst sich hierbei an der theore-
tischen Zielsetzung. 

Die folgende Analyse verknüpft die theoretische Betrachtung der integrierten Stadtentwicklung und 
urbanen Governance im Kontext städtebaulicher Großprojekte mit den empirischen Erkenntnissen 
aus der Fallstudie der HafenCity Hamburg. Ziel ist es, die Rolle der HafenCity Hamburg GmbH als 
Trägerin integrierter Stadtentwicklung zu analysieren und zu bewerten, inwiefern die drei Dimen-
sionen der Integration – nach außen, nach vorne und nach innen – im Kontext des Großprojekts 
umgesetzt wurden. Die daraus resultierenden Erkenntnisse münden in ein Entwicklungsmodell für 
HafenCity, bestehend aus Integrationsebenen und zentralen Schlüsselelementen. Anschließend 
werden die Potentiale und Herausforderungen von Stadtentwicklungsgesellschaften bei der Steue-
rung komplexer räumlicher Transformationsprozesse identifiziert und die Impulswirkung der ge-
wonnenen Erkenntnisse sowie die Zukunftsperspektiven solcher Modelle diskutiert.
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Theoretische Zielsetzung: 
Die theoretische Betrachtung zeigt, dass die Umsetzung des ganzheitlichen Ansatzes der integ-
rierten Stadtentwicklung zugunsten der Überwindung sektoraler Planungsansätze mit der Einbin-
dung komplexer Akteursstrukturen einhergeht (vgl. BBSR 2017: 9). Es gilt, die diversen im Raum 
agierenden Akteure problemorientiert zu koordinieren. Die urbane Governance verankert dies in 
einer netzwerkbasierten Strategie, die Kooperation anstatt ein System traditioneller Hierarchien vor-
sieht. Dies erfordert eine Neuverteilung von Verantwortlichkeiten und Entscheidungskompetenzen 
und stellt zugleich die Träger der Stadtentwicklung vor die Herausforderung, diese koordinative 
Aufgabe erfolgreich zu bewältigen (vgl. Sack 2012: 314 f.). 

Umsetzung der HCH: 
Zentraler Governance-Akteur: In der fragmentierten Zuständigkeitslandschaft Hamburgs kommt 
der HCH die zentrale Koordinations- und Bündelungsaufgabe der HafenCity-Entwicklung zu. Sie 
integriert die verschiedenen Ansprüche, die sonst in der Governance-Struktur verstreut sind. Durch 
die Einbindung in die politisch-administrativen Strukturen Hamburgs verfügt sie über ein hohes 
Maß an Steuerungsfähigkeit. Im Vergleich zu behördlichen Planungen kann die HCH eine schnel-
le Reaktionsfähigkeit bei Entscheidungen aufweisen (vgl. etwa Desler & Rybnikow 2024: 10 f.; 
Schultz-Berndt 2024: 12 f., 16; Schneider 2024: 23).

Sondergovernancestruktur: Der Aufsichtsrat der HCH unterstützt die Entscheidungsfi ndung, ins-
besondere durch die Einbindung hochrangiger politischer Vertreter, einschließlich des Ersten Bür-
germeisters und der Senatoren. Dies gewährleistet eine enge Anbindung an die Politik und eine 
gezielte Rückkopplung in die Verwaltungsstrukturen. Der Beirat bietet fachliche Expertise und den 
Zugang zu Netzwerken (vgl. etwa Schlutz-Berndt 2024: 11 ff., 14; Polkowski 2024: 32 f.). 

Koordinationsmechanismen: Die HCH verfolgt eine offene Kommunikationsstrategie, die von 
einem intensiven Austausch mit allen beteiligten Akteuren gekennzeichnet ist (vgl. Desler & Rybni-
kow 2024: 8). Es ist ihr gelungen, kommunikatives Kapital aufzubauen (vgl. Bruns-Berentelg 2012: 
81 f.), das auch in die Öffentlichkeit hinein wirkt und eine Grundlage für Kooperation bildet.

Grad der Integrationsleistung: 
Im Hinblick auf die Umsetzung einer integrierten Stadtentwicklung spiegelt sich auf dieser Ebene 
der Aspekt der akteursübergreifenden Zusammenarbeit wider. Die Einbindung von Politik, Verwal-
tung, Wirtschaft und Zivilgesellschaft in die Planungs- und Umsetzungsprozesse wurde im Kontext 
der HafenCity erfolgreich umgesetzt. Insgesamt lässt sich der Grad der Integrationsleistung als 
hoch bewerten, da die HCH durch verschiedene Mechanismen der Koordination und Steuerung 
eine komplexe Vernetzung und Zusammenarbeit über verschiedene Sektoren und Akteursgruppen 
hinweg sicherstellt. 

1. Integration nach außen: Einbindung
    externer Akteure und Gestaltung 
    effektiver Governance-Strukturen
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Theoretische Zielsetzung: 
Aus der Governance-Debatte ging die Annahme hervor, dass der Staat aufgrund seiner struktu-
rellen Beschaffenheit häufi g nicht in der Lage ist, Innovation hervorzubringen (vgl. Siebel et al. 
2001: 529). „Die zunehmende Komplexität der Aufgaben und steigende Ansprüche gesellschaft-
licher Interessengruppen führen zu einer Vielzahl von Steuerungsproblemen, die mit den vorhan-
denen Kapazitäten öffentlicher Einrichtungen kaum mehr zu bewältigen sind” (Simons 2003). Um 
die Überwindung von Innovationshemmnisse zu erreichen, ist die aktive Einbindung von Akteuren 
notwendig, die innovative Ansätze entwickeln und über öffentliche Vorgaben hinaus marktbasierte 
Steuerungsleistung übernehmen (vgl. Bruns-Berentelg 2012: 73). Die Integration von Marktakteu-
ren in den Prozess der Stadtentwicklung sollte nicht als simple Delegation von Verantwortlichkeiten 
interpretiert werden, sondern vielmehr als eine strategische Erweiterung des staatlichen Steue-
rungsinstrumentariums (vgl. Simons 2003). 

Umsetzung der HCH: 
Markterzeugung und Vermarktung des Vorhabens: Die HCH betreibt Erwartungsmanagement. 
Das heißt durch die glaubwürdige Erzeugung von Erwartungen und die Vermittlung der HafenCity-
Vision schafft sie eine positive Investitionsumgebung für private Marktteilnehmer. Darüber hinaus 
tätigt sie eigenständig Investitionen in die Infrastruktur der HafenCity, realisiert diese auf hohem 
Qualitätsniveau und stärkt damit das Vertrauen der Marktteilnehmer (vgl. Lord et al. 22). Die HCH 
agiert als Market-Maker und gestaltet aktiv die Marktbedingungen der HafenCity. Durch den ge-
schaffenen Entwicklungsrahmen konnte sie die Offenheit für Innovationen fördern (vgl. Lord et al. 
2015: 20 f., 49). Auch auf dieser Integrationsebene erfolgte eine umfangreiche Bildung von kom-
munikativem Kapital, wodurch Transparenz und Legitimation des Prozesses gewährleistet werden 
(vgl. Lord et al. 2015: 23). 

Grundstücksvergabemechanismen: Die HCH steigert und steuert sowohl Qualität als auch Inno-
vation durch ihre Vergabepraxis. Anstelle einer preisorientierten Vergabe der Grundstücke stehen 
das Konzept und qualitative Kriterien wie eine soziale und gemischte Nutzung, städtebauliche und 
architektonische Qualität sowie Nachhaltigkeit im Vordergrund. Die Anhandgabe der Grundstücke 
trägt zur Qualitätssicherung bei, da diese erst dann veräußert werden, wenn die Anforderungen der 
HCH erfüllt und kaufvertraglich gesichert sind. Dieser Ansatz mindert gleichzeitig das Risiko für die 
Entwicklungsindustrie und fördert den Wettbewerb, was wiederum die Entstehung höherer Qualität 
und Innovation begünstigt (vgl. Lord et al. 2015: 22 f.; Bruns-Berentelg et al. 2020: 170). 

Zusammenarbeit mit den privaten Bauherren: Die HCH übernimmt die Verantwortung für die 
Koordination und Unterstützung der privaten Bauherren bei der Umsetzung gemeinsamer Entwick-
lungsziele, insbesondere in Bezug auf Qualität und Innovation. Sie trägt dazu bei, Unklarheiten 
frühzeitig zu beseitigen und strukturiert Abstimmungsprozesse proaktiv vor, um effi ziente Kommu-
nikations- und Entscheidungswege zu etablieren. Durch ihre ausgeprägte Steuerungskompetenz 

2. Integration nach vorne: Einbindung 
    des Marktes und Zusammenarbeit 
    mit privaten Akteuren
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und Dialogbereitschaft, kombiniert mit umfassender ökonomischer Expertise, ermöglicht sie eine 
effektive und kooperative Zusammenarbeit zwischen privaten und öffentlichen Akteuren (vgl. etwa 
Schultz-Berndt 2024: 24 f., 27; Desler & Rybnikow 2024: 11). 

Grad der Integrationsleistung: 
Im Hinblick auf die theoretische Zielsetzung zeigt sich die besondere Stärke der HCH in ihrer hybri-
den Struktur. Als vollständig im städtischen Eigentum befi ndlicher öffentlicher Akteur verbindet die 
HCH staatliche Steuerungskompetenz mit einem tiefgreifenden Verständnis für die Mechanismen 
und Logiken des Marktes. Diese Konstellation erlaubt es der HCH, unternehmerisch zu handeln, 
ohne dabei an marktübliche Zwänge wie die Erzielung des höchsten Preises gebunden zu sein. 
Stattdessen kann sie gezielt Bauherren auswählen, die den qualitativen Anforderungen der Ent-
wicklung entsprechen (vgl. Hall 2013: 104). Durch diese strategische Herangehensweise gelingt 
der HCH die Überwindung von Innovationshemmnissen. Sie integriert Innovation in die Planung 
und Durchführung, bleibt gleichzeitig aber ihrem gemeinwohlorientierten Anspruch verpfl ichtet. 
Ihre Fähigkeit, Akteure mit unterschiedlichen Interessen (Renditen vs. öffentliches Gemeinwohl) in 
einem heterarchischen Kooperationsmodell einzubinden und auf ein gemeinsames Ziel (Qualität 
und Innovation) hin auszurichten, resultiert in eine hohe Integrationsleistung (vgl. etwa Desler & 
Rybnikow 2024: 8, 11).

Theoretische Zielsetzung: 
Aus der theoretischen Betrachtung wurde geschlossen, dass eine geeignete Organisationsstruktur 
erforderlich ist, um die unterschiedlichen Logiken und Anforderungen des öffentlichen Sektors und 
der Privatwirtschaft zu erfassen, zu beeinfl ussen und gezielt zu steuern. Dabei muss die Struktur 
eine Balance zwischen Stabilität und Flexibilität gewährleisten. Insbesondere im Kontext langfris-
tiger und groß angelegter Projekte ist eine dynamische Organisationsstruktur unerlässlich, um auf 
sich verändernde Rahmenbedingungen und Herausforderungen fl exibel reagieren zu können vgl. 
Häußermann 2006: 127; Salet 2008: 2343).

Umsetzung der HCH: 
Organisationsstruktur: Die HCH verfügt über fl ache Hierarchien, die fl exible Entscheidungspro-
zesse und eine hohe Reaktionsfähigkeit ermöglichen. Die zentrale Entscheidungsfi ndung erfolgt 
durch die Geschäftsführung (vgl. Schultz-Berndt 2024: 28 f.). 

Kompetenz- und Wissensmanagement: In der HCH werden verschiedene Fachkompetenzen in 
einem interdisziplinären Team zusammengeführt und der Austausch von Wissen und Perspektiven 
gefördert, um zu ganzheitlichen Lösungsansätzen zu kommen. Die HCH verfügt über ein hohes 
Maß an synthetischem Wissen, das es ihr ermöglicht, die verschiedenen Kompetenzen miteinander 
zu verknüpfen. Im Verlauf des Entwicklungsprozesses hat die HCH überdies sogenannte „dynamic 

3. Integration nach innen: Aufbau einer 
    dynamischen Organisationsstruktur 

und Dialogbereitschaft, kombiniert mit umfassender ökonomischer Expertise, ermöglicht sie eine 
effektive und kooperative Zusammenarbeit zwischen privaten und öffentlichen Akteuren (vgl. etwa 
Schultz-Berndt 2024: 24 f., 27; Desler & Rybnikow 2024: 11). 
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capabilities” (Teece et al. 1997: 515) entwickelt, die ihr eine fortlaufende Erneuerung und Anpas-
sung ihrer Kompetenzen an die sich verändernden Rahmenbedingungen ermöglichten. Aus einer 
organisatorischen Perspektive bedeutet dies, dass die HCH strategisch gehandelt und ihre interne 
Organisationsstruktur fl exibel angepasst und neu ausgerichtet hat, um den Anforderungen eines 
sich rasch wandelnden Umfelds gerecht zu werden (vgl. Teece et al. 1997: 515 f.). Diese Fähigkeit 
ist insbesondere im Kontext langfristiger und komplexer Großprojekte von Bedeutung. Ein Beispiel 
für die Entwicklung und Anwendung dynamischer Fähigkeiten durch die HCH zeigt sich im Um-
gang mit dem Nachhaltigkeitsdiskurs. Die Organisation reagierte fl exibel auf neue Anforderungen 
und integrierte diese schrittweise in ihre Entwicklungsprozesse; zunächst durch die Einführung 
eines Nachhaltigkeitszertifi kats und im weiteren Verlauf durch die verbindliche Vorschrift wurde 
Nachhaltigkeit als integrales Prinzip in der Stadtentwicklung verankert (vgl. HafenCity Hamburg 
GmbH 2023: 9; Polkowski 2024: 24 f.). Dieses Vorgehen verdeutlicht die Fähigkeit der HCH, stra-
tegisch auf veränderte gesellschaftliche und regulatorische Anforderungen zu reagieren und ihre 
Prozesse entsprechend anzupassen. 

Koordinationsmechanismen: Es bestehen klare Kommunikationswege und regelmäßiger Aus-
tausch zwischen Abteilungen und Ebenen, um Informationen effektiv zu verteilen und Synergien zu 
nutzen (vgl. Schultz-Berndt 2024: 32, 18).

Kultur der Zusammenarbeit: Die Etablierung einer Organisationskultur, die auf Offenheit und ge-
meinsamer Zielsetzung basiert, fördert das Engagement der Mitarbeiter und erleichtert die Umset-
zung komplexer Projekte. Es bestand zudem eine hohe intrinsische Motivation (vgl. etwa Desler & 
Rybnikow 2024: 14; Schultz-Berndt 2024: 43; Schneider 2024: 17).

Grad der Integrationsleistung: 
Im Hinblick auf die integrierte Stadtentwicklung erfolgte die Zusammenführung verschiedener 
Fachdisziplinen, wodurch sektorale Politiken überwunden werden konnten. Um dies zu erfüllen, 
sind hinreichende Planungskapazitäten erforderlich (vgl. Leick et al. 2020: 262), die bei der HCH 
durch die interdisziplinären (Management-)Kompetenzen, das synthetische Wissen und die Koor-
dinationsmechanismen geschaffen wurden. Zudem wurde eine dynamische Struktur geschaffen, 
um fl exibel auf sich verändernde Rahmenbedingungen reagieren zu können. 

Grad der Integrationsleistung: 
Im Hinblick auf die integrierte Stadtentwicklung erfolgte die Zusammenführung verschiedener 
Fachdisziplinen, wodurch sektorale Politiken überwunden werden konnten. Um dies zu erfüllen, 
sind hinreichende Planungskapazitäten erforderlich (vgl. Leick et al. 2020: 262), die bei der HCH 
durch die interdisziplinären (Management-)Kompetenzen, das synthetische Wissen und die Koor-
dinationsmechanismen geschaffen wurden. Zudem wurde eine dynamische Struktur geschaffen, 
um fl exibel auf sich verändernde Rahmenbedingungen reagieren zu können. 
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5.1.2 Schlüsselelemente 
Neben der Umsetzung der Integrationsebe-
nen wurden zudem zentrale Schlüsselelemente 
identifi ziert, die maßgeblich zum Erfolg der Ent-
wicklung beigetragen haben.

Gebietsbezogener Ansatz und Einbindungen 
in die Gesamtstrategie
Bestandteil der integrierten Stadtentwicklung ist 
ein gebietsbezogener Ansatz, der die spezifi -
sche lokale Situation berücksichtigt. Gleichzeitig 
wird angestrebt, die verschiedenen räumlichen 
Ebenen – Quartier, Stadt und Region – nicht iso-
liert voneinander zu betrachten, sondern mitein-
ander zu verknüpfen (vgl. BBSR 2017: 11; Hei-
nig 2022: 32). Die Auseinandersetzungen mit 
marktgesteuerten Entwicklung von Großprojek-
ten durch Stadtentwicklungsgesellschaften in 
Großbritannien hat gezeigt, dass diese keinen 
Bezug zum städtischen Kontext aufgewiesen 
haben. Die Folge war eine fragmentierte Stadt-
landschaft ohne positive Auswirkungen auf das 
umliegende Umfeld (vgl. Imrie et al. 1999: 37). 

Im Kontext der HafenCity konnte die Einbindung 
des Projekts in die Gesamtstrategie der Stadt 
Hamburg sowie die konsequente Umsetzung 
eines gebietsbezogenen Ansatzes als zentrales 
Schlüsselelement für den Erfolg der Entwicklung 
identifi ziert werden (vgl. Lord et al. 2015: 22). 
Die Fallstudie zeigt, dass die historisch-geo-
grafi schen und stadtpolitischen Gegebenheiten 
bei der Entwicklung maßgeblich berücksichtigt 
wurden. Die Teilprojekte der HafenCity wurden 
auf Grundlage des übergeordneten Master-
plans durch Leitziele und ein Strukturkonzept 
aufeinander abgestimmt und hinsichtlich neuer 
Anforderungen weiterentwickelt (vgl. HafenCity 
Hamburg GmbH 2006: 14 f, 20 f.).  Die Hafen-
City wurde zudem funktional und räumlich an 
die umliegenden Gebiete angebunden und bil-
det heute den nördlichen Ausgangspunkt für 
den „Sprung über die Elbe“ (vgl. BSU 2005: 
7), der durch die Entwicklung in Richtung Bille-
bogen und Grasbrook weiter forciert wird. Aus 
einer gesamtstädtischen Perspektive wurde das 

Standortpotential der HafenCity genutzt, um 
Hamburg als Wirtschaftsstandort zu stärken und 
die Wohnfunktion der Hamburger Innenstadt 
auszubauen (vgl. HafenCity Hamburg GmbH 
2006: 15). Es wurde zudem das übergeordne-
te Ziel verfolgt, neue Arbeitsplätze zu schaffen 
und „Attraktivitäten aus dem Einzelhandels-, Bil-
dungs-, Kultur-, Unterhaltungs- und Tourismus-
sektor an die Stadt” (HafenCity Hamburg GmbH 
2006: 15) zu binden.

Nutzung der öffentlichen Aufmerksamkeit 
zur Bildung kommunikativen Kapitals
Ein Schlüsselelement der HafenCity ist die pro-
minente Stellung des Vorhabens und die damit 
verbundene öffentliche Aufmerksamkeit, die 
eine bedeutende Rolle in der Entwicklung ge-
spielt haben. Das Projekt war von Beginn an ein 
herausragendes und zentrales Vorhaben, das 
sowohl national als auch international große Be-
achtung fand. Diese Aufmerksamkeit konnte ge-
nutzt werden, um einen Markt für Qualität und 
Innovation sowie eine positive Investitionsum-
gebung für private Marktteilnehmer zu schaffen. 
Insbesondere bei Großprojekten bietet die Grö-
ße des Vorhabens mehr Aufmerksamkeit für die 
involvierten Akteure. (vgl. Leick et al. 2020: 253) 
Sie stehen zudem häufi g im Fokus der medialen 
Berichterstattung, was das Risiko negativer Re-
sonanz erhöht (vgl. Adam 2012: 568). Die HCH 
hat die öffentliche Präsenz jedoch erfolgreich 
genutzt und im Rahmen der Bildung kommuni-
kativen Kapitals stetig ausgebaut. Sie wurde bei-
spielsweise durch Veranstaltungen und Events 
in der HafenCity, wie etwa die Eröffnungsfeier, 
gezielt gefördert. Dadurch wurde die Aufmerk-
samkeit in die Umsetzung des Projekts integriert 
(vgl. Bruns-Berentelg 2012: 82).
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Gesicherte Finanzierung und städtisches 
Eigentum an den Grundstücken: Das Son-
dervermögen Stadt und Hafen
Ein wesentliches Schlüsselelement ist das Fi-
nanzierungsmodell, auf dem die Entwicklung 
basiert. Durch das Sondervermögen Stadt und 
Hafen besteht eine öffentliche Finanzierungs-
grundlage unabhängig von Budgetzuweisun-
gen. Für die HCH gewährleistet die gesicherte 
Finanzierung ein hohes Maß an Stabilität. Es er-
möglicht ihr, zu handeln, ohne bei kurzfristigen 
wirtschaftlichen Veränderungen ihren Kurs we-
sentlich anpassen oder zusätzliche Finanzmittel 
akquirieren zu müssen (vgl. Lord et al. 2015: 22). 
Die Verfügbarkeit und das städtische Eigentum 
an den Grundstücken werden in der Fallstudie 
als entscheidende Faktoren für den Erfolg des 
Großprojektes hervorgehoben (vgl. Schultz-
Berndt 2024: 51). Das Grundstückseigentum 
versetzt die HCH in die Lage, die Marktsituation 
aktiv zu steuern und als „Market-Maker“ zu agie-
ren. Als Grundstückseigentümerin hat die HCH 
die Möglichkeit, durch gezielte Verkaufsbedin-
gungen die Qualität, Innovation und Nachhaltig-
keit der Entwicklungen zu steuern und den Markt 
aktiv mitzugestalten (vgl. Lord et al. 2015: 49). 
Voraussetzung dafür ist eine Planung, die mit 
klar definierten Handlungsbefugnissen, finanzi-
ellen Ressourcen und rechtlicher Unterstützung 
ausgestattet ist. Nur so können die notwendigen 
Verhaltensbedingungen etabliert werden, um 
eine qualitätsvolle Entwicklung sicherzustellen 
(vgl. ebd.: 49). Insgesamt wird dadurch deutlich, 
dass Träger der Stadtentwicklung über ausrei-
chenden Handlungsspielraum verfügen müssen 
– sowohl inhaltlich und finanziell als auch durch 
die Unterstützung seitens Politik und Verwaltung 
(vgl. Altrock et al. 2022: 10). 

Offenheit in der Planung 
Globale Trends, technologische und soziale Ver-
änderungen, Finanzkrisen sowie politische Um-
schwünge stellen Großprojekte vor erhebliche 
Herausforderungen. Angesichts ihrer Komplexi-
tät und der oft langjährigen Planungs- und Rea-
lisierungsphasen ist nicht die Frage, ob Groß-

projekte mit veränderten Rahmenbedingungen 
konfrontiert werden, sondern vielmehr, wie sie 
diese bewältigen (vgl. Majoor 2019: 331).

Ein Schlüsselelement stellt die Offenheit wäh-
rend des Planungs- und Umsetzungspro-
zesses dar. Diese Offenheit lässt sich auf das 
Vorhandensein eines mehrdeutigen Auftrags zu-
rückführen, der Flexibilität bei (unvorhersehba-
ren) Veränderungen zulässt (vgl. Majoor 2019: 
340). Entgegen der gängigen Schließungsten-
denzen von Großprojekten, deren „point of no 
return“ häufig schnell erreicht wird (vgl. Simons 
2003), zeigte sich bei der HafenCity-Entwick-
lung eine Offenheit, die zudem über den gesam-
ten Prozess bewusst beibehalten wurde. So gibt 
der Masterplan beispielsweise einen Entwick-
lungspfad vor, der in Reaktion auf soziale, öko-
nomische und politische Veränderungen stetig 
fortgeschrieben wurde. Diese Strategie spiegelt 
sich im Ansatz „Ambiguity as an opportunity” 
(Majoor 2019) wider, der den potentiellen Wert 
der Zulassung von Mehrdeutigkeit beschreibt. 
Anstatt von vornherein völlige Klarheit oder fes-
te Lösungen anzustreben, geht es darum, Of-
fenheit und Anpassungsfähigkeit zu bewahren, 
um dynamisch auf sich entwickelnde Umstände 
reagieren zu können (vgl. Majoor 2019: 340 ff.).
Um diese Offenheit zu gewährleisten, bedarf 
es der Fähigkeit der Organisation, institutionel-
le Überlegungen mit pragmatischem Handeln 
zu verbinden. Das heißt, die Organisation muss 
sowohl die langfristigen strategischen Überle-
gungen im Blick behalten, als auch gleichzeitig 
die Fähigkeit haben, in konkreten Situationen 
schnell und pragmatisch zu reagieren, um ihre 
Ziele effektiv zu erreichen (vgl. Majoor 2019: 
342). Dies macht eine Integration der Umset-
zung in die Planung notwendig, bei der die Pla-
nung und Umsetzung nicht als aufeinanderfol-
gende Schritte betrachtet werden, sondern als 
ein Prozess, bei dem Veränderungen nicht als 
Hemmnis, sondern als Möglichkeit angesehen 
werden sollten (vgl. Majoor 2019: 343).
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5.2 Potentiale und Herausforde-
rungen von Stadtentwicklungs-
gesellschaften als Akteur der 
Stadtentwicklung

Ausgehend von diesem Entwicklungsmodell 
der HafenCity und den identifizierten Schlüssel-
elementen lassen sich sowohl Herausforderun-
gen als auch Potentiale ableiten, die für Stadt-
entwicklungsgesellschaften bei der integrierten 
Entwicklung des urbanen Raums bestehen. 

Herausforderungen 
Eine zentrale Herausforderung im Kontext von 
Stadtentwicklungsgesellschaften als Akteuren 
der Stadtentwicklung besteht in ihrer starken 
Abhängigkeit von den kontextspezifischen 
Rahmenbedingungen. Durch die Analyse des 
Falls HafenCity konnte die Abhängigkeit von 
den politisch-ökonomischen Rahmenbedingun-
gen, der Lokalität und den verfolgten Hand-
lungsstrategien aufgezeigt werden. Faktoren 
wie die finanzielle Ausstattung der Gesellschaft, 
die wirtschaftliche und sozioökonomische Aus-
gangssituation und die politischen Gegeben-
heiten prägen die Handlungsspielräume der 
Gesellschaft (vgl. Bruns-Berentelg et al. 2020: 
161). Der Erfolg eines Projekts wird zudem durch 
die Wirtschaftskraft des Standorts, die Größe 
des Immobilienmarktes sowie die Qualifikation, 
Kompetenzen und Spezialisierung der beteilig-
ten Akteure – sowohl auf privater als auch auf 
öffentlicher Seite – maßgeblich beeinflusst (vgl. 
Dziomba 2007: 20).
Diese Abhängigkeit zeigt beispielsweise auch 
der Blick auf vergangene Umsetzungsversu-
che. Das Beispiel Berlin in den 1990er-Jahren 
zeigt, dass eine Vielzahl solcher Gesellschaf-
ten nicht automatisch zu effektiven Ergebnissen 
führt. Hier scheiterten mehrere Stadtentwick-
lungsgesellschaften aufgrund finanzieller Her-
ausforderungen, mangelnder Akzeptanz sowie 
politischer Konflikte zwischen Ost und West und 
zwischen Senat und Bezirken. Der Misserfolg 
war von den schwierigen wirtschaftlichen und 
politischen Bedingungen der späten 1990er-

Jahre geprägt, die sowohl die öffentliche als 
auch die private Hand belasteten (vgl. Desler 
& Rybnikow 2024: 17). Daraus lässt sich schlie-
ßen, dass die Ergebnisse des HafenCity-Pro-
zesses – und folglich auch der Erfolg anderer 
Stadtentwicklungsgesellschaften – eng mit den 
spezifischen stadtentwicklungspolitischen Rah-
menbedingungen, der Aufgabendefinition und 
weiteren kontextspezifischen Faktoren verknüpft 
sind. 

Eine weitere Herausforderung stellt der Balan-
ceakt zwischen Markt und öffentlichem Ge-
meinwohl dar. Als städtische Entwicklungsge-
sellschaft ist die HCH an die politische Agenda 
gebunden und auf die Schaffung von Gemein-
wohl sowie die Erfüllung eines öffentlichen 
Zwecks ausgelegt (vgl. Desler & Rybnikow 
2024: 5; Hemkendreis 2018: 88). Sie wird nicht 
durch die Maximierung von Gewinnen angetrie-
ben (siehe „Sicherung der Finanzierung”), son-
dern durch die „ökonomische Erfüllung im Sinne 
der öffentlichen Aufgabe” (Hemkendreis 2018: 
89; vgl. Lord et al. 2015: 20). Während ihre pri-
vatrechtliche Struktur schnelle Entscheidungen 
und effizientes Handeln auf dem Immobilien-
markt ermöglicht, wird diese Handlungsfähig-
keit durch eine zu enge Bindung an politische 
Vorgaben und Verwaltungsstrukturen einge-
schränkt (vgl. Hemkendreis 2018: 175). Stadt-
entwicklungsgesellschaften müssen daher ei-
nerseits die Transparenz und Legitimation ihres 
öffentlichen Handelns gewährleisten, anderer-
seits die kurzfristige Flexibilität marktbasierter 
Prozesse ausbalancieren.

Eine Herausforderung, die SEGs im Kontext 
integrierter Stadtentwicklung begegnet, ist die 
zunehmende Komplexität und Dynamik von 
Stadtentwicklungsprozessen. Die Vielzahl 
und Heterogenität der Akteure – von Politik und 
Verwaltung bis hin zu privaten Investoren und 
der Öffentlichkeit – erfordert nicht nur eine ef-
fektive Koordination, sondern auch eine gezielte 
Moderation zwischen divergierenden Interes-
sen. Vor dem Hintergrund einer pluralistischen 
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Gesellschaft und der wachsenden Bedeutung 
partizipativer Planungsprozesse erhöhen sich 
die Anforderungen stetig. Insbesondere im 
Kontext von Großprojekten werden von der Öf-
fentlichkeit hohe Ansprüche an die Partizipation 
gestellt, deren unzureichende Berücksichtigung 
zu Planungskonflikten führen kann (vgl. Hesse 
et al. 2023: 417). Gleichzeitig sehen sich SEGs 
mit globalen Herausforderungen wie dem Kli-
mawandel, der Digitalisierung, dem demogra-
phischen Wandel und der Gewährleistung sozi-
aler Gerechtigkeit konfrontiert (vgl. Heinig 2022: 
7). Die Herausforderung für SEGs als Akteur 
der Stadtentwicklung besteht somit darin, ihre 
Handlungsfähigkeit trotz dieser vielschichtigen 
Anforderungen zu wahren und ihre Strukturen 
und Kompetenzen kontinuierlich anzupassen. 

Vor dem Hintergrund dieser wachsenden Auf-
gabenvielfalt stellt sich daher die Frage, inwie-
weit das Organisationsmodell der Stadtent-
wicklungsgesellschaft skalierbar ist. Diese 
Herausforderung stellte sich auch im Kontext 
der HafenCity dar. Die Weiterentwicklung in den 
Gebieten Billebogen, Grasbrook und in der Sci-
ence City Bahrenfeld erfolgte durch die Grün-
dung von Tochtergesellschaften der HCH (vgl. 
HafenCity Hamburg GmbH o. J. c) und stellt eine 
Skalierung der in der HafenCity geschaffenen 
Organisationsstruktur dar. Die Überlegungen 
zur Weiterentwicklung beinhalten den Ansatz, 
die bereits geschaffenen Strukturen der Hafen-
City Hamburg GmbH als erfahrene und bewähr-
te Instanz und das in ihr aufgebaute Wissen für 
diese Aufgaben weiter zu nutzen (vgl. Schultz-
Berndt 2024: 49). Dennoch unterscheiden sich 
die Rahmenbedingungen und Voraussetzungen 
der neuen Entwicklungsgebiete deutlich von de-
nen der HafenCity. Dies zeigt sich beispielswei-
se in unterschiedlichen Zuständigkeiten, einer 
geringeren Verfügbarkeit von Flächeneigentum 
sowie dem Fehlen eines durchgehenden Grund-
besitzes – beispielsweise wie bei der HafenCity 
in Form eines Sondervermögens. Darüber hinaus 
bestehen immobilienökonomische Unterschie-
de und spezifische Herausforderungen wie das 

Hafenrecht am Grasbrook oder die heterogene 
Eigentümerstruktur am Billebogen, die eine Zu-
sammenarbeit mit bestehenden Strukturen er-
fordert. Ebenso bringen neue Akteure, wie sie 
bei der Entwicklung der Science City involviert 
sind, zusätzliche Komplexität in die Planung und 
Umsetzung ein (vgl. Desler & Rybnikow 2024: 
16 f.; Polkowski 2024: 12 f.; Schneider 2024: 2 
f.). Die Entscheidung, die Entwicklung der neu-
en Gebiete an die HCH zu übergeben, ist auf 
mehrere Faktoren zurückzuführen. Zum einen 
hat die Stadt über die Jahre hinweg positive Er-
fahrungen mit der HCH gesammelt, insbeson-
dere im Hinblick auf den Vertrauensaufbau und 
die effiziente Projektsteuerung. Zum anderen 
hatte das Arbeitsaufkommen mit dem fortschrei-
tenden Projektverlauf der HafenCity abgenom-
men, was es sinnvoll erscheinen ließ, auf die 
bestehenden Kapazitäten und Kompetenzen 
der HCH zurückzugreifen (vgl. Schultz-Berndt 
2024: 49). Die Alternative der Gründung einer 
neuen Entwicklungsgesellschaft speziell für die 
Science City wurde zwar erwogen, jedoch auf-
grund des nötigen Aufbaus von Kompetenz und 
Wissen für eine derart komplexe Aufgabe als 
zu zeitaufwendig und ressourcenintensiv ein-
geschätzt (vgl. Polkowski 2024: 12 f.; Schultz-
Berndt 2024: 49).

Die Weiterentwicklung bestehender Stadt-
entwicklungsgesellschaften wird nicht nur als 
Chance, sondern auch mit einer gewissen Skep-
sis betrachtet. Ein zentraler Kritikpunkt ist die 
Befürchtung, dass die Vorteile, die eine solche 
Gesellschaft bietet – etwa effiziente Koordina-
tion, Flexibilität und Fachkompetenz – verloren 
gehen könnten, wenn die Gesellschaft in ihrer 
Struktur oder ihrem Aufgabenfeld zu groß wird 
(vgl. Polkowski 2024: 12 f.). Für Stadtentwick-
lungsgesellschaften als Akteur der Stadtent-
wicklung stellt sich daher die Herausforderung, 
ihre Steuerungsfunktion aus der Governance-
Perspektive heraus kontinuierlich zu hinterfra-
gen und ihre Wirksamkeit kritisch zu reflektieren.
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Potentiale
Aus einer Steuerungsperspektive lässt sich 
festhalten, dass die Trägerschaft von Stadtent-
wicklungsgesellschaften mit Vorteilen der Go-
vernance-Struktur einhergeht. Ein Potential 
liegt in der hybriden Struktur von SEGs, die es 
ihnen ermöglicht, marktorientiertes Handeln und 
öffentliches Interesse miteinander zu verbinden. 
Im Hinblick auf die Kritik an der zunehmenden 
Privatisierung städtischer Entwicklungsprozes-
se wird hier deutlich, dass die Steuerungskom-
petenz in städtischer Hand bleibt. Dadurch wird 
dem Verlust an öffentlicher Kontrolle entgegen-
gewirkt. Im Falle der HafenCity ermöglicht diese 
Hybridität das Zusammenbringen einer immo-
bilienökonomischen und planerischen Entwick-
lung (vgl. Schneider 2024: 19). Die Bürgerschaft 
der Freien und Hansestadt Hamburg fasst dies 
wie folgt zusammen: 

„Städtische (Projekt-)Gesellschaften bieten für 
die Stadt verschiedene Vorteile und Möglichkei-
ten, städtische Aufgabenerfüllung wirtschaftlich 
orientiert durch eine aus dem Kernbereich der 
städtischen Verwaltung ausgegliederte selbst-
ständig und eigenverantwortlich am Markt agie-
rende Gesellschaft umsetzen zu lassen.” (Bür-
gerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg 
2019: 11)

Ein erhebliches Potential liegt in der Qualität 
und Effizienz der Entwicklung. Wie die Fall-
studie gezeigt hat, eignet sich eine städtische 
Entwicklungsgesellschaft, um einen hohen Qua-
litätsanspruch zu verfolgen und Innovation im 
Prozess hervorzubringen. 
 Stadtentwicklungsgesellschaften haben 
daher das Potential, Innovationshemmnisse 
zu überwinden und dennoch im öffentlichen 
Interesse zu agieren. Im Vergleich zu einer Ent-
wicklung innerhalb langwieriger behördlicher 
Strukturen kann der Prozess durch eine Stadt-
entwicklungsgesellschaft effizienter gestaltet 
werden (vgl. Desler & Rynbikow 2024: 15), so-
fern eine enge Rückkopplung und Unterstüt-
zung durch die Kommune gewährleistet ist (vgl. 

Altrock et al. 2022: 10). Bei der HafenCity zeigte 
sich, dass die Gesellschaft gut in der Hambur-
ger Verwaltungslandschaft etabliert wurde (vgl. 
Desler & Rynbikow 2024: 15) und die fragmen-
tierten Zuständigkeiten koordiniert. 

Die Vorteile für Politik und Verwaltung beste-
hen in der gezielten Entlastung und Unterstüt-
zung der planenden Verwaltung. Entwicklungs-
gesellschaften verfügen über interdisziplinäre 
Kompetenzen und können daher zielgerichtet 
eingesetzt werden (vgl. Ulas 2024: 12). Weiterhin 
wird die Auslagerung öffentlicher Aufgaben an 
ein kommunales Unternehmen durch eine Reihe 
ökonomischer und finanzieller Gründe gestützt. 
Aus wirtschaftlicher Sicht ist eine Auslagerung 
von Vorteil, da sie ein sparsames Wirtschaften 
durch kaufmännisches Denken ermöglicht   (vgl. 
Hemkendreis 2018: 95). Gleichzeitig stellt das 
Vorgehen eine „Entlastung des Haushalts bei 
gleichzeitiger Wahrnehmung öffentlicher Aufga-
ben”   (Hemkendreis 2018: 95) dar. Zum anderen 
bietet die Delegation großer Projekte an SEGs 
politischen Akteuren die Möglichkeit, Erfolge für 
sich zu beanspruchen und diese öffentlichkeits-
wirksam zu präsentieren, beispielsweise bei 
Grundsteinlegungen oder Richtfesten. Treten 
jedoch Probleme oder Krisen auf, was bei risi-
kobehafteten Großprojekten nicht ungewöhnlich 
ist, kann die Verantwortung auf den Träger ge-
schoben werden (vgl. Altrock et al. 2022: 10). 

Ein weiteres Potential von SEGs als Akteur der 
Stadtentwicklung ergibt sich aus der Projekt-
förmigkeit und der Komplexität der Aufga-
be (vgl. Polkowski 2024: 29). Groß angelegte 
urbane Vorhaben stellen aufgrund ihrer langen 
Realisierungszeiträume und der hohen Anzahl 
an beteiligten Akteuren komplexe Anforderun-
gen an ihre Träger (vgl. Altrock et al. 2022: 10; 
Simons 2003). Am Beispiel der HCH wurde er-
sichtlich, dass SEGs aufgrund ihrer flexiblen 
und hybriden Organisationsstruktur und der 
Umsetzung der drei Dimensionen der Integra-
tion in der Lage sein können, diese Komplexi-
tät zu bewältigen und zudem darüber hinaus 

5 Stadtentwicklungsgesellschaften als Träger integrierter Stadtentwicklung
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fähig sind, hohe Ansprüche an die Entwicklung 
zu setzen. Denn während die primäre Ausrich-
tung vieler Großprojekte auf die wirtschaftliche 
Rentabilität den Qualitätsaspekt der städtebauli-
chen Entwicklung in den Hintergrund rückt (vgl. 
Fainstein 2008: 783, 768), verdeutlicht das Fall-
beispiel, dass die Generierung von Qualität und 
Innovation im Rahmen eines Großprojekts durch 
die Steuerung einer städtischen Entwicklungs-
möglichkeit geleistet werden kann. 
 Wie die Fallstudie gezeigt hat, eignen 
sich SEGs daher in besonderem Maße für die 
Steuerung eines komplexen Großprojektforma-
tes. Selbstverständlich können Großprojekte 
auch unter alternativen öffentlichen Träger-
schaftsmodellen realisiert werden. Sind jedoch 
die bestehenden Verwaltungsstrukturen der 
Kommune nicht geeignet, bedeutet dies häufig, 
dass die Verantwortung an einen privaten Ent-
wicklungsträger übertragen werden muss. Da-
durch würde die Kommune einen erheblichen 
Teil ihrer Steuerungsmöglichkeiten verlieren und 
ihre Einflussmöglichkeiten auf die Schaffung 
von Qualität und Innovation wären beschränkt 
(vgl. Polkowski 2024: 29 f.). 

5.3 Impulse aus der HafenCity 

Die HafenCity als städtebauliche Entwicklung 
ist einerseits sehr spezifisch. Andererseits erge-
ben die gesammelten Erfahrungen brauchbare 
Erkenntnisse für die Entwicklung und Steuerung 
von Großprojekten in ähnlichen Kontexten. Es 
soll daher abschließend der Frage nachgegan-
gen werden, welche Schlüsse sich aus beste-
henden Projekten und Erfahrungen für künftige 
integrierte Stadtentwicklungsprojekte durch 
staatliche Stadtentwicklungsgesellschaften zie-
hen lassen.
Übertragbarkeit des HafenCity-Modells?
Wie die Auseinandersetzung mit der HafenCity 
gezeigt hat, gibt das Vorliegen eines komplexen 
Großprojektes mit langem Entwicklungszeitraum 
Anlass dazu, die Gründung einer Stadtentwick-
lungsgesellschaft in Erwägung zu ziehen (vgl. 

Polkowski 2024: 27). Die weiteren Potenziale, die 
sich aus der spezifischen Governance-Struktur, 
der Sicherung von Entwicklungsqualität, der Ef-
fizienzsteigerung, der Förderung von Innovation 
sowie den Vorteilen für Politik und Verwaltung 
ergeben, positionieren Stadtentwicklungsge-
sellschaften als leistungsstarken Träger der in-
tegrierten Stadtentwicklung. 

Ausgehend von dieser Erkenntnis stellt sich die 
Frage, inwieweit das HafenCity-Modell auf ande-
re Kontexte übertragbar ist. In Bezug auf eine or-
ganisatorische Übertragbarkeit zeigt sich, dass 
die Entwicklung der HafenCity stark von spezi-
fischen (historischen) Ausgangsbedingungen 
und den institutionellen Rahmenbedingungen 
geprägt war (vgl. Polkowski 2024: 8). Diese kon-
textuelle Einbettung der HafenCity unterstreicht 
die Herausforderung, das Organisationsmodell 
direkt auf andere Projekte oder Städte zu über-
tragen. Unterschiede in den politischen oder 
rechtlichen Rahmenbedingungen sowie ande-
re finanzielle und personelle Ressourcenaus-
stattung begrenzen somit die Möglichkeit einer 
direkten Adaption und verdeutlichen die Not-
wendigkeit, das Modell an die jeweiligen spezi-
fischen Gegebenheiten anzupassen.

Im Hinblick auf mögliche verallgemeinerbare 
Erkenntnisse lassen sich dennoch bestimm-
te Schlüsselelemente und Aspekte des Ent-
wicklungsmodells hervorheben, die auf andere 
Projekte übertragbar sind. Insbesondere die 
Grundstücksvergabemechanismen und das 
Verfahren der Anhandgabe haben maßgeblich 
zu einer qualitativ hochwertigen Entwicklung 
beigetragen und bieten sich als übertragbare 
Ansätze an. Auch der im Kontext der HafenCity 
erfolgte strategische Erwerb von Grundstücken 
und die Sicherung zentraler Ressourcen sowie 
die Offenheit während des Planungs- und Um-
setzungsprozesses sind wesentliche Erfolgs-
faktoren, die von Stadtentwicklungsgesellschaf-
ten forciert werden können (vgl. Schultz-Berndt 
2024: 51). 
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Letztlich sollte anstelle der Übertragbarkeit des 
Modells der Fokus verstärkt auf die Impulswir-
kung der HafenCity gerichtet werden. Der Pro-
zess der städtebaulichen Entwicklung fungiert 
als Treiber in Richtung Innovation und Qualität. 
Diese Ansätze, die von den Bauherren und der 
HCH bei der Infrastrukturentwicklung der Hafen-
City umgesetzt wurden, könnten potentiell auch 
in anderen Projekten Anwendung fi nden und 
dort neue Maßstäbe setzen. Auch gehen von 
der Entwicklung konzeptionelle Impulse aus. 
Einzelne Aspekte der Konzeption wie beispiels-
weise der Gedanke einer verdichteten und nut-
zungsgemischten „New Downtown” ermöglicht 
die Schaffung einer Referenz. Ein Beispiel für 
diese Impulswirkung ist, dass die koordinierte 
Betrachtung und Steuerung von Einzelhandels-
nutzungen in anderen Kontexten wie der See-
stadt Aspern in Wien adaptiert und weiterentwi-
ckelt wurde (vgl. Schneider 2024: 17, 21).

Der wohl wichtigste Impuls im Kontext dieser Ar-
beit geht jedoch von der Form der Trägerschaft 
selbst aus. Die HafenCity hat gezeigt, dass die 
Verbindung der öffentlichen und privaten Sphä-
re, gesteuert durch eine öffentliche Entwick-
lungsgesellschaft, einen überzeugenden Ansatz 

für die erfolgreiche und gemeinwohlorientierte 
Umsetzung großer städtischer Projekte darstellt. 
Die HafenCity bietet für künftige Projekte und 
ihre Träger das Potential, aus den Erfahrungen 
zu lernen und einzelne Aspekte der Entwicklung 
in neue Kontexten einfl ießen zu lassen. 

Die Zukunftsperspektiven von Stadtentwick-
lungsgesellschaften sind von den künftigen Auf-
gabenfeldern der Stadtentwicklung abhängig 
(vgl. Polkowski 2024: 29). Angesichts der fort-
schreitenden Urbanisierung bleibt Stadtentwick-
lung ein komplexes und dynamisches Hand-
lungsfeld, in dem die Zahl der Großprojekte 
voraussichtlich auch in Zukunft nicht signifi kant 
zurückgehen wird. Darüber hinaus ist ange-
sichts des kontinuierlichen Wandels der stadt-
entwicklungspolitischen Anforderungen davon 
auszugehen, dass zudem neue Aufgabenfelder 
entstehen werden, die durch SEGs effektiv um-
gesetzt werden können. Hinsichtlich der Frage, 
wie Stadtentwicklung zukünftig gesteuert wird, 
sollten Stadtentwicklungsgesellschaften daher 
(wieder) stärker in den Fokus planerischer Be-
trachtungen gerückt werden (vgl. Lord et al. 
2015: 49).

5 Stadtentwicklungsgesellschaften als Träger integrierter Stadtentwicklung
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SCHLUSSBETRACHTUNG6
6.1 Fazit

Die Problemstellung, die den Ausgangspunkt 
dieser Arbeit bildet, ist die zunehmende Raum-
produktion durch städtebauliche Großprojekte 
(vgl. Fainstein 2008: 768; Salet 2008: 2343). Im 
planungstheoretischen Diskurs werden groß 
angelegte Vorhaben häufig als Ausdruck einer 
neoliberalen Stadtpolitik verstanden und mit ei-
nem Trend zur Privatisierung städtischer Räume 
verbunden. Die daraus resultierende Verschie-
bung der Steuerungsmacht vom Staat in Rich-
tung Markt würde mit einem Verlust öffentlicher 
Kontrolle einhergehen (vgl. Swyngedouw et al. 
2002: 572; Salet 2008: 2346; Bruns-Berentelg 
2012: 73). In Ergänzung dazu zeige sich eine 
gleichzeitige „Unfähigkeit” des Staates, Innova-
tion hervorzubringen (vgl. Siebel et al. 2001: 529 
f.). Die globalen und komplexen Herausforde-
rungen des 21. Jahrhunderts verdeutlichen die 
zentrale Bedeutung innovativer und integrierter 
Ansätze, um zukunftsfähige städtische Räume 
zu entwickeln (vgl. Heinig 2022: 7; Ibert 2009: 
18). 

Im Zentrum der Arbeit stand die Fallstudie Ha-
fenCity. Es wurde der Frage nachgegangen, ob 
die HafenCity, gesteuert durch eine öffentliche 
Stadtentwicklungsgesellschaft, ein alternatives 
Steuerungs- und Organisationsmodell darstel-
len kann, das die kritisierte Verschiebung vom 
Staat in Richtung Markt ausbalanciert, indem 
beide Sphären in ein produktives Wechselspiel 
gebracht werden. Es wurde die Hypothese auf-
gestellt, dass die Organisationsform der Stadt-
entwicklungsgesellschaften, die an der Schnitt-
stelle zwischen Staat und Markt agiert, zudem 
fähig ist, innovative und integrierte Stadtent-
wicklung zu leisten. 
Um dies zu untersuchen, wurde ausgehend von 
der theoretischen Auseinandersetzung mit den 
komplexen Zusammenhängen zwischen integ-

rierter Stadtentwicklung, urbaner Governance, 
Großprojekten und der Rolle von Stadtentwick-
lungsgesellschaften als Akteur der Steuerung 
ein Analysemodell aufgestellt. Es wurden drei 
Dimensionen der Integration entwickelt, die von 
den Trägern der integrierten Stadtentwicklung 
zu bewältigen sind:

• Integration nach außen: Einbindung exter-
ner Akteure und Gestaltung effektiver Go-
vernance-Strukturen

• Integration nach vorne: Einbindung des 
Marktes und Zusammenarbeit mit privaten 
Akteuren

• Integration nach innen: Aufbau einer dyna-
mischen Organisationsstruktur 

Die Erkenntnisse der Fallstudie wurden in ein 
Entwicklungsmodell überführt, das zeigt, dass 
im Kontext der HafenCity-Entwicklung alle Integ-
rationsebenen von der HCH umgesetzt wurden. 
Als zentraler Governance-Akteur bündelt die 
HCH die fragmentierten Zuständigkeiten und 
koordiniert die diverse Akteursstruktur. Sie führt 
die verschiedenen Fachdisziplinen zusammen 
und überwindet so sektorale Politiken. Ihre Son-
dergovernancestruktur und eine offene Kom-
munikationsstrategie tragen zur Erzielung einer 
hohen Integrationsleistung bei. Die besondere 
Stärke der HCH liegt in ihrer hybriden Struktur, 
die es ihr ermöglicht, staatliche Steuerungskom-
petenz mit Marktverständnis zu verbinden. Die 
gezielte Steuerung des Entwicklungsprozesses 
durch ihre spezifischen Grundstücksvergabe-
mechanismen und die enge Zusammenarbeit 
mit privaten Akteuren gelingt es der HCH, hohe 
Qualitätsstandards zu setzen und Innovationen 
im Bereich der Stadtentwicklung voranzutrei-
ben. Eine dynamische Organisationsstruktur 
ermöglicht es ihr, flexibel auf sich verändernde 
Rahmenbedingungen reagieren zu können und 
neue Anforderungen in den Prozess zu integ-
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rieren. Die Organisation bindet interdisziplinäre 
Kompetenzen und verfügt über ein hohes kon-
textspezifi sches synthetisches Wissen. 

Neben der erfolgreichen Umsetzung der drei Di-
mensionen der Integration wurden zudem zent-
rale Schlüsselelemente der HafenCity-Entwick-
lung identifi ziert. Der gebietsbezogene Ansatz, 
die Einbindungen in die Gesamtstrategie Ham-
burgs, die Nutzung der öffentlichen Aufmerk-
samkeit zur Bildung kommunikativen Kapitals, 
eine gesicherte Finanzierung, das städtische 
Eigentum an den Grundstücken sowie eine kon-
tinuierliche Offenheit im Planungs- und Realisie-
rungsprozess haben sich als wesentliche Fak-
toren erwiesen, die den langfristigen Erfolg der 
HafenCity maßgeblich gefördert haben.

Ausgehend von diesen Ergebnissen wurden 
Herausforderungen und Potentiale abgeleitet, 
die für Stadtentwicklungsgesellschaften als Ak-
teur der Stadtentwicklung bestehen. Es wurde 
aufgezeigt, dass die Gründung von Stadtent-
wicklungsgesellschaften aus den stadtpoliti-
schen und sozioökonomischen Rahmenbedin-
gungen resultiert und eine starke Abhängigkeit 
von den kontextspezifi schen Gegebenheiten 
besteht. SEGs stehen vor der Herausforderung, 
marktbasierte Prozesse mit dem öffentlichen 
Gemeinwohl in Einklang zu bringen. Die zuneh-
mende Komplexität und Dynamik von Stadtent-
wicklungsprozessen erfordert zudem eine kon-
tinuierliche Anpassung der organisatorischen 
Strukturen und Kompetenzen, um die Hand-
lungsfähigkeit der SEGs trotz dieser vielfältigen 
Anforderungen zu erhalten. Dabei stellt sich die 
Frage der Skalierbarkeit des Organisationsmo-
dells der Stadtentwicklungsgesellschaft, insbe-
sondere im Hinblick auf die Übertragbarkeit und 
Erweiterung der Strukturen auf neue, komplexe 
Entwicklungsprojekte.

Die Potentiale von Stadtentwicklungsgesell-
schaften als Akteure der Stadtentwicklung liegen 
in den spezifi schen Vorteilen ihrer Governance-
Struktur, die dem Verlust öffentlicher Kontrolle 

entgegenwirken. Sie bieten durch ihre fl exible 
und integrierte Organisationsweise die Möglich-
keit, die Qualität und Effi zienz der Entwicklung 
zu steigern und Innovationshemmnisse zu über-
winden. Zudem bringt das Steuerungsmodell 
Vorteile für die Politik- und Verwaltungsprozesse 
mit sich. Es wurde deutlich, dass SEGs beson-
ders geeignet sind, die komplexen Anforderun-
gen und Herausforderungen großer städtebau-
licher Transformationsprojekte zu steuern.

Mit Rückblick auf die zentrale Forschungsfrage 
dieser Arbeit 

Inwiefern lassen sich komplexe räumliche 
Transformationsprozesse im Kontext inte-
grierter Stadtentwicklung durch Stadtent-
wicklungsgesellschaften tragen und welche 
Implikationen ergeben sich daraus für die 
Governance urbaner Großprojekte?

lässt sich konstatieren, dass Stadtentwicklungs-
gesellschaften durch ihre spezifi sche Form 
der Organisation fähig sind, integrierte Stadt-
entwicklung zu erbringen und die Steuerung 
komplexe räumlicher Transformationsprozesse 
effektiv zu leisten. Die Fallstudie HafenCity hat 
gezeigt, dass die Steuerung durch eine öffent-
liche Entwicklungsgesellschaft zudem einen 
überzeugenden Ansatz für die erfolgreiche 
und gemeinwohlorientierte Umsetzung urbaner 
Großprojekte darstellt, die Innovationen fördert 
und Qualität schafft. 

Im Hinblick auf die Problemstellung der Arbeit ist 
die zentrale Erkenntnis, dass öffentliche Stadt-
entwicklungsgesellschaften privater Rechtsform 
sich durch eine hybride Organisationsstruktur 
auszeichnen, die staatliche Steuerungskompe-
tenz mit marktorientiertem Handeln verbindet. 
Sie stellen daher ein „Gegenmodell” zur kriti-
sierten Verschiebung der Steuerungskompe-
tenz dar, wirken Privatisierung entgegen und 
verbinden Gemeinwohl, städtebauliche Qualität 
und Innovation mit marktorientiertem Wachstum 
und Wettbewerbsfähigkeit. Für die Governance 
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urbaner Großprojekte implizieren diese Erkennt-
nisse, dass die spezialisierte Organisationsform 
der Stadtentwicklungsgesellschaft eine Schlüs-
selrolle in der Bewältigung komplexer stadtent-
wicklungspolitischer Herausforderungen spie-
len kann. Sie ermöglichen eine ganzheitliche, 
langfristige und flexible Steuerung und sollten 
daher als Träger integrierter Stadtentwicklung 
für künftige komplexe räumliche Transforma-
tionsprozesse in den Fokus gerückt werden. 

6.2 Reflexion und Ausblick 

Abschließend werden die in der Forschung 
angewandten Methoden und die erarbeiteten 
Inhalte selbstreflektierend betrachtet. Diese 
Reflexion dient dazu, sowohl die Stärken und 
Schwächen des methodischen Forschungspro-
zesses als auch die Erkenntnisse, die aus der 
Untersuchung gewonnen wurden, kritisch zu 
hinterfragen.

Methodische Reflexion 
Die vorliegende Masterthesis stützt sich auf die 
Analyse der HafenCity. Die Entscheidung für 
eine Fallstudie als zentrales Forschungsdesign 
hat sich für meine Forschung als zielführend er-
wiesen. Aufgrund ihrer Komplexität und ihres 
Pilotcharakters stellt die HafenCity einen sehr 
interessanten und ergiebigen Forschungsge-
genstand dar. Als städtische Entwicklungsge-
sellschaft ermöglichte die HafenCity Hamburg 
GmbH einen Einblick in die organisatorischen 
Bedingungen von Stadtentwicklung. Zur Erfas-
sung des Falles wurde dieser kontextualisiert 
und theoretisch eingeordnet, wobei die umfang-
reiche Datenlage eine fundierte Untersuchung 
ermöglichte.

Die geführten Experteninterviews wurden ge-
zielt genutzt, um spezifisches Rollenwissen und 
nicht kodifizierte Informationen zu generieren 
sowie um Einblicke in die Governance-Struktu-
ren, Akteursbeziehungen und die organisatio-
nalen Besonderheiten der HafenCity zu gewin-

nen. Durch die Auswahl von Interviewpartnern 
aus verschiedenen Entscheidungsebenen und 
institutionellen Kontexten wurde eine Multiper-
spektivität erreicht, die ein differenziertes Ver-
ständnis der Strukturen und Prozesse innerhalb 
der HafenCity Hamburg GmbH ermöglicht hat. 
Die Anpassung der Leitfäden an die fachlichen 
Hintergründe der Interviewpartner und die fle-
xible Struktur des Interviews gewährleisteten 
einerseits Vergleichbarkeit und andererseits 
die Möglichkeit, neue Aspekte zu explorieren. 
Dennoch hätte eine noch breitere Einbindung 
weiterer Akteure die Perspektivenvielfalt erhöht. 
Insbesondere Interviews mit privaten Marktteil-
nehmern und Projektentwicklern zur Erfüllung 
der Integration nach vorne wären bereichernd 
gewesen, vor dem Hintergrund des begrenzten 
Zeitraums aber nicht leistbar. Zudem kam es 
leider zu kurzfristigen Absagen und ausbleiben-
den Rückmeldungen bei der Akquise. Dadurch 
konnte beispielsweise kein Interview mit Vertre-
tern des Bezirks Hamburg-Mitte geführt werden. 
Ein methodischer Aspekt, der daher kritisch 
betrachtet werden muss, ist das Risiko von Se-
lektionsverzerrungen. Meine Auswahl der Inter-
viewpartner kann unbewusst dazu führen, dass 
bestimmte Perspektiven und Zusammenhänge 
über- oder unterbewertet werden.

Ein Vergleich mehrerer Organisationen hätte 
den Rahmen dieser Masterarbeit überzogen, 
könnte aber in weiteren Forschungen beispiels-
weise darüber Aufschluss geben, welche Fakto-
ren kontextübergreifend als Erfolgs- und Schlüs-
selfaktoren gelten. 

Inhaltliche Reflexion und Ausblick
Forschungsgegenstand war die Rolle von Stadt-
entwicklungsgesellschaften als Träger integ-
rierter Stadtentwicklung. Am Fallbeispiel der 
HafenCity Hamburg GmbH habe ich untersucht, 
inwiefern Stadtentwicklungsgesellschaften kom-
plexe räumliche Transformationsprozesse steu-
ern und welche Implikationen sich daraus für 
die Governance urbaner Großprojekte ergeben. 
Durch die Befassung mit den Themenbereichen 
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integrierte Stadtentwicklung, Governance und 
der Trägerschaft von Großprojekten als Instru-
ment der Stadtentwicklung wurde sich einer ak-
tuellen und relevanten Thematik gewidmet. 

Im Verlauf der Bearbeitung wurde deutlich, dass 
die Komplexität der Thematik es nicht ermög-
licht, alle relevanten Aspekte vollumfänglich zu 
berücksichtigen. Angesichts der thematischen 
Breite und Vielschichtigkeit war eine gezielte 
Eingrenzung des Forschungsgegenstandes er-
forderlich. Die Fokussierung wurde bewusst auf 
die Analyse der Governance-Strukturen und die 
Untersuchung der organisatorischen Bedingun-
gen von Stadtentwicklung gelegt, da in diesem 
Bereich eine Forschungslücke identifiziert wur-
de. Denn trotz der sonst umfangreichen Befas-
sung mit der HafenCity hat diese Perspektive 
bislang wenig Betrachtung gefunden. Diese or-
ganisatorische Perspektive lässt beispielsweise 
eine tiefere Betrachtung sozialer Aspekte aus. 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit ist zum Bei-
spiel ein wichtiger Prozess, der auch bei der 
HafenCity Planung umfänglich erbracht wurde, 
der allerdings für die Beantwortung der Frage-
stellung nicht von großer Relevanz war. 

Die HafenCity befindet sich derzeit in der finalen 
Phase der Fertigstellung. Dennoch stehen mit 
dem Überseequartier und dem Elbtorquartier 
inklusive des Elbtowers noch wesentliche Teil-
projekte aus, die die vollständige Realisierung 
des Stadtteils abschließen. Eine langfristige 
Wirkungsanalyse stellt daher ein potentielles 
Forschungsfeld dar, um die Akzeptanz und den 
Erfolg der Entwicklung zu überprüfen. 
Darüber hinaus stellen der Kleine Grasbrook, 
der Billebogen und die Science City Hamburg 
Bahrenfeld weitere bedeutende städtebau-
liche Großprojekte dar. Während sich meine 
Forschung ausschließlich auf die HafenCity 
und die in diesem Kontext agierende Organi-
sationsstruktur fokussiert, könnte die Weiterent-
wicklung der HCH im Rahmen der Entwicklung 
dieser Projekte Gegenstand zukünftiger Unter-
suchungen sein. Dabei wäre insbesondere zu 

analysieren, wie genau die Organisation, die ur-
sprünglich auf die spezifischen Anforderungen 
der HafenCity ausgerichtet war, für die neuen 
Aufgabenstellungen angepasst oder erweitert 
werden muss.

Die Themen Innovation und Urbanität erfordern 
ebenfalls eine vertiefende Betrachtung. Eine 
detaillierte Analyse der Innovationsstrategie der 
HafenCity könnte aufzeigen, inwieweit Innovati-
on generiert und gesteuert werden kann und wie 
innovative Ansätze in der städtebaulichen Ent-
wicklung implementiert werden. Im Kontext der 
HafenCity könnte zudem eine projektbezogene 
Betrachtung, etwa des Null-Emissionshauses, 
sinnvoll sein, um spezifische innovative Ansätze 
und deren Umsetzung in der städtebaulichen 
Entwicklung zu beleuchten. Darüber hinaus 
könnte eine Auseinandersetzung mit dem ver-
folgten Urbanitätsgedanken der HafenCity, ins-
besondere im Rahmen einer „New Downtown”, 
zu einem besseren Verständnis der qualitativen 
Aspekte der Stadtentwicklung beitragen. 

Abschließend lässt sich festhalten, dass die-
se Arbeit einen Beitrag zum Verständnis der 
Steuerungsprozesse integrierter Stadtentwick-
lung durch Stadtentwicklungsgesellschaften 
leistet. Die gewonnenen Erkenntnisse können 
als Grundlage für weiterführende Forschungen 
dienen und Impulse für die Praxis liefern, um zu-
künftige planerische Herausforderungen zu be-
wältigen.
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